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Die Wahlrechtskomödie geht weiter .
Wahlrecht und UolK .

� Von R u d. Breit scheid .
Nun ist auch über den vierten Akt der Tragi -

komödie von der preußischen Wahlreform der Vor¬

hang gefallen , aber das Stück geht trotz der leb -

haften Schlußrufe der Linken weiter .

Die von der Verfassung geforderte Wiederholung
der dritten Lesung war keine Wiederholung ; sie
konnte ja auch keine sein , da die Vorlage nach ihrer
dritten Behandlung im Plenum des Abgeordneten -
Hauses so aussah , wie das berühmte Messer ohne
Klinge , an welchem der Stiel fehlt . Wo die näheren
Bestimmungen über das Recht zu wählen stehen
sollten , klaffte eine Lücke . Diese Lücke ist jetzt aus -

gefüllt ünd zwar mit einem das Alter , die Wirt -

schaftlichc Selbständigkeit , die avancierte Diensttreue
und die für die Bekleidung eines öffentlichen Ehrenamtes
erforderliche pekuniäre Unabhängigkelt belohnenden
Pluralwahlrecht . Dazu sind noch die Zentrumssiche -
rungen zugunsten der Erhaltung kirchlicher Privi -
legicn und klerikaler Herrschaft angenommen , so
daß eine neue Bestätigungslesung erforderlich ist .
- Die fünfte also , und es steht bei der Mehrheit

dorn letzter Dienstag , wie oft sie das neckische Spiel
noch wiederhölen >vill . Formell steht nicht das ge -
Ängste dem im Wege , daß man diese Wahlrechts -
Vorlage noch ein paar dutzend Mal liest .

Formell nichts und praktisch auch nichts , da die

Regierung nicht den Mut und nicht die Kraft befitzt ,
dem Treiben durch Auflösung des Hauses einen

Riegel vorzuschieben . In gelvisscm Sinne ist ihr
die Verschleppung am Ende sogar nicht einmal un -

lieb , denn je größer die Zahl der Lesungen , um so
mehr wird der Zeitpunkt hinausgeschoben , an dem

pe mm einmal einen Entschluß fassen muß . Sie

will ja erst alle erdenklichen Hilfsmittel erschöpfen ,
ehe sie zur Waffe der Auflösung greift . Es soll
ihr keiner nachsagen , daß sie im Zorn gehandelt
habe . Sie wird das Abgeordnetenhaus abstimmen
lassen , so oft es nur will . Und wenn irgendwann
die Junker dieser Belustigung müde werden sollten ,
dann wird sie abwarten , bis das Herrenhaus sich
endgiltig schlüssig gemacht hat . Und wenn der Himmel
dann die Herzen ihrer trutzigen Gegner immer noch
nicht zum gleichen Wahlrecht bekehrt hat , dann wird

sie mit fieberhafter Spannung auf den günstigen
Moment für die Auflösung warten , denn die Hertling
und Drews , die Friedbcrg und Payer stehen und

fallen bekanntlich mit dem gleichen Wahlrecht .

So etwas nennt sich Regierung ! Und so etwas

dünkt sich wohl gar noch stärker und imposanter
als ein Kabinett , dessen Dasein von dem Willen

eines Parlaments abhängt . Wenn je ein Mini -

sterium verdient hat , so schnell als möglich von der

Mldfläche zu verschwinden , so ist es das des Grafen
Hertling .

Aber wer soll es stürzen ? Die Angst vor der

Blamage ? Sie ist offenbar bei seinen Mitgliedern

nicht vorhanden , und die stolze Ueberzeugung , sie

hätten eine große politische Mission zu erfüllen .
laßt sie nicht von ihrem Platz weichen , obwohl

rings um sie herum das Hohngelächter einer Welt
ertönt . Die Konservativen und ihre Verbündeten

haben einstweilen gar kein Interesse daran , diesen

Herren den Hals umzudrehen . Graf Hertling mit

seinem parlamentarischen Adjutanten , dem Herrn
v. Payer , können sie fürs erste in der auswärtigen
und Kriegspolitik noch gut verwenden . Dr . Fried¬
bergs Ministerschaft bringt gleichzeitig den National¬

liberalismus und das parlameiüarssche System in

Mißkredit , und Dr . Drews , der Minister des

Innern , ist weiter nicht gefährlich .

Jedoch das Volk , das genasführte , um seine An -

fprüchc betrogene Volk , wird dieser Regierung den

Garaus machen . Es wird sich erheben und seine
Ziechte von ihr fordern , wird auf der Erfüllung
der ihm gegebeneu Versprechungen bestehen und

wird die Männer zum Teufel jagen , die es ruhig
mit ansehen , wie man Schindluder mit ihm treibt .
So haben wir es doch im Laufe der Debatten über

die Wahlreform unzählige Male vernommen , haben
es vielleicht sogar so oder so ähnlich selbst gesagt .

Das Volk . . . . Wie steht ' s mit ihm ? Können
wir wirklich an dem Glauben festhalten , daß die

Entwicklung der prcußischen Wahlrechts frage von

den Massen mit Spannung verfolgt wird , und daß
die Massen , die zu Hause sowohl wie die an der

Front , für diese Sache Begeisterung oder Eni -

rüstung ausbringen ? Hand aufs Herz : Wir können

es nicht . Und wenn wir es nicht können , dann

wollen wir auch auf Drohungen verzichten , die

zum mindesten in der nächsten Zeit nicht erfüllt
werden . Ans die Toner versagt selbst bei äugst -
liehen Gegnern ein solches Bluffen , und die preu -
ßychen Junker sind gar nicht ängstlich . Sagen wir

also ganz ruud heraus, wie die Dinge liegen , und

stellen wir fest , daß das preußische Wahlrecht den

größten Teil derer , die es am nächsten angehen
sollte , sehr kalt läßt . Von der Saat , die . die Sozial -
oemokratie jahrzehntelang ausgestreut hat , ist mir

ein geringer Teil auf gutes Land gefallen und hat
Frucht getragen .

Wir müssen den Gründen dieser erschrecken -
den politischen Gleichgültigkeit nachgehen . Man sagt
uns , sie rühre vom Kriege her . In der Tat , der

Krieg beansprucht die Massen fast vollständig . Ihr
Denken kreist um ihn und vermag sich nicht von ihm
zu lösen . Indessen auch das preußische Wahlrecht
gehörr zu dem großen Komplex von Fragen , _

die

mit dem Kriege zusammenhängen. Es ist doch eines

der stärksten Argumente der Reformfreunde , daß
man den heimkehrenden Soldaten nicht als Bürger
minderen Rechts behandeln dürfe . Ter Krieg kann

also für die Passivität nicht verant ' . vorilich gemacht
werden .

Näher kommt der Sache schon der Hinweis ans
das Vorhandeitsein des Reichstages . Nur ist ' s nicht
richtig , wenn behauptet wird , da die Massen ein

verhältnismäßig demokratisches Wahlrecht zum

Reichstag hätten , sei ihr Sehnen in der Hauptsache
gestillt , und das Wahlsystem , nach dem die Preu -
ßische Volksvertretung gewählt werde , sei ihnen von

untergeordnetem Belang . Vielniehr liegt die Sache
so, daß die Einfluß - und Machtlosigkeit der aus

gleichen Wahlen hervorgegangenen Volksvertretung
ihr Interesse am Parlamentarismus überhaupt er -

tötet hat . Sie hören den Reichstag reden , aber sie
sehen ihn nicht handeln . Sie spotten über die Würde -

lofigkeit , mit der er es sich gefallen läßt , wenn in

der gegenioärtigen Zeit das „ungeschriebene Recht
der Staatsnotwehr " den von ihm beschlossenen Ge -

sttzen und der Verfassnng entgegengestellt wird . Sie

erkennen seine Schwäche und sind geneigt , ihn ge -

meinsam mit den Antidemokraten der Rechten als

„ Schwatzbude " zu bewerten . Die Mühle klappert ,
aber sie gibt der Arbeiterklaffe kein Mehl , und so
beginnt diese Arbeiterklasse sich von der Volksver -

tretung abzuwenden . Sie fragt sich, was es ihr
nützen könnte , wenn das Wahlrecht zum deutschen
Parlament nun auch nach Preußen übertragen
würde .

Von einem bewußten AntiParlamentarismus im

syndikalistischen Sinne ist keine Rede . Vorläufig
ist ' s etwas Schlimmeres , ist es Gleichgültigkeit und

Stumpfheit , von denen die Reaktion und die Gegner
eines wirklichen Wahlrechts profitieren .

lieber diese Entwicklmig zu jammern und zu
Welten wäre zwecklos . Schuld au ihr tragen die ,
die der Arbeiterschaft den Pari amen tarisnuis als

Allheilmittel angepriesen , die proletarische Be -

wegimg in eine Organisation für Wahlzwecke ein -

gezwängt haben und dabei doch nicht die Kraft und

den Willen besaßen , die Volksvertretung zum aus -

schlaggebenden Faktor zu machen .
Wird diese Erkenntnis Gemeingut der von Jllu -

sionen befreiten Massen , dann können wir erst mit

Aussicht auf Erfolg den preußischen Freiheitskampf
führen .

Die Synthese des Herrn Haenisch .
Herr Harnisch hat im Landtage wieder einmal ge -

redet und zwar zum Hultusetat . Wenn Herr Haenisch
redet , dann ist patttonsches Schmalz dabei . Diesmal
hat Herr Haenisch den neuen Menschentyp gezeichnet , den
Deulschland notwendig hat . Ein Sozialist würde
lagen , Deutschland wie jedes Land der Erde braucht
Menschen , die voni Geiste des Sozialismus erfüllt sind ,
damit die neue Ordnung des Rechts , der Freiheit und '
des Friedens geschaffen weiden kann . Der Regie -
ru n g ssozi a l i st Harnisch braucht andere Men -
scheu . Welche ? Run , er sagt es der staunenden und
kopsschüttelnden Menschheit :

„ Wir müssen uns einen neuen deutschen
M e n s ch e n i y p I ch a s i e n , der gleich weit entfernt ist
von derä weltfremden , ideologischen Traumer von anno
dammai wie von dem bloh rechnenden Egoisten des kam -
talistlschcn Zeitalters . Er muß in sich vereinigen
eiserne Pflichterfüllung , nüchternen Tatsachenstnn und hoch -
sten Idealismus . Wir brauchen eine Synthese von Alt - '

Potsdam , Alt - Weimar und Neu - Verlin . Der neue Mensch
muh eine Synthese sein zwischen Kant und Goethe auf
der einen Seite und Werner v. Siemens und Karl
Legten auf der anderen . Die Auslese der Tüchtig -
st e u , die wir bisher nur auf niilitärischem
Gebiet hatten , auf dem einzigen , wo das deutsche Volk
das Höchste im Kriege geleistet hat , die müssen wir auch
aus politischem und wirtschaftlichem Gebiet erreichen . "

Also nun wissen wir , was Deutschland nach regie -
rungssozialistischer Ansicht für Menschen braucht . Keine
Sozialisten ! Ein Gemisch aus Alt - Potsdam , Alt -
Weimar und Neu - Verlin . Alt - Potsdan : — das der Geist
Zopfigsten Militarismus ist . eingefleischtesten Bürokra -
iisinus und fast zaristischer Autokratie . Dazu der damit
unvereinbare Geist von Alt - Weimar , der Geist Goethes
und Schillers , die Ali - Potsdam flohen wie einen Pestort .
Und dazu Reu - Berliu — eine noch unbekannte Größe .
Mit der Synthese aus Unvereinbarem und Unbekanntem
will Herr Haenisch sein Ncu - Deutschland schaffen .

Herr Haenisch liebt in seincii Reden Steigerungen .
Er steigerr also : Der neue Mensch muß eine Synthese
sein zwischen Kant und Goethe und Werner v. Siemens
und — nun schlägt man lang hin vor Lachen — und
Karl Legicn . Mit dieser Einreihung Legiens will

terr Haenisch als treuer Mameluk seinem Brotherrn
cgien einen Gefallen erweisen . Im Grunde genommen

überliefert er ihn der Lächerlichkeit . Karl Legion , der
Prototyp jener Elcniente der deutschen Arbeiterbewegung ,
die mit aller Kraft daran arbeiten , die deutsche Arbeiter -
bewcgung vom Sozialismus in das Lager des Jmperia -
lismus zu treiben — soll hier anscheinend Neu - Berlin

personifizieren . Für dieses Neu - Berlin wird die sozio -
listische Arbeiterschast danken . Ja , wenn ein Geistloser
absolut geistreich schwatzen will , dann kommt Unsinn
heraus .

Aber die Sache hat ihre ernste Seite . Die Arbeiter -

schast aber erkennt in den Ausführungen dieses Haenisch ,
wie weit die Umlernerei schon fortgeschritten ist . Nicht
mehr der internationale Sozialismus ist Ziel dieser Um -
lerner , nicht klare , zielbewußte Sozialisten wollen sie für
das Deutschland der Zukunft , sondern eine Spottgeburl
aus At - Potsdam . Alt - Weimar und Neu - Berlin , d. b.
eine Spottgeburt aus Militarismus , Bürokratie un »
Autokratie , aus ein wenig Philanthropie und endlich aus
nationalem Trades - Unionismus . — So ist die Synthesen »
rede des Herrn Haenisch die neueste Offenbarung des

Nationalsozialismus der Rcgierungssozialistcn .

„ HerrKehrer > derHoffmannhautimmer . �
Der Genosse Etröbel hat neulich in der „ Leipziger

Volkszeit « UH" das politische Farbenspiel , Haenisch mit
Namen , den die Götter in ihrem Zorn zum Landtags - -



abgeordneten machten� nach allen Regeln Lcr Kunst

festgcspicstt . Anlaß dazu gab Ströbel ein Artikel im

regiernng - ssvzialistischcn Organ „ Hamburger Echo " .
überschrieben : „ Unabhängiger WahlrechtSkampf . "

Haenisch glaubt sicher , mit diesen Lamentationen
in den Augen derjenigen , die nicht in der Lage sind ,
die Vorgänge im Landtag , die von der abhängigen
Presse systematisch verschwiegen oder gefälscht werden ,

zu kontrollieren , sich als verfolgte Unschuld mit dem

Glorienschein eines Märtyrers zu umgeben , während
er sich vor Wissenden wie ein kleiner Schulbnbe , der

da petzt „ Herr Lehrer , der haut immer " , nur lächerlich
macht .

Wie Herr Haenisch dabei die Wahrheit vergewal -

tigt . das hat Genosse Adolph Hoffmann bei der Gene -
raldebatte zum Kultusetat durch die Worte : Wieder
Satz eine Unwahrheit " unwiderleglich so fest -
genagelt , daß selbst der redselige Haenisch die Sprache
verlor und sie auch� dann nicht wiederfand , als Hoff -
mann den Satz , den sich Haenisch außerdem geleistet
hatte : „ Sie — die Abhängigen — hätten vor dem

Krieg « in der Auslandspvlittk Jllusionspolitik ge -
trieben . " Dem abhängigen Hue kam das so unglaub -
lich vor , daß er zweifelnd rief : „ Sowas hat er gesagt ? "
Hoffmann bestätigte noch einmal und Haenisch schwieg .

Der Raum unseres Blattes und andere Um -

stände ermsglichen uns leider nicht , auf die Verband -
lungen d « S Landtags vom 6. Juni ausführlich einzu¬
gehen . Das Regierungsorgan , der „ Vorwärts " ,
bringt über die Rede Adolph Hoffmanns nichts weiter
als folgende Worte : „ Leider schwächte Abgeordneter
Adolph Hoffmann von den Unabhängigen , der der

Reaktion entgegentreten zu können meinte, ' die Wir »

hing selbst ab dadurch daß er einen großen Teil seiner
Rede einer ebenso ttberfliifsigen wie törichte » Polemik

gegen die Sozialdemokratie widmete . Diese Angriffe
nehmen wir ntiftt tragisch . Sie gebören nun einnwl

zum ständigen Repertoire der Unabhängigen . UnS

ärgern sie damit nicht , den bürgerlichen Parteien aber
bereiten sie große Freude . "

Diese schamlose Art der Berichtcrstattuns zeigt

deutlich zu welchem Zweck der VorwärtSraub benutzt
wird . Wer die LandtagSverHandlunge » an der Sand

der Verhandlungsberichte verfolgen kann , erst der kann

sich einen Begriff machen , wie siücematisch gefälscht und
das Boll von den Regierungssozialisten angelogen
wird .

Usch et « « « au « der abhLusißen Kirche .
Der Artikel Grunwalds , in dem er begeistert

kür Annen « nen schwämmt , ruft den Abg . Hermann
Wendel aus den Plan . In der „ Neuen Zeit ' ( Nr im
bemerkt er , Grunwatds Standpunkt sei von Sozm -
lismus weit entfernt . Sein Artikel tn der » Neuen
Zeit ' „ Der Friede mit Rumänien ' könne zu anSsühr -
liehen Entgegnungen reizen , er wolle sich auf eine

tatsächliche Berichtiaung beschränken . Grunwald habe
leichthin gesagt : „ Es handelt sich hier um nationale

Dan der Moral .
In der bürgerlichen Presse erscheine » von Zeit

zu Zeit Abhandtungcn , in denen von der Moral die

Rede ist . Melfach wird von der niedergehenden Mo -

rat der unteren Volksschichten geschrieben . Man ent -

rüstet sich über dieses oder jenes Vorkommnis , das
mit den Begriffen von Moral nicht in Einklang zu
bringen ist . Dabei wird natürlich der Maßstab der

bürgerlichen Moral angelegt , jeuer Moral , die sich
aufbaut auf den EtgenrumSbegriff und auf die Fa -
mitte . Außer acht gelassen wird bei diesem Gezeter ,
daß vielfach in den Kreisen , die die Jnnehaltung der

bürgerlichen Mvralbegriffe als Ideal hinstellen , sel »
ber eine besondere Moral geübt wird , die schon Sein -
rich Heine tn die Worte kleidete : „ Sie predigen öffcnt -
lich Waffer . saufen aber Heinrich Wein . Wie eS manch -
mal mit der Moral bestellt ist . wie ofr Tratsch und
Klatsch auch in den besten Kreisen zu Haus ? ist , daS

zeigt ein BeleidtMnaSprozcß , der vor der 17. Zivil -
kammer des Berliner Landgerichts l sich abspielt . ES

handelt sich um die Kl » sesache deS BaronS Walter
v. Rad eck gegen den Sohn des derzeitigen deutschen
Botschafter » in K» nfl « nLinovcl , den Grasen Günther
v. Bernstorff , ferner die aus Amerika stammende
Mrs . Viuienne Margucrite Bnrton , geschiedene
Btrtch , geschiedene Baronin von Rädel und jetzige
Gräfin Bernstorff und IS Mitglieder der Berliner
Gesellschaft bzw . der Berliner Lebewelt . Sie alle sind
beschuldigt , gegen den Baron von Radek eine Reihe
schwerwiegender Beleidigungen und Verleumdungen
ausgesprochen und verbreitet zu haben . Der Antrag
des Klägers geht dahin , das Zivilgericht möge auf
Unterlassung der Weitervcrbrcitung dieser ehren -
rührigen Behauptungen bzw . Schadenersatz erkennen .

Unter den Beschuldigten steht an ersier
Stelle der zurzeit in einer Heilanstalt befindliche
Prinz Albert zu Schleswig - Hol st ein . Der
zweite Mttangeschuldigte ist der Bruder des
Staatssekretärs Dr . v. Kühlmann . Herr v. Knhlmann ,
der im Verein mit dem Rittmeister von Hoff vom
stellvertreienden Generalstabe in Berlin , einer Frau
Jgna von Böllnack geb . Wesendonk , der Gattin des
BankdirektorS Heinemann - Berlin , dem bekannten
Berliner Bildhauer , Professor Schott und feiner
Frau , dem Baron Ohlen , der Freifrau von Falken -
Hausen , dem Baron von Schneider - Glend , der Baronin
von Beaulieu - Marconnay , einem Fräulein von Na -

deck , der Stiefschwester des Klägers , und einem ge -
wissen Tetelmamt aus Russisch - Polen u. a. folgende
Behauptungen über den Baron von Nadeck verbrettet

haben sollen : Der Kläger , der vor dem Kriege in Eng -
land lebte , sei ein Spion , er lebe von Frauen , er fük�e
den Baronstitel zu unrecht , er unterhalte ein straf -

AngliederungeU , da , ivie bekannt , dieses Gebiet im

wesentlichen von Bulgarien besiedelt ist ' .

Dazu fragt Wendel spöttisch : „ Wem bekennt ?

Und woher bekannt ? Und was helßt „ im wesem -
iichcn ? " — Tann weist Wendel nach , daß die söge -
nannte neue Tobrudscha nicht in der Mehrheit von

Bulgaren bewohnt ist . Bulgarisch sei nicht ein Fünsiel
der Gesamteinwohnerjchast , von dieser gehoncn 55

Proz . zur rumänischen Nationalität . — Aus diese
Absuhr weiß Herr Grunwald anderes nicht zu er -

widern , als nun Wendet vorzuwersen , seine Balkan -

Politik sei „ eigenartig ideologisch ' . Das prozentuale
Verhältnis zwischen Bulgaren und Rumänen in der

Dobrudscha sei von untergeordneter Beden ung . In
Betracht komme vielmehr „ wie weit der Friede dem

wirischaftlichen Wiederaufbau Deutschtands zu nützen

vermag , vor allem aber , wie tveit er den Interessen
der deutschen Arbeiterschast nützt . " — Mit dieser Ant¬

wort , in der „ wisseuschastlichen ' Zeitschrift der Re -

formsoziaiisten , wird man den vollen Betsall der

Alldeutschen finden . Was für die Dobrudscha gut ,
das muß man natürlich auch als entscheidend für das

KricgSzicl im ganzen Osten und Westen gelten lassen .

Rviormsozialisten einig in der Auffassung , einig
im Ziel mit den konservativen und großindustriellen
Annertonisten !

Herrlichen Zeiten führt die neue Kirche dem In -
ternationalen Sozialismus entgegen .

Protest gegen die Harmoniepolttik
der Geueralltom « isston .

» Am 8. Juli hält der Zentralverband der Schuh -
macher in Würzburg seine Generalversammlung ab .

Dazu liegen Anträge aus Leipzig , Groitsch , Nürnberg ,
Fürtch , Berlin und dem 8. Bezirk vor , tn denen ge -
fordert wird , die Beiträge für die Generalkommission
nicht mehr zu zahlen . Begründet werden diese An -

träge mit der ganzen Politik der Generalkommission ,
ihrer Mitgliedschaft im �olkSbund für Freiheit und

Vaterland " , sowie mit dem AnSschtuß von Abgeord -
neten der U. S . P . von wichtigen Beratungen über

Arbeitersragen in den Vorständckonferenzen .
Bemerkenswert ist der Antrag aus Leipzig , der auch

einen Beschluß der Generalversammlung oerlangt , in
dem ausgesprochen wird , daß man mit der von der

Generalkommission seit Kriegsbeginn betriebenen Politik
nicht einverstanden sei .

Wir sind auch sicher , wenn überall die wirkliche
Stimmung zum Ausdruck käme , eS sich zeige » würde ,
daß die weit überwiegende Mehrheit der wirklichen
Gewerkschaftsmitglieder , die nicht nur zahlen und auf
Vorteile warten , sondern mit ihrem Herzen und ihrer
Ueberzeugnng den proletarischen Klassenkampf fördern
wollen , daß diese Mitglieder genau so denken .

Sehr oft hört man die Bemerkung : wir können ja
tn der Gewerkschaft nichts mehr machen . Die Leitnn -

gen haben die Macht , sie verfügen über unser Geld
und sie haben eine Stütze an der indifferenten Masse .
Demokratie gibt eS in den Gewerkschaften nicht mehr .
Wir müssens dulden , wollen wir nicht alle erworbenen

licheS Verhältnis mit einer Wiener Gräfin und sei
wegen strafbarer Handlungen auS der Armee entfernt .

AuS der einleitenden Sachdarstellung deS Notars
Dr . Max Roosen - Hambnrg ging hervor , daß Baron
von Radeck bei den Gardeküraffieren in Potsdam ge -
standen hat , dann nach England gegangen ist und sich
hier im Jahre 1 » 12 mit Marguerite Vivienne Burton

verheiratete , die auS Burlington im Staate Nen - Aer -
sey lNordamerikoj stammt und in erster Ehe mit
einem Mister Bitsch verheiratet war . Neben einem
Hause in London habe Baron von Zfcrdeck auch das
Gut WSlfcSgrund in Schlesien besessen und sei sofort
nach Kriegsausbruch in die Armee eingetreten , wo er
sich in den Flandernschlachten mehrfach ausgezeichnet
habe . Während er jedoch in den Schützengräben vor
Bpcrn gelegen habe , hätte sich der Sohn des dentfchen
Botschafters in Konstantinopel , Graf Günther von
Bernstorff , an seine lRadeckSj Frau herangemacht .
Er habe sie im Hotel Adlon in Berkkn besucht , mit
Blumen und Süßigkeiten überschüttet und ihr ein -
geredet , daß ihr Ehemann toon Radeck ) ein gefährlicher
Mensch sei und daß er — Bernstorff — ak » Sohn eiucS
deutschen Botschafters alle Mittel anwenden könnte ,
um ihren Mann in der Gesellschaft unmöglich zu
machen . EineS Taae ? habe dann der Kläger im

Schützengraben einen Brief seiner Frau erhalten , in
dem sie ihm schrieb , sie wünsche wieder frei zu sei ».
Bmon von Radeck sei daraufhin In seiner exponierten
Stellung am Nser - Kanal zusammengebrochen und nach
Berlin beurlaubt worden . Hier habe er erfahren , daß

nicht nur Graf Bernstorff seine Frau im Hotel Adlon

besucht , sondern diese auch den Grafen Bernstorff im

Habsburger Hof aufgesucht babe .
Eines Tages , im März 1916 , habe Radeck dann

seine Fran in dem Hanse des Grafen Bernstorff im

Grunewald verschwinden sehen . Als er an die Tür

klopfte , habe er seine Frau dem Grafen Bernstorfs

auf englisch zurufen hören : „ Stecken Sie Ihren Re -

vvlver in Ihre Tasche ! " Herr von Radek sei dann in

de » Salon eingetreten ! , Ivo er den Grasen und seine

Fran antraf . In ihrer Gegenwart habe er dem Gra -

fen erklärt : „ Daß Sie meine Frau lieben und hei -

raten wollen , begreife ich , aber daß Sic sie in dieser

Weise kompromittieren , ist eine niedrige Handlunzs -

weise . Sie sind der größte Schuft der Welt ! " Darauf

habe Baron von Radek den Grafen Bernstorff ge -

ohrfeigt , ihm ei » Achselstück von der Uniform ' gerissen
und den Revolver fortqenommcn . Dann habe er die

Anaelegenheit sofort dem Ehrenrat seines Bezirks -
kvmmandos mitgeteilt , da er erwartete , daß Graf
Bernstorff ihm seine Zeugen schicken würde . Statt

dessen sei zwölf Taqc später Graf Bernstorff bei Ba -

ron von Radek im Hotel Saiscrhof erschienen und habe
an ihn das naive Ansuchen aeste ' llt , sich scheiden zu
lasse : , , damit Gras Bernstorff seine Fran heiraten

Anrechte an die Unterstützungscinrichiungen vet -

lieren .

Das ist die Stimmung . Das weiß man auch un8

kümmert sich nicht darum . Wem es nicht paßt , kann

ja gehen , sagte Herr Legten auf der Generalversamm -

lung des Metallarbciterverbandes .

Ci » erfreulicher Beschluß .
In ibrer letzten Vorständckansercnz lehnten Di «

Kölner freien Gewertscha - ten , nachdem sie einzeln zu
der Frage Stellung genommen hat . en , mit über -

großer Mehrheit den Anschluß an den Bund für Frei -

heit und Vaterland ab . unter folgender Begründung :

„ Die Aufgaben des Bundes sind keineswegs gclvecl -
jcbaftlichcr Art . Die dem Bunde angesch ' . ossencu Per -

sonen und bürgerlichen Körperschaften verbürgen durch

ihre Stellungiiahme zu den Fragen der Erringung
eines Verständigungsfriedens ohne Ländererwerb nicht ,

daß durch Eintreten dieses Bundes diese Forderungen
im Sinne der freien Gewerkschaften und dadurch im

allgemeinen Volksinteresse erstrebt werden . Die sreicn
Eewerlschaften sind auch sür sich stark genug , um

diese Forderungen unzweideutig und energsich ver¬

treten zu können ' .

Zur Kudendsrff - Spende .
Aus Metallarbetterkretsen . veröffentlicht de «

„ Vorwärts " folgende Zuschrift :

Die Lndenborff - Spende .

„ In der Nummer vom Sonnabend , den 1. Juni *
bringt der „ Vorwärts " eine Notiz ans Bielefeld , wo -
nach die dortige » Arbeiterorganisattonen es abgelehnt
haben , sich an der Ludendorssspende zu beteiligen , und

zwar mit Rücksicht auf die gesamte Situatton , in de «
wir uns beftirden . Die Red « ktion deS vorwärts "
zeigt durch die Ueberschrift dieser Notiz , daß sie sich im
Zweifel darüber ist , ob das wohl die richttge Taktik sei .

Hierzu möchten wir bemerken , daß auch die Ber -
liner Metallarbeiter in ihrer Vermal -
tungssitznng erklärt habe » , daß sie mit der Be -
teiligung an der Ludendorff - Speiide wie auch mit der
Unterschrist der Generalkommisston für den Aufruf
zur Ludendorff - Spende nicht einverstanden
sind . Die Gründe für diese Ha/tung sind nicht etwa
Abgeneigtheit dagegen , daß für die Kriegsbeschädigten
etwas getan werden soll , im Gegenteil . Die Verwpl -
tung der Metallarbeiter hält es für dringend er -
forderlich , daß in weitgehendstem Maße für die
Kricssbeschädigten gesorgt wird . Die « einung der
Verwaltung geht dahin , daß die Arbeiter selbst auch
materiell und moralisch den Kriegsbeschädigten bei -
springen , soweit eS irgend angängig ist . Woran An -
stoß genommen wird , ist vielmehr die Form , in der
hier für die Kriegsbeschädigten gesorgt werden soll .
Schon die Aufbringung freiwilliger Mittel zur Unter -
stützung der Kriegsbeschädigten entspricht nicht dem ,
waS all « Arbeitervertreter bislang erklärt haben , daß

könne . Auch habe Graf Bernstorff ihn gebeten , die
EhrenratSsachc durch einen Besuch bei dem damalige »
Generalstabschef Generaloberst v. Moltke beizulegen .
Dieser erklärte jedoch , in der Sache nichts ttcn zu kön -
nen , worauf eS zwischen den beiden Gegnern zu weitere »
Auseinandersetzungen kam , die u. a. zu einer Heraus »
forderung deS BaronS von Radek an den Gräfe »
Bernstorff und zu einer Sclvstanzeige von Nadecks
wegen Spionage führte . Inzwischen klagte die Baro -
nin auf Ehescheidung , die auch , jedoch zu ihren Un -
gunsten , ausgesprochen wurde . Bei dieser Gelegen -
beit wurden zugleich auch alle gegen den Baron vv «
Radeck seitens des Grafen Bernstorff erhobenen Be -
schulbigungen durch eingehende Zeugenvcrnehmunge »
widerlegt . Der Kläger habe dann den Botschafter i »
Konstanttnopel brieflich gebeten , seinen Sohn von dem
Verkehr mit seiner , Radccks . Frau abzuraten . Da -
rauf habe er jedoch keine Antwort erhalten . Breimehr
wurde bald darauf , med zwar nachdem Graf Günther
Bernstorff die geschiedene Baronin Radeck geheiratet
hatte , innerhalb der Berliner Gesellschaft eine de »
Kläger schwer beleidigende Broschüre tn Umlauf ge -
bracht , die auch an die Front und auf das Gut des
Klägers nach Schkesten gelangte . Der Inhalt der Bro -
schüre ist , wie Dr . Rössen behauptet , durch sämtkiche
Veschuldtgte » verbreitet worden . Wie der Anwalt
weiterhin anführt , hat sich auch kein einziger der Be -
schaldigten bisher zu einer Erklärung über dieses
Vergehen herbeigelassen oder aber den Urheber und
Berbretter der Broschüre genamit . Er verlaugr daher
von sämtlichen Beschuldigten in enter Linie eine Er -
klärung darüber , daß sie an dem Veleumdungsfelö -
znge nicht beteiligt seien , und zwar unter Ableistung
des ihnen darüber zugeschobenen Eides oder aber die
Zurücknahme ihrer Behauptungen und Tragung der
Kosten des Verfahrens .

Wie Dr . Rossen betonte , legt der Kläger Wert
auf die Feststellung , daß Radeck nicht ans der Armee
entfernt sei , daß dagegen Graf Günther Bernstorff
inzwischen de » schlichten Abschied erhalten habe . Hier -
zu benennt der Anwalt eine Reihe von Zeugen . DaS
Gericht beschloß alsdann die Aussetzung mit Rücksicht
auf noch bestehende Unklarheiten juristischer Natur .

Uns interessieren die Privatangelegenheiten des
Klägers in keiner Nichtling . Wenn wir von der Sache
Notiz nehmen , so nur deshalb , weil sie auf die Moral
unserer Gesellschaftsklassen ein grelles Schlaglicht
ivirft .

Man hat immer gemeint , der Krieg habe auf die »-
fem Gebtete reinigend gewirkt, ' er sei zu einem Jung -
brunnen geworden . Wir können das nicht finden .
Im Gegenteil : Alle Begriffe van wirklicher Moral
sind über den Haufen geworfen , vor allem in den
sogcnannien besseren Kreisen , die die bürgerliche An -
siäiidigkett für sich i » Erbpacht zu haben vorgaben .



« ämlidj die weii�ehcnöste Hilfe durch Mittel beS
Reiches erfolgeu soll . Sodann wird diese Samm
lung mit einem Namen verbunden , der infolge des
Misjüranchs , den dis reakitonären Kreise mit ilj »
treiben , durchaus keinen anziehenden Klang in der
Arbeiterschaft hat . Auch protestiert die Verwaltung
dagegen , daß die Generalkommisston der Gewerkschaf -
ten Deutschlands gemeinsam mit solchen Personen
einen Aufruf unterzeichnet , die gerade jetzt wieder am
Werke sind , um ihrer alten Gewohnheit entsprechend ,
die Behörden scharf zu machen gegen die Arbeiter , und
die unablässig darauf ans sind , die wenigen Rechte ,
die dem Arbeiter während des Krieges noch geblieben
sind durch Maßregelung und Denunziation illusorisch
zu machen . Auch die g es a m t c Situation auf
politischem Gebiet hat stark zu dieser Stellung -
nähme beigetragen . Ein entsprechender Protest ist
auch der Generalkommission zugegangen .

Wenn noch etwas fehlt , um die Abneigung gegen
diese Sammlung vollkommen zu machen > dann ist es
die Art , in der die meisten Arbeitgeber mit den
Sammellisten au die Arbeiter herantreten . "

Eine stark besuchte Betriebsversammlung der Ar -
beiterschast der Firma Ludwig Löwe beschäftigte sich
mit der Stellungnahme zur Ludendorff - Spende . Die
Firma hatte den Vorschlag gemacht , daß jeder Arbeiter
hierzu einen Tagelohn auf Sammellisten beisteuern
sollte , dieser Betrag sollte ratenweise vom Woche » -
lohn abgezogen loerden . Die Versammlung war all -
gemein der Ansicht , dast dieser Vorschlag uuanuehm
bar sei . Man mühte es vollkommen dem Einzelnen
überfasien , wieviel er geben wolle und könne . ES
dürste auch� kein Druck seitens der Firma ausgeübt
werden , wie es bei Sammellisten zu fürchten sei . Ber
schicdene Redner erklärten , wenn die Firma für die
Kriegsbeschädigten sorgen wolle , so solle sie zunächst
einmal bei ihren eigenen ZkriegSbeschädigten an -
fangen , die zum Teil jamrnervoll entlohnt würden .
Die Versammlung nahm eine Entschliehung folgen
den Inhalts an : „ Die Arbeiter der Firma Ludwig
Löwe wollen sich an der Sammlung für die Luden¬
dorff - Spende beteiligen , wenn die Firma die U r -
laubsperre zurücknimmt und jeder Druck
unterbleibt . Geht die Firma hierauf nicht ein , so
will die Arbeiterschaft zum Zeichen ihrer Sympathie
für die Kriegsbeschädigten unter sich sammeln , aber
den Betrag dem �lieichsbund der Kriegsbeschädigten
und ehemaligen Kriegsteilnehmer " zuführen . "

Nach einer Meldung des „ Tag " haben die Ar -
beiterausschüsse der Siemens u. Halske A. - G. und der
Sicmens - Schuckert - Werke G. m. b. H. beschlossen ,
Sammelljsten unter der Arbeiterschaft in Umlauf zu
setzen , auf denen jeder Arbeiter einen Betrag in der
Weise zeichnen kann , dast das Lohnbureau diesen Ve -
trag 10 Wochen hintereinander vom Arbeitsverdienst
in Abzug bringt und der Lndcndorff - Spcnde zuführt .
Der „ Tag " meint , die Beteiligung der Arbeiterschaft
würde infolg « dieser �erleichterten ZeichnnngSform "
außerordentlich stark werden . Ob auch dazn die Vor -

Laute Klagen führten darüber Geistliche und Laien ,
namentlich Schulmänner , die kürzlich ans der Synode
Berlin - Stadt l zusammen waren . Die Klagen rich -
teten sich gegen das Treiben vieler halbwüchsiger
Jungen und Mädchen , was hart am Wege der Ver -

wahrlosung liege . Schulpflichtige Mädchen und Kna¬

ben , auch kaum auS der Schule Entlasiene , die höhere
Schulen befuchen , benähmen sich in der zügellosesten
Weise . Die bunte Mütze , das Abzeichen der Studen¬
ten und Gymnasiasten , das auch die Mädchen sich zu
eigen gemacht hätten , dominierte . In gewissen Stra -
Heu hätten sich solche jugendlichen Gesellschaften ein -

gemietet , um dort „ Geselligkcits - " und „ Marschlieder "
einzuüben . Die schlimmsten Ausartungen kämen
dort vor . „ Tänzübungcn " würden besonders gepflegt .
Am schlimmsten trieben es die sogenannten . Wanöer -
vögcl " . Die Polizei müsse einschreiten . Die Schul -
Verwaltung will LegittmationSkarten einführen , da -
Mit die Lehrer diejenigen feststellen können , die sich
am schlimmsten gebärden . Sin Pfarrer meinte , wenn
die Kirche gegen dieieS Treiben machttos sei und wenn
die Schatte auch nichts tun könne , wer solle denn da
was tun . Wozu hätten wir denn eine Obrigkeit . Von
anderer Seite wurde bezweifelt , ob wirklich die höhe -
ren Schüler und Schülerinnen dabei beteiligt seien .
Die bunte Mütze würde gemihbrancht . Es bandelt
sich da wohl mehr um Munittonsarbeiler und - arbeite -
rinnen . Von anderer Seite wurde ein Teil der Mit¬

schuld auf die Militärbehörden geschoben , die so un -

erhört hohe Löhne in ihren Betrieben zahlten , wadnrch
die Privatindustrie ' den Jugendlichen ebenfalls hohe

Sätze zahlen mühte . Der Pfarrer Schwebet meinte ,
Man dürfe den Munitionsarbeitern nicht alle » ans -

packen : es seien doch auch erhebltchSchülcr undSchüle -
rinnen beteiligt , eine Annahme , die die Schulverwal -

tung durch einen Bericht an die Stadtverordneten -

Versammlung selber als Tatsache festgelegt hat . Dieser

gute Kirchenmann meinte , wie wäre es denn , wenn

die Polizei in eine solche Bude eindringe und die

ganze Gesellschaft versohlte . . . . . . . . .
Nach diesen Schilderungen scheink eS mit dem

Jungbrunnen nicht weit her zu sein . Fest steht auch ,

dah die Heranziehung der Jugend zu den vielen

Sammlungen zu einem dreisten , oft herausfordern -

den Wesen gegenüber Erivachsenen beigetragen hat .

Dah diese Erscheinungen durch j�rche oder

Polizei so ohne weiteres beseitigt werden können , ist

ausgeschlossen . Die sind Folgeerscheinungen jueies
Krieges . Beseitigit werden sie nur in einem Gc,ell -

schastszustand , der keine Klassen sowie Klasscnherr -

schaft und Ausbeutung mehr kennt und der auf dem

friedlichen Wettbewerb der Völker ausgebailt . st . . tn

einer solchen Gesellschaft werden Erziehung� und

Moralgriindsätzc herrschen , die sseundvcrschiedcn t «t >

der bürgerlichen Moral mit dem doppelten � oben stnd .

stände der freien Gewerkschaften ihren Segen erteilen
werden ?

»

In einer Versammlung des Kartells in Lücke n -
walde wendeten sich verschiedene Vertreter gegen
die Sammlung . Es wurde aber mit Mehrheit de -
schloffen , die von den Arbeltgebern berettgehaltenen
Sammellisten zirkulieren zu lassen ? eine Anzahl Ver -
treter stimmten nicht ab .

«

Was für Unftig die vaterlandsparteilichen Kreise
mit der Ludendorff - Spende verbinden , beweist folgen -
des Beispiel , das die I . K. mitteilt : Die amtliche
Berkin - Wilmersdorfer Zeitung berichtet über Festzug
und Festpredigt vom 2. Juni zur Ludendorff - Spende .
Polizeipräsidium , Oberkommando und alle sonstigen
Behörden nahmen daran teil . Die Festrede des Kon -
sistorialratsLang erwähnt mit keinerStlbe dieKriegs -
beschädigten , sondern huldigt nur Hindenburg und

Ludendorff . Sie gipfelt in folgendem Satz :

,D >ie ödesten Reden und jämmerlichste « Worte in

unseren Parlamenten werden immer wieder unschäd -
lich gemacht vom Blitz und Donner der Taten da

draußen in der Schlacht . "
Die Festpredigt schließt mit den Worten , die an

Lubendorff gerichtet sind : „ Gelobt sei Gott der Höchste »
der Deine Feinde in Deine Hand gegeben hat . "

»

In den Berliner Schulen wurden die Schulkinder
zur Sammlung animiert . Sie erhalten Sammellisten
und gehen von Haus zu Haus , sammeln auch auf den

Straßen . In einzelnen Fällen ist den Kindern für
gutes Sammeln eine Landpartie in Aussicht gestellt
worden . Welche Gefahren diese Geldsammlungen
durch Kinder mit sich bringen , ist erst kürzlich in der
Berliner Stadtverordnetenversammlung selbst von

bürgerlichen Rednern dargelegt worden , und es ist
ganz unverständlich , wie trotzdem wiederum die Schul -
kinder zum Sammeln herangezogen werden .

*

Die Arbeiter der Firma Schwartzkopf nah -
inen in zwei stark besuchten Versammlungen zu den

beabsichtigten Lohnkürzungen Stellung , die als unge -

Parteigenofien !
Werbet für die Unabhängige

Sozialdemokratische Partei

Deutschlands !

rechtfertigt bezeichnet wurden . Es soll nochmals eine
Versammlung stattfinden . Zur Ludendorff -
Spende wurde folgende Entschließung ange -
nommen :

Die von 5000 Arbeitern und Arbeiterinnen be -
suchte Betriebsversammlun « der Firma Schwartzkopf
lehnt eine Beteiligung an der Ludendorff - Spende auS
sorgenden Gründen ab : Die Arbeiterschaft fordert vom
Staat eine Erhöhung der Rente zur auskömmlichen
Versorgung der Kriegsbeschädigten� damit diese nicht
auf Almosen , wie es auch die Spende letzten Ende ?
ist , angewiesen sind . Dadurch würde bei der Arbeiter -
schaft auch zugleich ein Teil der Besorgnisse beseittgt ,
daß die lkriegsbeschädigten von den Unternehmern und
deren Verbänden , auch denen , die den Aufruf zur
Spende unterzeichnet haben , als Lohndrücker benutzt
» erden können . Die Mittel sind durch eine direkte ,
progressiv steigende ReuhSeinkommensteuer aufzu -
bringen .

Weiter wurde beschlossen , unter sich zu sammeln
und de » Betrag der UnterstützungSkasse des » Reichs -
Bundes der Kriegsbeschädigten und ehemaligen

Kriegsteilnehmer " zu überweisen .
*

Am Montag , den X Juni , hat das Bemerk -

schastskartell in Magdeburg in gemein -

samer Sitzung mit den Vorständen einstimmig be¬

schlossen , sich an den Sammlungen für die Ludenövrfs -

Spende nicht zu beteiligen . Zur Begründung dieser

Stellungnahme , die sich felbswerständlich nicht gegen

die Kriegsbeschädigten richtet , wird angeführt , daß

unter der Arbeiterschaft eine tiefgehende Verstimmung

herrscht , die in dem Verhalten , der reaktionären Par¬

teien und der Passivität der Regierung begründet

liegt . Ebensowenig wie zur gerechten Besriedigüng

der materiellen Bedürfnisse tue die Rcgicruno zur

Beseitigung der staatsbürgerlichen Ungleichhetteu ihre

Pflicht . Diese Unterlassungen und t » » Verhalten der

reaktionären Parteien in bezng aus die Z�ahlrecht»-
frage, , auf die kriegsverlängernden annerionistischcn

Bestrebungen sei cS . waS die Gemeinschaftsarbeit der

Arbeiter mit den übrigen Volksschichten fast zur Un -

Möglichkeit mache .

Aus der Zeit .

In der Zeit der Kleiderknapphcit ist es interessant ,

auf eine alte Sitte hinzuweisen , die heute « « h an

vielen Orten Deutschlands geübt wird . Es ist viel¬

fach Sitte , vor allem findet man das u » - tchüringen ,

Verstorbene mit ihrer vollen Kleidung in den « - arg

zu legen und so zu beerdigen . den mnstcn Fallen

zieht man dem Toten den besten Anzug , den söge -

nannten Sonntagsairzug , an und gibt ihn lh **' W0 ®
mit . Natürlich erhält der Tote auch Chemisett , Kragen
und Krawatte , wenn es eine erwachsene manniicke

Person ist , während den weiblichen Verstorbenen oft
das beste Kleid angezogen wird . Mancher Lebende
könnte heute diese Kleider gut gehrauchen und noch
lang ? tragen .

Eine neuartige Familienanzeiz «. In sächsischen
Blättern lesen wir : Bci . inuil . ch dürftn jetzt die Briiutt
Gefallener mit Erlaubnis dcS zuständigen Ministeri »
ums den Titel „ Frau " führen und dcn Namen ihre ?
Verlobten annehmen . Die Bekanntmachung derartiger
Namensändenliig hat nun zu einer neuen Art vo »
Familtenanzeigcn geführt , die bisher nur von Geburt
und Tod , von Hochzeit und Verlobung zu künde «
wußten . In den „ Leipziger Neuesten Nachrichten "
findet sich unter der Rubrik „ Famiiiennachrichten " sol -
gende Anzeige :

Hierdurch geben wir bekannt , daß unsere
Tochter Käthe Ritter , die Braut unsers itst
Oktober 1916 gefallenen Sohnes , des Jägers
Otto Flemming , mit Genchniigung des " Mi -
nisterwms von jetzt an den Namen „ Frau
Flemniing " führt .

A. verw . Ritter . Otto Flemming n. Frau .
Derartige Fanulienanzeigen finden wir auch t »

verschiedenen Zeitungen Sachsens .

Aus der Kewegung .
Der „ Vorwärts " ist mit seinen Partetfrennde »

in große Verlegenheit ob des gänzlichen Fiaskos ihrer
bisherigen Polittk geraten . Alle seine Träume auf
die grundsätzliche Aenderung der äußeren und inne -
ren Politik sind zerstoben . Ilm das nicht so offen¬
sichtlich in die Erscheinung treten zu lassen , muß er
die Aufmerksamkeit von sich abzuwenden Versuchern
Das tut er «ruf die verschiedenste Weise . Auch die Un¬
abhängigen sind das Ziel seiner Ablenkungsversuche .
Da erklimmt er den Gipfel seiner Verdrchnngs - und
Entstellungskunst . Aus einem Artikel des Genossen
Breitscheid in der letzten Nummer des Mitteilungs¬
blattes zittert er folgende Sätze :

„ Ganz gewiß : die Kriegsziele der liberalen
Imperialisten und der konservativen �Kreuz - Zci -
tung " sind nicht die unseren . Heute noch nicht . ES
ist einstweilen nicht der demokratische Friede , dcn
sie anstreben , aber daß von ihnen in Tagen , die mit
Meldungen von dem herrlichen Fortschritt unserer
Waffen angefüllt sind , eine Polittk gefordert wird�
und daß sie , die doch bisher das sogenannte Frie -
densangebot vom Dezember 1916 als eine genügende
Grundlage für Verhandlungen bezeichneten , jetzt
dir weitere Fortsetzung des Siegesmarsches durch
die Behandlung der Kriegsziele in Frage stellen
wollen , ist neu und bezeichnend . "

Weil gesagt ist , „ daß in Tagen , die mit Meldun -
gen von dem herrlichen Fortschritt unserer Waffen
angefüllt stnd , dichtet uns der „ Vorwärts " . begeisterte
Freudenausbrüche " an , in die wir geraten sind . Weil
solche Meldungen tatsächlich erfolgt sind , macht der
„ Vorwärts " daraus , wir hätten ein Urteil über
militärische Leistungen gegeben . Das ist ganz „ Vor¬
wärts " . Wir haben noch nie zu denjenigen Leuten
gehört , die über militärische Erfolge Frcndenpurzel -
bäume schlagen , noch baß wir über eintretende nttli -
tärische Rückschläge , die auch zur Kriegführung gehö -
ren , zu Tode betrübt Tränen vergießen und die Köpfe
hängen lassen . Aber der „ Vorwärts " braucht Eidcshelfer
für seine verfehlte Politik und da mutz er die schlimmsten
Akrobatenkunststücke aufführen . Das bescheinigt ihm
nahezu Woche für Woche sein Freund Lenfch . Wir
würden uns gar nicht wundern , wenn nächstens
der „ Vorwärts " uns zu den Anhängern des Gewalt -
und Schwertfriedens wirft , was bei seiner Virtuosi -
tat auf dem Gebiete der Verdrehung und Entstellung
sehr leicht fallen dürfte .

Mit der ReichstagSersaßwahl im 1. Berliner
Reichstagswahlkreise befaßte sich der Zentralvorstand
von Sroß - Berlin . Nach längerer Aussprache wurde
beschlossen . auS agitatorischen Gründen sich an der
Wahl durch Ausstellung eines Kandidaten zu betet -
ligen . Die Sanbidatenfrage soll dcn Zentralvorstand
noch beschäftigen , nachdem die Genossen deS Kreises
dazu Stellung genommen . Die Mitteilung des „ Vor -
würtS " , daß die Genossen dcn Genossen Düwell aufge -
stellt hätten , ist ungutreffend .

Die „ Sazialiftischeu Monatshefte " haben eine Erb -
schaft gemacht . Ein kürzlich verstorbener Mitarbeiter ,
Herr Artur Schulz , der sich agrarischen Problemen
iugewendet hatte , hat dem Vertag 10 000 Mark ver -
macht , die in Kriegsanleihe dem Verlag zugegangen !
sind . Der Verlag wird sie gut gebrauchen können ? er
will ihm auch ein ehrende ? Andenken bewahren .

Marxfeier » i « Südweftöeutschen Bezirk verau -
staltete die U. S . P . auch in Frankfurt a. M. und
Mannheim . Die kleine Verspätung — gemessen
am eigentlichen GedächtniStage — konnten unsere
dorttgen Genossen nicht vermeiden . Der Feier seihst
tat dieS keinen Abbruch ES waren wohlgelnngcue
Arrangements , die in ihrem Verlauf einen Erfolg
für unsere Bewegung brachten . Genosse K. Kautsky
Berlin , der an beiden Orten die Festrede übern om -
men , sprach zunächst in Frankfurt a. M. Dort
hatten sich die Genossen und Genossinneu in der Stadt -
Halle versammelt . Eingeleitet durch einen Prolog ,
umrahmt durch den Vortrag einiger Chöre d' es Ar -
beitergesangvereins Sossenheim ( Kreis Höchst ) ,
stand die Festrede naturgemäß im Vordergrund des
Abends . Kautöky schilderte in warmen Worten die
Lebensarbeit unseres großen Toten , seine Bedeutung
für das internationale Proletariat . Seine AuLfüh -
rnngen fanden dankbare Herzen , wie den festen Willen
der Genossen , auszuharren in schwerer Zeit , unserer
Fahne den Sieg zu sichern . Mannheim hatte
Sonntag , den 2. Juni im Musensaal des sslosen -
gartens eine glänzende Feier . Mehr denn 1200 Be -
sucher füllten den prächtigen Raum , unter ihnen auch
Genossen aus Ludwigshafen und anderen Orten .
Einige musikalische und künstlerische Darbicinngen ,
unter Mitwirkung der größten Mannheimer Arbeiter -
gcsangvereine , trugen zum guten Gelingen des TageS
bei . Die Festrede dcS Genossen Kautsky zündete . AlS
dann der Borsitzende in wirkungsvollen Worten die
Feier schloß , durchbrauste ein jubelndes Hoch auf ds »



tnfcmafionftten Sozialismus Jen Saal . Dak dle
U. S . P . die Trägerin bes internatioimlen Sozialis -
mus darstellt , den vorgeschrittenen Arbcitermassen
kommt imcmr mehr zum Bewußtsein , daß der Jnter -
nationale Sozialisums in der U. S . P . seine Trägerin
findet . So wird auch die Marxfcier ihre günstige
Wirkung auf die Wcitcrcntioicklung unserer Bewegung
nicht verfehlen . Die Mannheimer „ Abhängigen " lieben
eS , die U. S . P . als ein möglichst kleines Häuflein hin
zustellen . Ob ihr Organ , die „ Bollsstimme " , ewen

Bcrglcich unserer Marxfeicr mit Besuch und Verlaus
der Feier der „ Abhängigen " wagen wird ? Wie ihnen
beliebt . Wir marschieren !

Breslau . Am (3. d. M. fand eine Frauenver -
fammlung der U. S . P . im „ Sängerheim " statt , in der

Genossin Blaschke ein Referat über „ Rechte und Pflich -
ten der Frau " hielt . In ihrem Vortrag hob sie her -
vor , wie es gerade die Frau sei , die durch ihr Ein -

greifen in allen Betrieben , ob Hand - oder Kopfarbeit ,
rs dem Staat überhaupt erst ermögliche , einen Krieg
von dieser Dauer zu führen . Sie gedachte der Lasten ;
ine auf der Frau ruhen , wenn sie nach der Tagesfron
sich noch um den Haushalt , um die Erziehung der
Kinder bemühen müsse . Wie sie wohl zu allen

Steuerlasten für Staat und Gemeinde herangezogen
würde , aber immer noch für unwürdig gehalten wird ,
durch ihre Stimme Mlf die Gesetzgebung einzuwirken .
Obwohl die Heranziehung zur Staatssteuer bei uns

schon mit SM Mark Einkommen , in England erst mit
IVVO Mark beginne , haben die Krauen dort das Wahl - -
recht ; wohingegen sie in Preußen - Dcutschland recht -
los seien . Aber auch hier müsse es gelingen , dieses
zu erkämpfen , wenn sich die Frauen ihrer Lag « be -

wüßt würden . Als in der Diskussion über Steuern

gesprochen werden sollte , verbot dies der ttbenvacheude
Kommlssar , der auch gleich bei Beginn der Versamm -
lung verbot , von Politik zu sprechen . Zum Schluß
wurde eine �rauenleituug gewählt ; die innerhalb der
Partei die Organisierung der Franew energisch be¬
treiben soll .

Nur durch Zusammenschluß kann eS gelingen . Zu -
stände zu schaffen , daG die Frau von den Herr -
ichenden Klassen nicht nur stets als auszubeutendes
Obfekt betrachtet wird , sondern daß sie vor allem

Rechte zu fordern hat . Solche Rechte lassen sich aber

nur erkämpfen in einer Partei , die den Klassenkampf -
charaktrr hochhält .

'

Grotz - KerUuer Chronik .
Die hohen Schuhpreis « sind für die

minberbenlitteltc Bevölkerung nicht zu erschwingen .
Darüber lesen wir in der . Frankfurter Zeitung " : Bei
der L' eurteiluug der Preise ist zu beachten , daß die

stillgelegten Schuhfabriken , etwa IIOV bis 1200 , am
Gewinn der weiterarbeitende » 250 bis 300 . Betriebe

beteiligt find , daß diese letzteren also erheblich der -
dienen müssen , um die etwa fünffache Zahl stiligt -
legier Betriebe zu entschädigen . Die Richtsähe der

Gutachterkommisston für �chnhwarenhöchstpreise er -

fuhren eine Kritik durch ein Urteil , das eine » Schuh -
bändler , der aus Schuhwaren 3 K Pro * , ausgeschla¬
gen hatte und in erster Instanz wegen Wu6 ) crö der -
urteilt worden war , in zweiter Instanz freisprach .
' weil er sich ganz den Richtsätzen der Komimsston an -
gepaß « halte . Diese Richtsätze weichen nun ganz be -

trachilich von der Anschauung der Gerichte über an -
gemessenen Gewinn ab . Es sind Fälle darin vorge -
sehen , wo der Schuhhändler bis 55 Proz . auf -
schlagen darf und der Kleinhändler bis 4 0 Proz .
Bruttogewinn nehmen kann . Eine eingehende
Nachprüfung dieser Verhältnisse erscheint notwendig .

Schleichhandel mit Schweinen hat
der Administrator des Prinzen Leopold von Preußen .
Herr v. Eberstcin , betrieben . Er war angeklagt ,
Schlachtschweine hintenrum an Schlächter verkaust zu
liaoen , natürlich unter Ueberschreituna der Höchstpreise .
Fn einem Falle sollte er für den Zentner 280 Mark

genommen baben , während der Höchstpreis 75 Mark
betrug . Für diesen Preis waren 12 Schweine an
einen Mitangeklagten Schlächter Haseloff verkaust wor -
den . Dieser wieder verlauste die Schweine an einen
Schlächter Gracza und zwar für 325 Mark für den
Zentner . Auch dieser mußte mit einem Schlächter
Ärieg auf der Anklagebank Platz nehmen .

Herr v. Eberstein suchte sich damit herauszureden ,
daß er angab , es habe sich um Zuchisaue gehandelt .
Der Vorsitzende des Gerichts erklärte , der Angeklagte
sollte dem Gericht doch nicht selbst Märchen aukbin -

den , denn es hätten sich unter den Tieren außer
Säuen auch eine Anzahl beschnittener Schweine be -
snnden . Während der Amtsanwalt gegen die Angc -
klagten Geldstrafen beantragte , ging das Gericht über
die Anträge hinaus . Es verurteilte Herrn v. Eber -
stein zu einer Gesamtstrafe von 6 Monaten Gefäng¬
nis , Haseloff ebenfalls 6 Monate , Grucza und Grieg
zu 3 Monaten und Einziehung der 6675 Mark .
— Prinz Friedrich Leopold von Preußen hatte vor
einiger Zeit den Amtmann v. Eberstein zum Ober -
amttnann ernannt . Dem Verdienst seine Krone !

Honig will der Magistrat demjenigen um den
Mund schmieren , der Männerlleidung abliefert . Es
soll aus die Empfangsbescheinigungen bei Abgabe
von Männerlleidung nach Wahl % Psd . Auslands «
honia oder ein Pfund Sarotttsche Mandelspeise zum
städtischen Selbstkostenpreise abgegeben werden .

Die K o h l e n st e l l e Berlins richtet an die
Einwohner die Mahnung , die auf die Kochlarte ent -
fallende Kohlenmenge — eS sind 3 Abschnitte zu
VA Zentner freigegeben — sobald als möglich von
den zuständigen Kohlenhändlern zu entnehmen . Sie

sagt in einer Bekanntmachung , die Entnahme sei
nötig , damit Platz für die den Händlern angelieferten
Kohlen geschassen wird . Das lltngt ja vielverhcißend
nach den vielen Klagen über den Kohlenmangel . Wirf

wollen ab « nicht zu früh jubilieren , denn im Winter
soll sich die neue Ordnung der Dinge erst erproben .
In diese Situation scheint der durch die Zeitungen
bekannt gegebene neue Antrag der Abhängigen im
Rathausc über die Kohlcnvcrsorgung im W. nter nicht
recht hineinzupassen , nachdem erst ganz lürzlich im

Rathaufe die Angelegenheit besprochen wurde . Wir
trauen den Versprechungen auch nicht weit ; in « Augen -
blick aber kann der Magistrat gut reden .

I n der Gcmeindevertretersitzung
in Reinickendorf wurde bekanut gegeben , daß
der in der letzten Sitzung als viertes besoldetes Vor -
standsmitglied des Ernährungsamtcs gewählte Ge -
meindevertreter Schönberg , sein Amt nicht angetreten
habe . Genosse Mankow - ky machte die Mitteilung ,
daß seine Freunde gegen den die Gemeinde nur
übcrflüistgcrwetse belastenden Gemeindcbeschluß Elm
spruch eingelegt hatten , was den Berichterstatter des
. Vorwärts " , Herrn Schönberg , ärgerlicherweise vrran -
laßte von der Nichtachtung der Selbstverwaltung zu
faseln und zu schreiben , daß andere Gcmeindevcr -
tretcr gegen ihre Genossen zu Felde gezogen seien .
Was die für Herrn Schönberg so sehr bedachten bür
gerlichcn Vertreter sagen , kann unser » Genoiscn höchst
gleichgültig sein , ihr Interesse ist nur das der er -
werbstätigen Bevölkerung . Und diese hat an einer
Vermehrung der Kosten für LebenSmittelverleilnug
nur dann ein Interesse , wenn damit der breiten Masse
gedient ist . Das war aber durch die Anstellung des
Herrn Schönberg durchaus nicht der Fall .

Im Berliner Zoologischen Garten
geht die Zucht der schönen und seltenen Prinz - Alsred -
Hirsche in sehr erfreulicher Weise weiter , indem wie -
der zwei Kälber geboren wurden , die sich mit ikren
Müttern bereits in den Gehegen zeigen . Der Prinz -
Alfrcd - Hirsch lebt aus den Philippinen - Jnseln im
ferne » Osten und ist w> Zoologischen Garten «ine der
größten Seltenheiten . Aus Professor Hecks Anregung
brachte Plantagendirektor Weber die Stammeltern der
jetzigen Zucht als Geschenk mit nach Berlin . Bon
hier sind die schönen mittelgroßen Hirsche , die mit
ihrem glänzenden schwarzbraunen , hell geslccktcn Fell
und dem kurzen kräftigen Sechs . endergewelh wirkungs -
volle Schgustückc bilden , auch in andere Zoologische
Gärten gelangt .

Ver - ins - Keranstalwngen «
Freireligiöse Gemeinde Berlin .

Sonntag , den 16. Juni , von » . 9 Uhr , Pappel - Mee 15/17 z
Nenkölln , „Jdealkaflno " , Wilchselstr . 8; Oberschöneweide ,
Wilhelmmeiihofstr . 43 bei O. Pamp : „Freireligiöse Bor -
lesuna " . — Vorm . 10»/ , Uhr, Kl . Frankfurterstr . 6: Vortrag
von Herrn Dr . Paul Krische : „ Das Problem der Jugend¬
ehe . " — Gäste willkommen .

Aus den Organisationen .
Eharlottcnburg . Mittwoch , den 19 . Juni , abend ?

8 Uhr , im Volkshaus , Versammlung . Tagesordnung :
1. Bericht des Abgeordneten Zubeil aus dem Reichstage .
2. Vorstandswahl . S. Vereinsangelegenheiten . — Wegen
der Wichtigkeit der Tagesordnung erwarten wir das Er¬
scheinen aller Mitglieder . Der Borstand .

Mariendorf . Sonntag , den 16 . Juni , Familien -
auSflug . 1. Gntppe Treffpunkt morgens s/47 Uhr , Ecke
Chaussee - und Kaiserstraße , zum Ausflug in den Grüne -
wald . — 2. Gruppe Treffpunkt V» 2 Uhr nachmittags an ,
Nathans , zum Spaziergang nach den : gemeinsamen Treff -
punkt : Gloß - Lichterfelde , Berliner Straße 129 bei Wirt
G. Erpel . Der Btldungsausschuß der U. 6 . P .

Quittung .
Für Untcrstühungszwecke gingen bei der Unterzeichneten

ein : Dirling 20 Mk . Pferdelazarett 10,00 Mk . Stettin
58 Mk . Stralsund 28 Mk. Swinemünde 30 Mk . Treptow -
Tollense 6,10 Mk . Sprembera 44,30 Mk . R. - Bremer -
Häven 205,45 Mk . V. - Gera Ivo Mk . G. F. - Aachen 20 Mk.
P . B. - Lunzenau lv Mk . W. S . 2 Mk . P . S . 5 Mk .
T. H. 2 Mk . R. W. 1 Mk . 1. K. 20 Mk . durch O. Zsch . -
Lunzenau .

Luise Zietz ,
Berlin W . 6, Schlffbanerdamm 21 , 2. Hof , 3 Tr .

( Postscheckkonto 32287 . )

Muni « ZuhMge te «eilMbluttes
für das Jahr 1911/18

können im Berbandsbiiro , Schicklerftr . 5, zum Preise
von 12 Mark pro Band abgegeben werden .

3 . Wahlkreis .
Wiederum hat die 8. Abteilung einen schmerz »

lichen Verlust erlitten , denn am 2. Juni d. I . ist
unser langjähriger bewährter Parteigenosse und
Beztrlsführer

MUH Krone
Michaelkirchplatz 23 , Bezirk 242 ,

auf dem Kriegsschauplatz durch einen Kopfschuß ge «
fallen . Er folgte seinem Bruder Richard nach kurzer
Zeit .

Alle , die ihn gekannt haben , wissen , wie er für
die Partei gestrebt und gelebt hat. Wir , die Funk -
tionäre der 8. Abteilung , verlieren in ihm einen
unserer besten Mitarbeiter . Sein Name wird stets
bei uns in guter Erinnerung bleiben .

Die Funktionäre der « . Abteilung .

Nachruf !
Ein Opfer des Weltkrieges wurde der Mit -

begründe ! des Unabh . soziald. Vereins für Danzig
Stadt und Land , der Genosse

Georg Kaiser .
Während seiner Abkommandierung hier in Danzig

hat er uns stets mit seiner ganzen Kraft führend
zur Seite gestanden . Die Tanziger Genossen ge -
loben sich, in seinem Sinne an der Befreiung des

Proletariats unbeirrt weiter zu arbeiten .

Sein Andenken werden wir stets in Ehren halten .

Der Vorstand .

MI ! » » ! ! » » » ! . . . . . . .. . . . . IIIIIBI I I iWIMTUn
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3 . Wahlkreis .
Am 2. Juni fiel infolge Kopfschuß im Alter von

32 Jahren unser Parteigenosse und Bezirksführer
des 242 . Bezirks , der Maier

MUH Krone
Michaelkirchplatz 23 .

Der Wahlverein verliert in ihm einen von den

Tätigsten , die wir hatten . Er war ein tüchtiger
Mitarbeiter unserer Sache und wir beklagen daher
schmerzlich den Verlust . Wir werden ihm ein gutes
Andenken bewahren .

4 . Wahlkreis .
Am 25. Mai fiel im Alter von 31 Jahren der

Hausdiener

Adolf K- ß
Mirbachstr . 64 , Bezirk 366 .

« . Wahlkreis .
Am 31 . Mai fiel der 41 jährige Genosse

Kerman « Schwarz
Cchvnstießerstr . S, 6. Abt . , Bez . 565 .

Wahlverei « Nenkölln .
Im Lazarett Kliem, Hasenhetde , verstarb am

4. Juni an Lungenentzündung der Chauffeur

Otto MUUurg
Donaustr . 100 , 7 a Bezirk .

S- jialkem . Wahlverein Wteder Farnim .
Bezirk Pankow .

Nachfolgende Genossen verloren wir durch den
Tod im Bolkerringen :

Infanterist SeweK » , Friseur ,

Brehmestr . 2V.

Infanterist Ganschow , Kohlenhändler ,

Brehmestr . 53 .

Unteroffizier SchaUMaNN , Schlosser ,

Prenz . Promenade 187 .

Die Pankower Genossen werden ihnen ein ehren -
des Andenken bewahren .

Bezirk Friedrichshagen .

Am 27 . Mai fiel unser Mitglied , der 4l Jahre
alte Fliesenleger

Karl Dalatzlaski .
Ehre ihrem Andenken !

Nachruf .
4 . MahlKrel » .

Am 3. Juni verstarb unser langjähriges Mitglied
und Abtciliingsführer

Franz Ang
atangenbeckstr . 11, Bezirk 386 , Abt . 37 .

6 . Wahlkreis .
Am 15. Mai verstarb unser Genosse , der Arbeiter

Karl Graf
Müllerstr . 134 , 22 . Abt . , Bez . 771 » .

Am Sonnabends den 8. Junt , verstarb unser
Genosse , der Kupserichmied

Hermann Kolte
Weddtngstr . ? , 17 . Abt . , Bez . 708 .

Kozialdem . Mahlverein Kieker Karnim .
Bezirk Friedrichsfelde .

Am Freitag , den 7. Juni 1918 , verstarb nach
langem Leiden unser lieber Parteigenosse

Otto Koden .
Seine hervorragenden Charaktereigenschaften

sicher, , ihm ein dauerndes Angedenken .

Ehre ihrem Andenken !

L«ra »lw»r ! Iichcr Nedattcut : Larl Leid ; Lcrleger : Adolj Heitmann ! bcidc Berlin 0. 27, Tchlcklcriir . ». — Track : Maare » Z. Dimmtck , Scrlia SO. lö , SSpcntckrr Etrabe N- U.



1. Heilags zn Ur . 11 des „ MMcklnngsklattes " .

mgyOMü unck MD >! N keMlsge .
Usichstag .

» ee . Sitzung , Dienstag , 4. Juni , 2 Uhr nachmittags .

Am Bundesratstisch : Graf Hertling , Payer ,
Kallraf .

Vizepräsident Tr . Paasche gedenkt des Ablebens
des Präsidenten Dr . Kaempf und feiert seinen Pflicht -
eifer und seine Unparteilichkeit .

Reichskanzler Graf Hertling : Der schwere Schlag ,
der den Reichstag durch den Tod dieses Mannes ge -
troffen hat , wird " von der Regierung auf das schmerz -
lichste mitempfunden . Sie drückt ihre aufrichtige Teil -
« ahme aus .

Ein nachträglicher Ordnungsruf .

Vizepräsident Dr . Pansche : In der letzten Sitzung
bor den Ferinen hat der Abg . Dr . Cohn über die
Rechtsprechung der außerordentlichen Kriegsgerichte in
Berlin gesprochen und unter Namensnemlung das
außerordentliche Kriegsgericht beim Landgericht I Ber -
Bn herausgegriffen , das unter dem Vorsitz des Land -
�» gsdirektors Becker stand . Er hat hierüber gesagt ,
daß er „diese Schande der deutschen Justiz " lange
Zeit habe beobachten können . Diese Worte sind in
der Unruhe von mir überhört worden , sonst hätte
ich den Redner sosort zur Ordnung gerufen . Auf
eine Beanstandung des preußischen Justizministeriums
hin hole ich diesen Ordnungsruf heu ' . e nach und rufe
Dr . Cohn wegen dieses Ausspruchs nachträglich zur
Ordnimg . ( Lachen und Zurufe bei den Unavh . Soz . )
Ich tue nur meine Pflicht ! ( Zuruf bei den Unabh .
Soz . : Mehr als Ihre Pflicht ! — Heiterkeit . )

Anfrage .

Auf eine Anfrage des Abg . Peirotes ( Soz . ) er .
widert

General v. WrieSberg , daß die Beschränkung
des Urlaubs nach Elsaß - Lothringen nur bei denle -

nigen Soldaten eintritt , die politisch verdächtig sind
und von denen zu befürchten ist , daß sie ihre Ange -
hörigen ungünstig beeinflussen könnten .

Zensur , Belagerungszustand .

Zur Behandlung gelangt sodann die Abänderung
des Gesetzes über d>e Verhaftung und Aufenthaltsbe -
schränkung auf Grund des Kriegszustandes . Danach
werden alle Freiheitsbeschränkungen , die nach dem

Gesetz über den Belagerungszustand verhängt werden ,
den Vorschriften des Schutzhaftgesetzes unterworfen .
Erfolgt eine Freiheitsbeschränkung zu Unrecht , so
»oird ein Entschädigungsanspruch zugebilligt . Der

Ausschuß beantragt , das Gesetz über den Kriegszu -
stand dahin abzuändern , daß gegenüber den Anord -

nungen der Militärbefehlshaber , soweit sie sich nicht
aus die Zensur und das Vereins - und Versamm -

lungsrecht beziehen , eine militärische Zentralinstanz
als Anfsichtsstelle und Beschwerdestelle errichset wird .
Soweit sich diese Anforderungen auf die Handhabung
der Zensur und das Vereins - und Versammlungs -
recht beziehen , ist der Reichskanzler Aufsichtsstelle
und Beschwerdestelle .

Abg . Frhr . v . Rechenberg ( Zentr . ) empsiehlt
die Vorschläge des Ausschusses . Im schroffen Gegen -

Ctz zu der Behandlung des Professors Förster sieht
e Begünstigung der Anhänger annexionistischer

Kriegsziele . Für die Vaterlandspartei wird sogar
von militärischen Vorgesetzten in den Schützengräben
geworben . Das Heer darf aber keine Stätte poli�
tischer Werbetätigkeit sein . ( Beifall links und im

Zentrum . ) „
Abg . Bauer ( Reg . - Soz . ) :

Der Grundsatz „ Ich kenne keine Parteien mehr "
wird von einem erheblichen Teil der Militärbehörden
nicht beachtet . Alle Beschwerden über die Art , wie

der Belagerungszustand von ihnen gehandhabt wird ,

haben nichts geHolsen , im Gegenteil , es ist immer

schlimmer geworden . Die Militcirgewalt stellt sich
in den Dienst gewisser reaktionärer und erobemngs -

wstcrner Kreise . Die Geschichte der Vaterlandsvartei

ist ein wenig ruhmreiches Kapitel für unsere Mtlitär -

behörden . Die Art , wie sie zu ihren Gunsten par -

teiisch verfahren , hat mit Recht Entrüstung im Volk «

ausgelöst . ( Sehr wahr ! bei den Soz . ) Während der

Vaterlandspartei die größten Versammlungen gestattet
wurden , wurde z. B- eine Versammlung , die die so -

lialdemotratische Partei im Zirkus Busch als Ver -

etnsversammlung abhalten wollte , nachdem sie zu
nächst genehmigt war , einen Tag vor Stattfinden ver

Versammlung verboten , nachdem dies Verbot im Ab -

geordnetenhause von den Reaktionären gefordert wor -

den war . Das Verbot erfolgte unter der Begrün -

düng , es handle sich nicht um eine Wirlltche Mitglieder -

Versammlung . Der Vaterlandspartei aber erlaubt

« an sogar ständig . Gäste zu ihren Vereinsversamm -

bmaen einzuladen . Versammlungen , die sich mit dem

8eußtschen
Wahlrecht beschäftigen , werden in einigen

meraöommandobezirken unterschiedslos verboten .

So wird die Stimmung immer gereizter , weil das

Volk sehen mutz , daß die Regierung gegenüber den

ungehefuren Provokationen der DreUlapenmanner

parteiisch erfolgen auch die Verbote der

Zeitungen für Angehörige der Armee . D. e Vcroffvrt -

lichungen der Vaterlandspartei aber werden rn Masse

durch " die Vorgesetzten selbst in der Armee verbreitet .

In einem Gebeimzirkular eines kommandierenden Ge -

nerals heißt es : Das Verbot deS „ Vorwärts " habe

bisher nicht erwirkt werden können . Das schnetze

aber nicht aus , daß die Zeitungen gehörig durchge -
sehen und , nötigenfalls zurückgehiilten ' wurden . ( Hon .

hört ! ) Im badischen Landtag wurde vom Minister
erklärt , daß eine Anordnung auf Verfügung des
Kriegsministeriums ergangen sei , die das Siellver -
tretende Generalkommando des 14 . Armeekorps in
einem vertraulichen Rundschreiben erlassen hat und
in der es heißt , daß Versammlungen , in denen als
Hetzer bekannte Personen reden sollen , grundsätzlich
nicht zuzulassen sind ; treten solche Personen unange -
kündigt als Redner auf , so ist die Versammlung aus -
zulösen . Das trifft auch dann zu , wenn Reichstags -
und Landtagsabgeordnete in Frage kommen . ( Hört ,
hört ! ) Herabwürdigungen des Hilfsdienstgesetzes
dürfen unter keinen Umständen geduldet werden .
( Hört , hört ! ) Diese Verfügung ist unglaublich unge -
schickt und ganz ungeeignet , das Ziel zu erreichen ,
was dem Kriegsminister vorschwebt - In dem er -
wähnten Erlaß ist auch davon die Rede , daß der
rechtsstehende Teil der Arbeiterschaft von den links -
stebenden Sozialdemokraten nicht angegriffen werden
dürfe . Das ist ein wahrer Bärendienst , den die Mi -
litärbehörden uns Sozialdemokraten erweisen . ( Sehr
wahr ! bei den Soz . ) Am schlimmsten ist aber die
Art , wie die Pazifisten behandelt werden . Man ver -
folgt die Angehörigen der pazifistischen Organisatio -
nen , macht ihnen jedes öffentliche Austreten unmög -
lich , überwacht ihren Briefverkehr . Ein solches Vor -
gehen ist unwürdig .

Am schlimmsten treibt es das stellvertretende Ge -
neralkonemando des 6. Armeekorps in Schlesien .
Oeffentliche Versammlungen sind dort seit Monaten

überhaupt verboten , selbst die einsachslen Mitglieder -
Versammlungen werden uberwacht . Der Landrat in
Reustadt genehmigt Versammlungen nur unter der

Bedingung , daß keinerlei Angrisse gegen andere Par -
teien , gegen die Behörden oder gegen die Arbeitgeber
erfolgen . Ueber Politik darf nicht gesprochen werden ;
hierzu gehören auch das Frauenstimmrecht und die

Erörterung der Friedensfrage . Dabei schreibt dieser
Landrat lediglich , was das Generalkommando in
Breslau ihm vorgeschrieben hat . Weiter wird ver -
boten , in Versammlungen Mitglieder für die sozial¬
demokratische Partei zu werben . «Hört , hört ! bei den
Soz . ) So sind wir glücklich wieder bei den Me : ho -
den des Sozialistengesetzes angelangt . ( Sehr wahr !
bei den Soz . ) Mir als Abgeordneten ist es voll -

ständig unmöglich gemacht , mit meinen Wählern ir -

gendwie in Verbindung zu kommen , es wird mir

zede Versammlung verboten . Dies Vorgehen des

stellvertretenden Generalkommandos ist Parteipolitik
der schlimmsten Art und ein unerhörter Mißbrauch
seiner Macht , gegen den der Krivgsmtnister die Pflicht
hätte , einzuschreiten . Ganz besonders unerfreulich ist
auch das Kapitel der Behandlung der polnischen Ar -
beiter in Deutschland aus Grund des Belagerungs -
gefetzes. Jeder Zutritt zum Landarbetterverband wird

dem polnischen Arbeiter z. B. verboten ; den GeWerk -

schaften ist verboten , polnische Arbeiter und Arbeite -
rinnen irgendwie zu unterstützen , wenn sie die Ar -

beitsstelle wechseln wollen . Dadurch zwingt man die

polnischen Arbeiter , die entlassen werden , zunächst ar -
beitslos zu bleiben . Selbst Frauen einberufener Ge -

Werkschaftsbeamter wird untersagt , mit polnischen Ar -
vettern zu fprechen. ( Hört , hört ! ) Mitglieder des
Landarbeiterverbands werden von Geheimpolizisten
belästigt , die herausbekommen wollen , ob Polen Mit -

glieder des Landarbeiterverbands sind . Dieses Vor -
gehe » gegen die hilflosen polnischen Arbeiter ist nicht
geeignet , das Ansehen Deutschlands im Auslände zu
stärken und ist umso unverständlicher , da wir nach
den offiziellen Kundgebungen mit dem polnischen
Reich eng befreundet sind . ( Sehr gut ! bei den Soz )

Was das Versammlungsrecht der Gewerkschaften
anlangt , so konnten die Gewerkschaften in den ersten
drei Kriegsjahren , insbesondere unter dem Kriegs -
minister v. Wandel auf Verständnis rechnen . Dies

Verständnis erfuhr plötzlich eine Aenderung , die zu¬
sammenfiel mit dem Abgang des Reichskanzlers von
Bethmann Hollweg . ( Hört , hört ! ) Das ist sicher
kein Zufall : Bethmann Hollweg hatte eben einigen
Einfluß auch auf die Militärgewalt . Das kann man lei -
der der jetzigen Retchsleitung nicht nachsagen . Alle

Beschwerden werden zwar verbindlichst entgegengenom
men , prallen aber ab wie von einem Panzer . Am

schlimmsten sieht es auch hier wieder im Bezirk des

6. Armeekorps aus . Schließlich wurde sogar die Be -

kanntmachung von Versammlungen nicht eher erlaubt ,
als die Genehmigung erteilt war . Das war ein

geradezu genialer Streich des Generalkommandos .
denn nun brauchte es gar nicht mehr Versammlungen

zu verbieten , es wurde einfach die Genehmigung so
spät erteUt , daß die Versammlung nicht mehr vorbe -

reitet werden konnte . Das ist in zwei Monaten in
19 Fällen geschehen . ( Hört , hört ! bei den Soz . )

Auch in genehmigten Versammlungen wird es den

Gewerkschaften unmöglich gemacht , wirklich Arbeiter -

interessen wahrzunehmen , denn sobald irgendwelche
Beschwerden vorgetragen werden , muß die Versamm -
lung ausgelöst werden . ( Hört , hört ! bei den Soz . )
Der einzig erkennbare Zweck ist die Unterbindung der

gewerkschaftlichen Tätigkeit . Die Behörden richten sich
in Schlesien vollkommen nach den Wünschen des Ge -
Heimen Bergrats Hilger , der in jedem Äewerkschafts -
angestellten einen Verbrecher und Landesverräter sieht .

Die rigoroisen Matznahmen der Generalkommandos
bilden den Nährboden der Unzusriedenheit und der

Auflehnung . In Schlesien herrscht eben der Geist
der echt preußischen Leute , vor allem der des Herrn
v. Jagow , der ja von seiner Berliner Tätigkeit her
noch in gutem Andenken ist . Besonders arg treibt
es ein Herr Rebelow aus Beuthen . Wir versncheir

in jeder Hinsicht beruhigend zu wirken . Wenn aber
die autokratische Willkürherrschast kein Ende nimmt ,
so können wir nicht mehr verhindern , daß die Dinge
einer Katastrophe zutreiben ! ( Lebhafter Beifall bei
den Soz . )

Staatssekretär des Innern Wallraf :
Es ist unrichtig , daß die Retchsleitung allen

Beschwerden teilnahmslos gegenübersteht . Vielmehr
sind sehr viele Beschwerden im Weg - der VerHand -
lung mit den Militärbehörden in Fortfall gekommen .
Die Regierung steht auch der Wirksamkeit der Gewerk -
schaften nicht gleichgültig gegenüber . Mit der Zensur
hat sich der Reichstag ja iviederholt beschäftigt . Zu¬
letzt hat er beschlossen , daß die Zensur sich auf das
Gebiet der Mitteilung von Tatsachen der Kriegssüh -
rnng beschränken solle , und daß innerpolitische An -
gelegenheiten ihr nicht unterworfen sein soften . Zei -
tungsverbote sollen nur noch aus militärischen Grün -
den für die Höchstdauer von drei Tagen und nur
mit Zustimmung des Reichskanzlers zulässig sein Di -
Reichsregierung hat diese Forderungen des Reichs -
tages erneut geprüft , und der Reichskanzler hat er -
tlärt , daß er

aus den Boden diese » Reichstagsbeschliisse nicht treten kann .

. Es liegt ja auch ein Widerspruch darin , wenn
man die Zensur auf das militärische Gebiet beschränkt
zu sehen wünscht , als obersten Beamten aber einen
politischen Beamten wie den Reichskanzler dafür in
Aussicht nimmt . Im übrigen sind doch manche Ver -
besserungen erreicht . Der Kriegsminister hat in meh -
reren Erlassen ausgeführt , daß nur aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit gegen die ,ogena >inte pazi¬
fistische Literatur eingeschritten werden darf , daß die
Zensur sich nicht als Richter fühlen und daß d: c
Offiziere micht in ein Vorgesetztenverhältnis zu den
Schriftleitern treten dürfen . ( Lachen b. d. Soz . ) Er�
reicht ist auch , daß Zcitnngsverbote nur noch befristet
ergehen dürfen . Eine Reihe größerer Werke wissen -
schastlichen Charakters , um deren Zulassung sich der
- Reichstag wiederholt bemüht hat , sind inzwischen frei -
gegeben worden . Gewiß ist die Zahl der Zeilungs -
Verbote von 18 im letzten Vierteljahr 1917 auf 21
im ersten Vierteljahr 1918 gestiegen , aber in daS
erste Vierteljahr 1918 fällt der große Streik mit sei -
ncr besonders scharfen Handhabung der Gesehe . Von
den 24 verbotenen Zeitungen waren 13 nicht sozial -
demokratisch und von diesen 6 konservativ . Vom 1.
April bis 15 . Mai 1918 sind 3 Zeitungen verböten
worden . Die Zahl der Zensnrbeschwcroen betrug im
Jahre 1917 204 , von denen vom Kriegsminister als
Mililäroberbefehlshaber 185 für begründet erklärt
worden sind . Bis jetzt sind von 75 Zcnsurbcschwer -
den im Jahre 1918 nur 29 vom Kriegsminister ab -
gelehnt worden . Also ist in über 60 Prozent der

Fälle den Beschwerden stattgegeben Wörden , so daß
man unmöglich sagen kann , Beschwerden hätten keinen

Zweck . Wir sind nach wie vor bemuht , bei der

Handhabung des Belagerungszustandes und der Zen -
sur alle Harten zu vermeiden .

Abg . Frhr . v . Richkhvfen ( Natt . ) : Die Rc -

gierung solle sich init den militärischen Stellen dartt -
ber verständigen , daß die Wahlrcchtsfrage in Bcr -

sammlungen behandelt werden darf . Die übergroße
Aengstlichkeft ' der Zensur ist nicht angebracht .

Nächste Sitzung Mittwoch 1 Uhr . ( Entschädigung
für Reichs tagsabgeordncte ; Weiterberatung . )

Schluß 6' / ! Uhr .

167 . Sitzung , Mittwoch , 5. Juni , 1 Uhr .
An » Bundesratstisch : v. Payer , Wallraf .

Zur Beratung gelangt der Entwurf betreffend die

Erhöhung der Abgrordnetenbezüge .

Abg . Dove ( Vp . ) tritt für eine Answandsent -
schädigung an den Präsidenten ein .

Graf Westarp ( Kons . ) wendet sich gegen diesen

Vorschlag . Dem Präsidenten stehen besondere Reprä -
sentationspflichten nicht zu . ( Lachen links . )

Staatssekretär Wallraf sagt Beachtung des
Wunsches zu .

Das Gesetz wird sogleich in 2. und 3. Lesung
einstimmig angenommen .

Die Debatte über

Zensur und Belagernagszustand
wird fortgesetzt .

Abg . Eothein ( Vp . ) :
Die Pressczcnsur wird zu engherzig und scharf

gehandhabt , besonders auch von selten der Zensur -
instanzen der Admiralität . Mit dem dauernden Hin -
weis auf die Wirkung im Ausland kann man schlecht «
hin alles verbieten . Eine einseitige politische Hand -
habung der Zensur kann nicht abgeleugnet werden .
Der Redner führte eine Reihe von Beispielen an .
Selbst Veröffentlichungen eines Kapitäns zur See , der

doch sicher den Feinden kein Material liefern wird ,
wurden von der Zensur verboten . Im Gegensatz zu
dieser Strenge wird nach einer anderen Seile hin
eine liebdvolle Duldsamkeit bewiesen . Der Redner

bringt Auszüge ans der Deutschen Tageszeitliug » md
andern wahlrechtsfeindlichcn Zeitungen , die licht nur

beispiellose Beschimpfungen weiter Volkskrajfe , son¬
dern auch persönliche Beleidigungen der Staatsmän -

ncr entHallen , die die Vorlage eingebracht haben . —

Roch heute haben wir den verschärften Kriegszustand
in Festungen wie Königsberg , ife vom Feinde nicht
mebr im geringsten bedroht sirZ . In allen diesen
Städten herrschen die Kriegsgerichte mit ihrer sum -
manschen Justiz und der absoluten Prävenlivzensur .



G * ist nicht zuviel gesagt , daß die Zensur nur cm
Mittel darsteilt , die Mehrheit des V. ttcs gegen die

Schniähungen einer Mmderheit wchrlas zu machm !
Die

Zustände im Vereins - und Versammlungsrecht

sind geradezu unerträglich geworden . H- tie man zu

Ansang des Krieges gewupt , daß wir vier Jahre

lang unier dem Belagerungszustand würden Uoen

müssen , wären Regierung und Reichstag zwersellos

für Aenderung des Betagerungszustandsgesetzes ge -

Wesen . Inzwischen ist aber die Gewöhnung an das

Scheußliche eingetreten . Ganz besonders Ichross ist

die Bekämpfung der Pazifisten . ( Redner führt auch

hier viele Einzelheiten an . ) Ich habe so ausrühr . ich
über diese ganzen Dinge gesprochen , weil seinerzeit

der Kriegsminister so wegwerfend meinte , die paar

Fälle beweisen nichts , und weil der Staaissekret r

Sestern
auch wieder gesagt hat , die Handhabung der

iensur sei inzwischen viel besser geworden . Das

oeutsche Volk kann diese Berhäl . nisse nicht weiuer dul -

den . Tie Bestellung der Aufsicht durch den Militär -

oberbefehlshaber hat sich als ein Schlag ins Wasser

erwiesen . Er hat gar nicht die Zeit , sich dies . n

Dingen zu widmen , sondern muß iure Erledigimg

umergeordneten Instanzen überlassen . Das verbirter .

« der das Verhälmis zwischen Reichstag und Kriegs -

minister . Es handelt sich hier um die hochwichuge

Frage , daß eine Einheitlichkeit in der Politik bestehen
muß . Daher müssen wir verlangen , daß die Ober

aufsicht einer anderen Stelle übergeben wird . Der

Reichstag hat beschlossen , sie dem Reichskanzler zu
übergeben . Es läßt sich darüber reden , ob das das

Zweckmäßigste ist . Hält der Bundesrat diesem Weg

nicht für richtig , so hat er die Pflicht , einen andern

gangbaren Weg zu zeigen . ( Lebhafter Beifall links . )

General v. Wrirsterg :

Aus den Ausführrmgen der Vorredner muite

man den Eindruck gewinnen , als wenn von den m>

litärischen Ste . len jeder Veriammiungstätlgleit eni

gegengearbeitet wird . Davon ist aber keine Rede . In den

Monaten Dezember 1917 und Januar ISIS habe »
in Preußen insgesamt 8011 Versammlungen statige -

funden . verboten tvurdcn 99 Tie Bat . rland . Part i

hat 849 Versammlungen einberufen , v rboten würben

14 , die Gewertschasten 2749 Versammlungen , ter
boten wurden 19 . Diese Zahlen sprech . n für sich

Ich werde diese ' . nteressante Statifiik weitersühr - n
lassen . Ungerechtigkeiten kommcn setdiweruandlich vor .
aber das Besrreven geht dahin sie zu beseiug . n . Bei

der Beurteilung der Einzelfälle muß man auch die

andere Seite hören , sonst kommt man zu einseitigen
Schlüssen , lieber manche Einzelsätle kann ich kenn

Austuns . geoen , weil mir das Material sehlt ! über
viele Fäüe ist schon im Anschuß gesprochen worden
Was den von dem Avg . Bauer vorgebrachten �all
der Auskunft des deutschen seldpofiamts 727 an -

langt , >o ist ein allgemeines Verbot seitens der

Heeresverwaltung oder einer Heeresstelle in bezug
aus die Richtaushändigung von Zeitungen nicht er -

gangen . Wenn also ein Einzelfall gegenüber dem

„ Vorwärts " vorgekommen ist , io kann oas nur auf
einer sehlerhasten Vorschrrst einer Unierste . le beruhen ,
oder es können die Verhältnisse plötzlich einen solchen
Befehl veranlaßt haben . — Herr �cheidem . . nn hat
im Ausschuß tvegeu des Verbots des . Boiw . . rw " in
Rumänien angefragt . Ich habe inzwischen ,esigtstcl . l
daß von einem solchen Verbot nicht die Rese ist
( Abg . E« ert : Es handelt sich um eine bes . n . e . e �en
sur . die dort ausgeübt wird ! ) Dann hat der Abg
Bauer einen Erlaß kritisiert , in dem es hieg : Tie
Versammlungen , in dencn Hetzer sprechen sollen , soll
man »croielen . Gewiß , das ist der Standpunkt der
Heeresverwaltung . Ihre Aufgabe ist es za , für Ruhe
und Ordnung zu sorgen , wie kann sie da notorifch .
Hetzer sprechen lassen ( Lachen b. d. Soz . ) Mau

sagt , der Begriss Hetzer sei sehr weitgehend iSeh
wahr ! b. d. Soz . Abg Bauer : O- denvurg - Iauu -
schau ! ) Wie weit der Begriff von dem betrenende »
Generalkommando gesaßt wird , beweist die Tatsache ,
daß nicht eine Versammlung mit dieser Begründung
vervoten worden ist . Die Versammlung , in der über
den Würzburger Parteitag berichtet werden sollte , ist
nicht , wie Herr Bauer anführte , verboten » vo . dM,
weil pollii . che Dinge dabei zur Sprache komm . »

könnten , sondern weil öffentliche politische Versamm
lungen , die in dem Bezirk verboten sind , auch Mch . n
Milglledcrvcrsammlungen gleichgesicltt we . dcn , die

wegen der unberechenbaren Zahl der Teilnehmrr d n
Eindruck von öffentlichen Versammlungen machen

( Lachen b. d. Soz . Zuruf : Damit kann man al - es
verbieten ! ) Was das viclangegrisjene stellvertretende
Kenerallo - nimando des 6. Armeekorps anlangt , je

sind durch die neuesten Bestimmungen die Kmgen ab -

(lestellt.
Die Genehmigung zu Versammlungen wi . d

etzt so zeitig erteilt , daß st « vorbereitet werden ken

neu . Anträge , die bcdcnlensrei sind , werden sofort

genehmigt und den Antragstellern davon Mitteilung
gemacht . Die andern Antrage werden dem zustan -

digen Landrat oder Polizeibeamten zur Stellung
nähme überw . esen , die umgehend Berichte einzusenden

finden . Das stellvertretende Generalkommando ist auch
eden Augenblick telephonisch erreichbar und wird ,

wenn bei einem Streik ein Arbeilersekretär die Bitte

ausspricht , zur Beruhigung der Arbeiter eine Ver -

sammlung einberusen zu können , dies nach Prüfung
der Sache nicht verbieten . , $ m übrigen verweise ich
darauf , daß der Obermilitärbcfehlshaber mit der

neuesten Bestimmung vom 30 . Mal 1918 ausdrücklich
darauf hingewiesen hat , daß keine unnötigen Er

schwerungen der Bersammlungstötigkeit erfolgen dür -

Sn. Dazu gehöre auch die Forderung langsristtger
mueldung vor Abhaltung einer Versammlung . Was

die Person des Herrn Scholich anlangt , so habe ich
mich persönlich für ihn sehr warm eingesetzt . Das
Generalkommando hat - aber die Verwendung des

Herrn Scholich in der bisherigen Tätigkeit abgelehnt ,
und zwar , weil Herr Scholich doch in seinen Aus

führungen manchmal solche Krastausdrücke braucht ,
die manchmal nicht geduldet werden können . ( Lachen
b. d. Soz . ) Wenn solche Krastansdrücke noch be

jubelt werden , so können Sic c-Z keinem slellocrire -
lendeit Generalkomniando verübeln , wenn es das

nicht duldet . Uebrigeus sind die Verhandlungen noch

nicht abgebrochen , und es ist noch meglich , Heren

Scholich anders zu verwerten : ( Zuruf b. d. S . z :

Was für Krastausdrücke ? ) Zum Beispi . l . Die ganzen
Verfügungen sollte man den Organen des Bunde 7

rats um die Ohren schlagen ! ( Große Heiterkeit �
b.

d. Soz . ) Sie lachen , aber ebenso lacht das Vol .

und das soll das stellvertre . ende Generalkommando
dulden ! ( Erneute Heilerkeck b. d. Soz . ) Aus die

Beschwerden über das Vorgehen gegen den Pazisis -
mus kann ich Herrn Gothem heute nicht antworten ,
weil ich das Material zum Teil nicht kenne . Und

teilweise habe ich auch schon im Ausschuß darauf ge
antwortet . Der Standpunkt der Heeresrerwaltimg
hinsichtlich der Perwa . tungstetigkeit ist in der Versü -

gung vom 17 . Januar 1917 vom Kriegsminifterium
niedergelegt . Da heißt es : „ Der Zweck aller Be

schräilkungen auf Grund des Gesetzes über den Be -

iagerunaszustand ergibt sich aus dem Interesse der

össentlichen Sicherheit . Es soll verlhindert werden ,

daß bei der Versammlungstätigkeit aller Art dur »

verhetzende Agitation die zuversichtliche siegessrohe
Stimmung beeinträchtigt und gestört wird . Auch dap
nicht geduldet werden , daß Versammlungen Anlaß z?
Ausschreitungen und Unruhen geben . Alle über diese «
Maß hinausgehenden Beschränkungen sind schädlich
. rer Erlaß vom 25 . September 1917 sagt : „ Tic
Möglichkeit , die wirtschaftlichen Interessen der von

ihnen vertretenen Berufsgruppen wahrzunehmen , n u
ven Gewerkschaften gewährleistet werden . " < Abg
Bauer : Was nützen die schönen Redensarten , wenn

nicht danach gehandelt wird ! ) Die Heeresverwaltung
st bereit , bei normaler Lage alles zu tun , um der

Versammlungstätigkeit den wei : esten Spielraum zu
lassen . ( Erneuter Zuruf b. d. Soz . : Redensarten ! )

Chef des Presseanus im Kriegsministerium van

den Bergh erteilt Antwort auf die von den Abgg
Bauer , Rechenberg und Golhein vorgebrachten Einzel
beschwerden .

Abg . Graefe ( Kons ) : Das Interesse des beut

ichen Volkes an den Redeschlachten des Reichstage
.st nur ein geringes . ( Lachen und Widerspruch links )
Tie Feldgrauen werden auf das Lachen und Spot -
. ein der Herren von links die Antwort nicht schuldig
bleiben . ( Lärm links und Zwischenruse . ) Mit de .

Zensur ist es zweiiellos besser geworden . Die größere
Freiheit beanspruchen Sie ( nach links ) nur für sich .
an Gehässigkeiten ist die Presse der Linken ganz und

gar nicht arm . Im übrigen wollen auch wir Prer -
ireiheit haben , weil wir an der Erhalmng des mnst
lichen Burgsriedens schon lange nicht mehr Interessiert
sind . Der Antrag , der den Reichskanzler zum Zen -
mren machen will , ist widersinnig , das m. lttärisch
Znteresse kann nur von den Militärs richtig ver
rcten werden . ( Beifall rechts . )

Ueber einen Vertagungsantrag wird durch
Hammelsprung abgestimmt . Es ergibt sich die Be
schlußunfähigkeit des Hauses .

Nächste Sitzung : Donnerstag , 1 Uhr . ( Wahl des

Präsidenten , Fortsetzung der Debatte . )

168 . Sitzung , Donnerstag , 6. Juni , nachm 1 Uhr
Am Bundesratstisch : von Payer , Wallraf .
Aus der Tagesordnung steht zunächst die Wahl

oes Präsidenten .
Der Beginn der Sitzung verzögert sich bis gegen

X 2 Ubr iniolge einer Sitzung des Seniorenkonvems

Erster Vizepräsident Dr . Paasch « eröffnet di -

Sitzung mit folgender Mitteilung : Ich habe JhNlN
m Auftrage des Aeltestenaussckiusses den Porschla »

zu machen , heute die Wahl des Präsidenten auszu -
setzen m t Rücksicht aus eine Neuregelung auch der

Frage der Wahl der Vizepräsidenten . ES hanbeli '
sich um einen einstimmigen Beschluß des Acltcsten
ausschusses . Es wird noch heute von der Mehrheit
oes Reichstags ein Antrag zur G- sch�ftsordnung ein

gebracht werden . Ich würde vorschlagen , dies - n An

- rag der verstärkten Geschästsvrdnungstommission zu
überweisen , so daß dann die Wahl erst stattfinden
würde , nachdem Diese Geschästsordnungskommlssion
ihren Bericht erstattet haben wird .

Das Haus stimmt diesem Vorschlag zu .
Hieraus wird die

Debatte über Zensur und Belagerungszustand

fortgesetzt

Kapitän zur See Botz - Ed wendet sich gegen
einige Behaupoiingen Gotheins in seiner gestrigen Rede .

Abg . Dr . Herzfeld ( Unadh . Soz . ) :

Meine Herren ! Wir stehe « aus dem Standpunkt
daß der Belagerungszustand , entgegen dem Artikel 68
der Reichsversassung , verfassungswidrig besteht . Der
Artikel 63 gibt dem Kaiser die Befugnis den Bela -

gerungszustand zu erllärcn . Er macht aoer die Be
sugnis von den Bedingungen abhängig , welche das
preußische Betagerungszustandsgesetz vorschreibt . Diese
Gesetz macht die Erklöruttg des Belagerungszustandes
davon abhängig , daß eine Provinz oder Teile einer
Provinz bedroht oder bereits vom Feinde bcse ' l
sind . Da das Gesetz als Steigerung des Bedroht -
seins , das schon Besetztsein ausspricht , kann darüber

gar kein Zweifel sein , daß mit diesem Bedrohtscin
das Bedrohtsein durch feindliche Besetzung gemeint
ist . Es kann wohl überhaupt bei keinem Mitglied «
dieses Hauses ein Zweifel bestehen , daß augenblicklich
irachdcm der Friede im Osten geschlossen ist , kein Teil
des Deutschen Reiches mit Besetzung durch den Feind
bedroht ist .

Man hat davon gesprochen , daß die Flieger eine
Bedrohung des Deutschen Reiches sind . Indessen ab
geiehen davon , daß die Flieger nur an einen gan ,
geringen Teil des Deutschen Reiches herankommen
können , ist es selbstverständlich ausgeschlossen , daß
Flieger die Besetzung irgendeines Teiles des Deu' schcn
Reiches bewirken können . Der Belagerungszustand
besteht deshalb verfassungswidrig .

Der Belagerungszustand ist eine Erklärung , wrlcke
vom Reichska » » ge . ngezeichuet und im Reichs -

anzeiger veröffentlicht ist . Der NcichZkanzlcr ist des -

halb dem Reichstage für das Beste hm dieses - . cr -

fassungsündrigen Zustandcs be . autivorckich . Die Fr « g »
ist : Will der Ar . chstag den Reichs - « . rzlcr rr bas
Bestehen dieses Zustandcs zur Verantwertang ziehen ?
Darüber kann kein Zweifel sein : der Reichstag ) vi - l
es nicht . Der Reichstag Hai unser « Anirag , den Be¬
lagerungszustand aufzuheben , wiederholt abgelehnt .
Der Rcichslag will es nicht , weil er diesen Bel « gz -
rungszustand als Schutz si r seine Bedrohung durch
die Arbeiterklasse gebraucht ; , und die Mi . itärmacht
wünscht diesen Belagerungszustand , weil sie den
Willen zur Macht hat , weil sie die große Macht ,
welche ihr dieser Belagerungszustand gibt , besesttgen ,
erhöhen und für ihre poliii , chen Zwecke ausnutzen
will . Dieser Belagerungszustand ist vom Reichstage
als Zustand gemeint — und das zeigen ja die Heu -
tigen Anträge des Haushaltsausschusses — als ein
Zustand , welcher sozusagen der Militärdiktatur an -
yeimgibt , die bürgerliche Polckik durch die bürgerliche
Brille anzusehen , und die Macht , welche der Belage -
rungszustand der Generalität gibt , gegenüber de «
bürgerlichen politischen Bestrebungen nicht anzuwen -
den . Die Militärdiktatur denkt daran nicht , sie ist
unerbittlich auch dem Bürgertum gegenüber .

Wie ist dieser Zustand denkbar geworden ? Vor
vem Kriege hat die sozialdemokratische Partei mit
aller Kraft , deren sie fähig war , gegen den Mili -
mriSmus angekämpft . Sie sah diesen Zustand k,m -
wen , unter dem wir jetzt leben . Der gro�e Teil der
Kämpfe der Sozialdemolratie besteht aus dem Kamps
gegen die Militärherrschast . Wir sind dafür ge «cht «t
und verfolgt werden . Man hat den Militarismus
großgezogen und immer größer gezogen und immer
machtiger gemacht , bis es schließlich einem kleinen
Leutnant m Zaber « möglich war , die bürgerlichen
Richter in den Pandurenleller einzusperren . Und nun
ommt der Krieg . Man hat . « dem Militarismus

Gesetz « gemacht , welche , wie er selbst ansuhlte , für
ille Zwecke des Krieges genügen würden , man hatte
,as Spionagegesetz gemacht und man wiegte sich

ielleicktt in der HoffNituo . daß der Belagernngszu -
stand überhaupt nicht erklärt würde . Aber kaum war
der Krieg erklärt , so griff die Generalität nach der

ewab , welcbc ibr gebaten war . Sie erklrte
den Belagerungsznstand für das ganze Reich ,

ur jeden Teil ves StetcheS , und man jagte damals :
ms ist bloß notivenbig für die einheitliche Mobil -
machuna und wird sehr bald aufgehoben . Man er -
llärte den Belagerungszustand für jeden Teil deS
öteiches , was noch in keinem Kriege , den daS deutsche
Reich oder den auch Preußen geführt hat , der Fall
gewesen ist . 1870 wurden nur die bedrohten Ge -
aiete in den Belagerungszustand erklärt , und diese
iur so lange eine Bedrohung vorhanden war , 1914
ogleich alle Gebiete deS Deutschen Reiches . Da -

mit kam

die ganze »ollziebeud « « « » alt in die Hände der
Militärbehörden ,

oer Generalität . Ä. cr oama nicht genug Man hob
. ogleich die Gruudrechie des deutschen Volkes auf .
sie persönliche Freiheit , das Vereins - und Versamm -
. ungSrecht , die Preßsreiheit . die Unverletzlichkeit der
Wohnung . Man tzing noch weiter : man hob selbst
sas Briefgeheimnis und das Telegraphengeheim .
us auf .

Und was tat der Reichstag demgegenüber , der
Reichstag , der wohl alle Veraiilassung gehabt hätte ,
sich dagegen zu wehren , daß sich die Generalität der -
irtig mit Machtmitteln umgibt ? Der Reichstag tat
» He » , um diese Macht noch zu starken . . Der
Reichstag erklärte die sichtbaren Träger dieser Mili -
ärdiktatur , die Herren v. Hindenvurg und Lur - en -

sorfs , für jensei s der Kritik stehend ; die Hrrien rurf -
en im Reichstage überhaupt nicht lriijiert werden

ckls nun von unserer Seite der damalige Kolleg «
1 a r l Liebknecht beaann , diese Mitttärdi . ' tatur
anzugreifen , als er durch seine Reden , durch seine
" . einen Ansragen versuchte , dieser «ilitärgewalt und
. hren Zielen nach innen nnd nach außen zu Leibe M
gehen und demgegenüber über die Rechte des Reichs -
: ages aufrechtzuerhalten , — was sahen wir da ? M.
Hu Liebknecht wurde von dieser Tribüne herunterge -
rissen durch den Herrn Abgeordneten Müller « Met -
ningen ) . Liebknecht wurde von der Militärdittatu »
aus dem Reichstage herausverlangt , um ihn unsched -
. ich zu machen Und was tat dieser Reichstag ? Er
lieferte Liebknecht der Milttärdittaiur au - * Und
m. H. , was Liebknecht geschah , geschah ja jüngst nochdem Kol - eaen Dittmann . Er war auch einer det
mutigen Männer die gegen die Eroberungs - und
Machtziele der Militardiltalur ankmnpsm wollten .

w ? i1 efcr *e ihn aus . Und . m. H. .

äx . ö * * « " « i K
H i

. So liegen die Dinge , und die Militär -
ilhfiüL daran , ihre Macht etwa nicht z «

M. H l Sie sagen vielleicht : Liebkn cht
. ,mÖ ijvei Einzelfälle , sie bedeuten

inchts , deshalb können wir im Reichstage doch noch
machen , was wir wollen . Die Militärdiktatur istaber weiter gegangen , sie hat . wie Ihnen ja bekannt
! ' allen Abgeordneten des elsaß - lothringischen Land -
wges , allen Abgeordneten , dem ganzen Landtage ver -
boten , über die Lebensfrage des Landes Elsaß -
Lothnngen zu sprechen ( Lebhaste Rufe : Hört , hört !

iibcr die Frage , ob Elsaß - Lothringe «
zwischen Preußen und Bayern , wie es bcabsichttat
wurde , ausgeteilt werden sollte , hat ihm verboten
zu sprechen über das Verhältnis der Militärbehörden
gegenüber der elsaß - lothringischen Bevölkerung . Und
als der Landtag in einer Resolution gegen dieses
Verhalten protestierte , als der elsaß - lothringische Land¬
tag die Erllärung abgab :

Die Zweite Kammer deS elsaß - lothrtngische «
Landtags stellt mit ernstem Bedauern fest , daß dt «
ihr auserlegten Beschränkungen die volle Ausübuna
ihrer verfassungsmäßigen Rechte , insbesondere di «



Behandlung der wichtigsten Lebenslage « deS clsast -
lothringischen Volkes unmöglich machen . Ihren
Einsprach gegen diese Ans na hmebehandwng bringt
die Kammer dadurch zum Aufdruck , daß ste von
öffentlichen Verhandlungen überhaupt absieht .

M. H. , als diese Erkärung in der cMaß - loth -
ringische » Kamuier abgegeben war , was tat die Mi -
litärdiktatur ? Sie verbot die Lerössentlichnng auch nur
dieser ErKäruag . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Und
kvas nun hier geschieht , daß man den Widersland
gegen die Militärgewalt dadurch unmöglich zu machen
sucht , daß man die einzelnen Abgeordner - n h. - raus -
nimmt oder , wie hier , dem gesamten Abgeardneten -
Haus zu sprechen verbietet , sein versassungsmaßigcs
Recht auszuüben , Beschlüsse zu faffeu , deren Verhin -
derung im Strasgesetzduche mit Zuchihaus nicht unter
fünf Jahren bedroht ist , während man dieses tut ,
sucht man auf der andern Seite , soweit man die
Abgeordnelen noch nicht aus dem Reichstage heraus -
bringen kann , idnen den andern Teil ihres versas -
sungsmäßigen Rechts , das Recht , mit ihren Wählern
in Verbindung zu treten , zu ihren Wahlern zu
sprechen , ihnen Rechensthvst zu geben , ihre Wünsche
in Empfang zu nehmen , die Stimmung ihrer Wähler
zu erforschen , sucht man dieses Recht dadurch itlu -

sorisch zu machen , daß man �
Redeverbote gegen die Abgeordneten

erläßt . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) M. H. ,
ich sage nicht zuviel , wenn ich sage , daß der größte
Teil der Kollegen meiner Fraktion unter Redeverbot
steht . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) WaS be -
deutet das ? Das bedeutet , daß wir , die wir dre

einzigen sind in diesem Reichstag , die ernsthaft den

Kampf mit der Miötärdittatur ausnehmen , nicht in
der Lage sind , außerhalb des Reichstags uns - r der -

fassungsmäßiaes Recht auszuüben . ( Sehr gut ! b.
d. Unabh . Soz . )

M. ich selbst kam vor einigen Wochen in

meinen Wahlkreis nach Rostock , es war dort eine
Versammlung anberaumt , und als ich mich erheben
wollte , um zu sprechen , stellte mir der Polizeltom -
missar eine Verfügung des stellvertretenden General -
kommandos des 9. Armeekorps zu Aluma zu , wo¬
nach mir das Auftreten als Redner >« politischen
öffentlichen und nichtöffenilichen Versammlungen in

Mecklenburo - Schwerin verboten ist , weil ich durch die
Art der Werbetätigleit unter der Arbeiterschaft die
öffentliche Sicherheit gefährde . ( Hort , hört ! b d
Unabh . Soz . ) M. H. , ich habe mich darauf an das
stellvertretende Generalkommando des 9. Armeekorps
gewandt und geveten , mir wenigstens die Taffachen
anzugeben , wodurch ich die öffenffiche Sicherheit ge -
fährbet habe . Nebenbei ist dies überhaupt da » zweite
Mal gewesen , daß ich in meinem Wahlkreise reden
wollte ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz ) als Milgtted
der Unabh . sozialdemokratischen Fraktion . Ich sragte
das stellvertretende Ceneraltonimando , welches die

Tatsachen sind . M. H. , ich habe nicht einmal etile
Antwort bekommen . tHört , hört ! links . ) Das ist die

Achtuag , bie die Militärbittatar vor dem Reichstag hat !
Der Reichstag hat hier unter Umständen die ich hier
nicht eröriern will , nachdem er dte�e Militärdiktatur

ausgerichtet hatte und während er sie bestehen ließ ,
die Resolution vom 19 . Juli 1917 gesaßt . Di « Re -

gierung ist ihr beigetreten . M. H. , die Mili�rdik -
tatnr hat sie für Luit erklärt . Tie Milituroiktatur

hat den Ostsrieden geschloffen , den Gewaftsrieden , im

Gegensatz zu dem Frieden , den diese Resolution aus -

sprich «, und im Relchstag ist nicht einmal ein leiseS

Säuseln ! M. H. . ich sage : die Militärdiktatur , sie

gebraucht ihre Macht , um jeden Widerstand gegen
»hre Machtsülle und die MachtsüUe der Parteien und

Schichten , die hinter ihr stehen , die man die Alt -

deutschen nennt , das Gropagrariertum , die Schwer -

Industrie , das Finanzkapital . . die Bureautratu . mit

Gewillt niederzuhalten , um diesen Schichten die Wirt -

schaftliche und politische Macht zu geben und zu er -

halten , die eben mit der Fülle der politischrN Macht ,
die dieses politische Gesetz des Belagerungszustandes
gibt , gegeben werden kann . M. H , vle Mifttardlkta -

tur geht rücksichtslos gegen alle taligen Mtiglieder

unserer Partei vor . die irgendwie ihrcr Polrtl , che »

Stellung entsprechend die pol . tischen Ziele im JitUern

Und iui Aeuvern der unabhang - gen Sozialdemokratie
versechten . M. H. . es werden alle d- ese Leute unt - r

Redeverbot gestellt , oder aber sie werden ftr den

Schützengraben gesteckt . Wer trgendtme verd » chtlg ist ,
für die unabhängige Sozialdemokratie wirksam taug

zu sein , dem wird dies unmöglich gemacht . ( Hort ,

ich habe hier einige Fälle . I « Leipzig

ist der Landtagsabgeorone ! « Fletßner unter Redever -

bot gestellt . Dem Verbot ist die Begründung ge -

«eben , daß Fleißner sich in Erörterungen ergangen

habe , die geeignet erschienen , die Bevölkerung ,u cnt -

Ulutigen , den Willen zu entschloffenem Durchhalten

sowie das Vertrauen In die Regierung zu erschüttern

und hierdurch den Widerstand unsere , Fcmde zu bcle

ben Ja m H der Abgeordnete Flei >mer steht na -

türlicherw ' eise aus" dem ödender unavhang . gcn So -

zialdemokratie . er wünscht nicht dat Krüg brts zur

volligen Niederwerfung : « wünscht die Verstand -

gung und die Versöhnung v " Volker , er nninschl

Nicht den Frieden , den die Militärdiktatur wünscht

und deshalb , m. H. . wird gesagt , daß er überhaupt

nicht mehr das Riecht hat . U K
» u betätigen . M. H. . er hat Beschwerde bei dem

Obermilimrbefehlshaber erhoben . und der He . r

General v. Wriesberg hat uns gestem gesagt , das .

der Obermilitärbefehlshaber selbst alle Bescheide

terschreibt ; - oder ich glaube eS war elner seiner

Kollegen , der eS sagte . Wir haben hier einen Be

scheid auf die Beschwerde von Fleißner . et lautet

' urz und bündig : . .

Aus Ihre Vorstellung vom S- September 1917

wird Ihnen nach Prüfung der Sachwge crwtdtt�
daß ich mich nicht veranlaßt sehe , das gege

erlaffene Redeverbot auszuheben . « , . iesbcra
Im Auftrage : v. Wnesvcrg .

( Zurufe und Unnlhe bei dcn Unabh . Soz )

Die Sekreiärin d? r Zenirallciit ' . g der U. S . P ,
die Genossin Zietz , steht unter Redeverbot . ( Hirt ,
hörtl b. d. Unabh . Soz . ) Der Versitzende des Leip -
ziger Unabhängigen sozialdemvkratischen Ve . eiaS , der
Buchhändler Lipinski . steht unter Redeverbot , und
zwar heißt es in den Gründen : weil er einer der
rührigsten Agitatoren der soziatdein akratischen Minder -
heit ist . ( Hon , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) M. H. ,
hier ist die Sache einfach und klipp und klar ausge -
sprochcn . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz . ) Er ist
einer der rührigsten Agitatoren der sozialdemokra -
tischen Minderheit , folglich totgemacht , folg . ich Rede -
verbot !

Ein Lagerhalter Zieger in Treptow an der To -
lense hatte sich dort in der Stadt für unsere Partei
betätigt ; er bekam das Redeverbot . Auf Grund des
Redeverbots wurde er durch den Vorsteher des Stadt -
verordnetenkollegiums , einen Herrn Dr . Tümmel , mit
Gewalt durch den Gendarmen aus dcr Stadtverard -
netenversammlung herausgebracht . ( Hört, hört ! b. d.
Unabh . Soz . ) Das Landgericht lehnte die Anzeige
wegen Nötigung gegen diesen Herrn Dr . Tümmel ab ;
das Oberlandesgericht eröffnete die Anklage , abcr das
Landgericht sprach den Herrn frei , weil er nickt das
Bewußtsein der Rechtswidrigkeit hatte . ( Hört , hört !
b. d. Unabh . Soz . )

M. H. , nun kommt der Ausschuß des Reichstags
und sagt : gegenüber dieser Diktatur werden wir etwas
erreichen und wollen wir jetzt etwas besonderes ans dem
Gebiete der Zensur und des Vereins - und Versamm
lungsrechts machen . Wir lassen die Zensur und die
Bestimmung über das Vereins - und Versammtungs -
recht der Militärbehörde , wir lassen die ganze Macht
fülle des Belagerungszustandes bei der Miliwrbe -
Hörde aber wir setzen den Reichskanzler als Ober -
behörde ein . M. H. , an und für sich ist das nach
« neiner Meinung ein Vorschlag , den man damit be
zeichnen kann , daß man den Pelz waschen , aber nicht
naßmachen will . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz )

Aber selbst von diesem Vorschlag sagt der Herr
Staatssekretär Wal ras : er ist unannehmbar , und er
ist eigentlich auch ganz unlogisch , denn wie kann man
die Ztvilbehörde , die oberste politische Behörde zum
Vorgesetzten der Militärbehörde machen ! tZu use von
den Unabh . Soz . ) Herr Staatssekretär Wallraf —
und Ich weiß , er stammt aus einer alten Kölner
Bürgerfamilie , die schon 1848 hervorgetreten ist —

empfindet es heute noch als einen Widerspruch , als
eine Unmöglichkeit , die Zivilbehörde über die Mili -
tärbehörde zu setzen . Ich sagte sch »n, das Wesen des
bürgerlichen Staates , wenn wir einen solchen hätten .
ist doch , daß die Militärbehörde höchstens daS Werk

zeug der Ztvilbehörde ist . ( Sehr wahr ! b. d Unabh
Sozi ) Wir haben aber keinen » ahren bürgerlichen Staat ,
wir habe » nur ben bürgeelichen Staat , « elcher politisch
durch die Militärkast « beherrscht wird . Niemals hat das

Bürgertum und der Reichstag die Macht und den
Willen zur Macht gehabt , um selbst d«e polttlschc
Gewalt in die Hand zu nehmen , und jetzt w ll das
Bürgertum unter diesem Belagerungszustand und
unter diesem Kriege durch eine solche Res »lution die
Mllltärbehörd « unter die Zivilgewalt , unter den
Oberbefehl des Reichskanzlers bringen . Selbstverständ
lich wird das abgelehnt , und es zeugt von wenig
Empfinden für politische Macht und politischen Kamps ,
wenn man glaubt , daß die Militärbehörde mit der
Gewalt , die sie in Händen hat , diesen Antrag an -
nehmen könnte .

M. H. , eS gibt kein Mittel , um der Mtittärge -
wall zu Leibe zu gehen , als

diesen Belagernngszuftand , der verfassungswidrig
besteht , «rafzuheben .

( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) Das ist der ein

zige Weg , uni die Militärdiktatur aufzuheben und
aus diesem Kriege herauszukommen , der nur geführt
werden kann bis zum Erschöpsunasirieg , zum Erobe -
rungskrieg und Gewaltsrieden , solange die Mtlit . r
diktalur besteht . ( Sehr wahr ! b. d. Unabh . Soz )
Denn in dem Augenblick , wo sie aufgehoben ist und
die Kräfte des Volkes zun « Vorschein kommen und

sich entwickeln können , um sich diesem unseligen Krieg

zu widersetzen , um dieser Militärgewalt zu sagen ,
wie das Volk über diesen Krieg bis zum Erfch . p -
sungöprieg denkt , — in demselben Augenblick wäre

es nicht mehr möglich , diesen Krieg bis ins Unend -

liche weiterzufiitzren ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz )
und Gut tind Blut , die Blüte der Jugend und die

Blüte der Mannbarkeit der deutschen Nation fürdteien
Eroberungskrieg ins Unermeßliche zu opfern . ( Sehr
gutl b. d. Unabh . Soz . )

Die Abgeordneten , insbesondere Herr Kollege
Gothein . haben hier eine Fülle von Fallen vorge
tragen , wo ihnen das Versammlungsrecht ziemlich
illworisch gemacht worden ist . Nun . m. H. , Reden

sind hier schon sehr viele gehalten worden , abcr alle

Redner sagen , durch diese Reden ist nichts geändert
worden : jedesmal , wenn die Zenftirdebatie die De¬

batte des Vereins - und Versammlungsrechts auf der

Tagesordnung steht , hören wir : es ist schlimmer ge -
worden . Und nun kommt der Herr G- neral von

Wriesberg und beweist uns gestern , daß ja nur 99

Versammlungen in Deutschland im Dezember und

Januar 1913 verboten worden sind . Ich kenne nicht
die Quelle und die Methode , wonach diese Zusammen -

stellung erfolgt ist . man kann sie nicht kontrollieren ,
aber wenn sie richtig wäre , sie beweist gar nichts

Denn davon bin ich überzeugt : für unsere Partei
aNein sind im Dezember vorigen Jahres und im

Januar dieses Jahres mehr als 99 Versammlungen
verboten worden .

Ich sage , m. H. . diese Zahl kann nicht stimmen . Ich
erwnero nur daran , daß jm Jgannar ta der große Streit

war und hier in Berlin allein find mehr als hundert .

mehr als zweihundert kleine Betrtebsversammlungcn ver

boten worden . ( Zurufe b. d. Unabh . Soz . ) Täglich ,

stündlich , kann man sagen , und der Herr General

u Wriesberg stellt sich hierher und verkündet dem

deutschen Volke , es seien überhaupt nur 99 Versamm -

lunge » verboten worden .

M. H. , wie steht es denn mit den Verbot « ?
Die MilUerdikiatur ist längst dahiu gekommen , » daß
sie gar nicht zu verbieten braucht , und daß doch die
Versammlungen nicht stattstnden können . Ich habe
Heer eine Verfügung vor mir , aus der Sie crsehcn
können , ivie es mir vor kurzer Zeit selbst gegangen
ist . Ich wollte in Hanau eine Versammlung ab -
halten , und es wurde daraus folgende Beringung
erlassen :

Die Versammlung wird unter folgenden Be -
dingungen erlaubt : 1. Der Redner hat ein wort -
getreues Manuskript mindestens am funstm Tage
vor Abhaltung der Versammlung vorzulegen . 2.
In der Rede selbst ist der Burgfriede zu wahr n,
es dürfen die Personen der Obersten He resleitung
nicht in den Poim > chai Streit gezogen w- rden , stno
unzulässig alle Erörterungen , die auf dem Gebiet
unierer Kriegführung liegend den Willen des
deutschen Volles zum Durchhalten bis zum Si ge
nachteilig beeinflussen und die Zuversicht unserer
Feinde stärken könnien . 3. Eine Distussion ist
nicht gestattet . 4. Außer dem Redmr darf nur dcr
Leiter der Versammlung einige Worte der Begai -
tzung derselben und Einführung des Redners

sprechen , sowie nach dem Vortrag beim Schieten
der Versammlung den Dank an den Redner zum
Ausdruck bringen . ( Dafür , daß ich zum Durch -
halten ermahnt habe . ) S. Die Versammlung wird
unter Zuziehung eines Stenographen pollzeilich
überwacht ; den Weisungen des Pcl . zeibeamten ist
unweigerlich Folge zu leisten , 6. Der Einveruser
ist persönlich für die Einhaltung särnt . icher Bedin -

gungen , auch der seitens des Redners zu beach¬
tenden , verantwortlich . Bei Richtein halwng einer
Bedingung erfolgt Auflösung der Berscmnnlung ,

( Zuruf b. d. Unabh . Soz . )
M. H. , ich soll vorher ein wortgetreues Ma -

nuskript emreichen , das ManusKivt wird aber nur
genehmigt , wenn es die »nUgeteitten Bedingungen
eingehalten hat . Da ich, wie eben durch Zwlschenruf
gesagt wurde , voraussichtlich nicht zum Zeichnen von
Kriegsanleihe in meiner Rede auigeforvrrt haben
würde , da ich auch nicht zum Kriege bis zum Siege ,
bis zum Ende aufgesorvert haben würde , war es na -

lürlich aussichtslos , ein Manuskript einzureichen , das
die Genehmigung erhalten hatte , wenn ich es über -

Haupt hätte tun wollen . Die Versammlung brauchie
also nicht verboten zu werden , sie war erl - ubt , abcr
sie kann nicht stattfinden , weil die Bedingungen der

Versammlung nicht erfüllt werden können . Und das
geschieht nicht in Hunderten , ja man kann ruhig sa -
gen , in taufenden von Fällen , wo aus diese We fe
der Unabhängigen Sozialdemokratie ihr Versamm -
lungsrecht unmöglich gemacht worden ist .

M. H. , ich sprach davon , daß tätige Partrige -
nassen der unabhängigen Svzialdemokraten zu irgend -
welchen Heeresdiensten eingez » gen werden , wena si «
auch sonst gar nicht zu georauchen find . Es liegt
mir ein authentisches Beweisma erial dafür vor , wie
l » diesen Dingen verfahren wird . Ich habe hier
oen Auszug aus einem Protokoll üher eine Sitzung ,
die in Dortmund am 4. Mai 1918 stattgesunden hat
zwischen dem Oberstleutnant Giffeuicy als Vertreter des
stellvertretenden Generalkommandos deS 7. Armee -
korps und Angestellten des Metallarve�erverbandes .
Dort beklagt man sich über die wahrtose Einziehung .
Herr Oberstteutnant Giffenich erklarte : . Das stimmt
nicht genau , wir ziehen nicht sofort ein , sondern wir
Häven Listen , auf denen die Leute , die sich un . nge -
nehm bemerkbar machen , eingetragen wero . n . iH . lt ,
hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Sie weroen l . ngire Zeit
beobachtet , und es werden Erkundigurwen eü�ezagetr .
Wenn wir nun sehen , daß unS dcr Mann gcs hrl ch
lvird , wird er eingezogen . ( Hort , hörtl b, d. Un -
abh . Soz . ) Auch mit den Unschuwigen ist es nicht
so — die Herren hatten nämlich gesagt , eS wür - sen
auch Unschuldige , die rncht gefährlich wärem et ge¬
zogen —, wir sind sehr genau von Ihren Sitzungen
und Versammlungen informiert , ES gibt Leu e, die
es ausgezeichnet verstehen , wochenlang zu Heven , und
wenn die Sache aus der Höhe ist , dann sprechen sie
dagegen . '

M. H. , mit derselben Post bekam ich einen Bericht
aus deurselben Generalkommando , wie man - pitsel
anwirbt , um in den Versamminngen , in den Fabriken ,
in den Kontoren , überhaupt überall , wo Arbeiter zw
jammenkommen , Spitzeldienste zu leiste » und die Leute
ins Gefängnis oder in die Schützengraben zu brugen .
iErreate Zurufe von den Unabh Soz ) E nArbeter
aus Gelsenkirchen schreibt mir das Folgende , was ich
mit Erlaubnis des Herrn Prastdernen mir vorzu¬
tragen erlaube :

Ende Januar d. I . wurde ich ru einer Ver -

nehmung zum Polizeirat Krone bestellt . Die erste
Frage war , wie immer : der Stand unserer Orga -
nisation hier und im Kreise . Als ich die Auskunst
ablehnte , srug er , wie lange ich in m iner St - k -

lung sei . Ich sagte : 13 Jat/te . Daraus sagte er :
Sie haben da eine Vertrauensstellung , wollen Sie
bei mir nicht auch eine solche annehmen ? ( H. ' rt ,
hörtl b. d. Unabh . Sozö Sie sind doch ein ehr -
licher und verständiger Mensch , haben eine große
Familie und können es gut gebrauchen . Ich lehnte
es als einen der größten Schurkenstreiche ab , Ver -
räter an meinen Parteigenossen und Arbeitsbrüdern
zu sein . ( Bravo ! b. d. Unabh . Soz ) Nach län -

gerem Zurede » , daß er nichts weiter als ' ab und
zu ein Flugblatt , eine Broschüre , eine Nachricht
über die Veranstaltungen meiner Partei haben
wollte , griff er unter seinen Schreibtisch , holte eine
Zigarrenkiste mit Papiergeld hervor und wollte mir
einstweilen 59 Marl in die Hand drücken . ( Hört ,
hört ! und Zurufe b. d. Unabh . Soz . ) Es würde
es niemand gewahr werden , auch seine Beamten
nicht , und meine Frau würde sich sicherlich darüber
freuen . Es koste , was es wolle , er müsse jcman -
ven haben , der ihn auf dem Lausenden halte , und
da ich alle Fäden in der Hand habe , wäre ich da -
zu am besten imstande . ' Ich sagte ihm darauf :
. Wenn ich die 59 Mark nehme , könnte ich mir nur
einen Revolver kaufen und mich totschießen . ' Er



versprach mir auch die Genehmigung für Vcrsamm -
lungen usw . «Hört , hör . ! li . d. Unalih . Soz . ) und

rntfute , daß ich später große Vorteile davon hät e.
( Hört , hört ! b. o. Unabh . Soz . ) Weil ich der

Sache , die ungefähr 20 Minuten dauerte , mit der

Frage , ivarnur ich ciacnteich bestellt sei , ein Ende

machte , sagte er : ,Na , wenn Sic nicht wolle » ,
müssen Sie die Folgen tragen . " ( Hört , hrrt ! b. d.

Unabh . Soz . )
Und nun hören Sie die Folgen , m. H l

' Eine Haussuchung und Vernehmung folgte der

andern , und das schlemmstc dabei war , daß man
außer meiner Wohnung , so schreibt der Arbeiter ,
auch meine Arbeitsstelle umkehrte , um mich aus
diese Weise aus der Arbeit zu bringen . ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Am Montag , dem 2S .

April holten sie mich um �11 Uhr von der Arbeit

weg zur Vernehmung mit anschließender Haus -
suchung, was bis 3 Uhr dauerte . Am « amstag ,
dem 11 . Mai , dasselbe ; da wurde auch bei mehre -
ren Genossen gesucht . In Bochum haben sie un -

serm Kassierer die Kasse mit über 700 Mark , die
Kassenbücher und anderes Material beschlagnahmt .
Schriftlich können wir hier nichts erledigen ; alle

Briefe werden geöffnet .
Wirllicb herrliche Zustände !
Alle Genossen , die irgendwie bekannt werden ,

werden eingezogen . Aus der andern Seite bei den

Abhängigen alle Freiheit ! Die Parteiversammluil -
gen der Abhängigen werden gar nicht überwacht .

M. H. . Sie haben eben gehört , wie dieser ehr -
llchc Arbciler das Anerbieten als eine Schmach ench -
fand , nach dessen Annahme er sich das Leben nehmen
müsse , zum Verräter an seinen Masscngenosscn und

Arbcitsgcnosscn zu werden . Aber , m. H- , es gibt
andere , nicht von der Unabhängigen sozialdcmokra -

tischen Partei , aber Leute , die von der sozialdemo
kraiischen Partei als Redakteure und Gewertschasis -
beamtc angestellt sind ( Hört , hört ! b. d. Unabh .
Soz . ) , um die Interessen der Arbeiter wahrzunehmen .
Diese Leute haben sich dazu erboten und haben es

fertiggebracht , in die Dienste desselben stcUvcrircten -
den Generalkommandos des 7. Armeekorps zu treten ,
von dem ich Ihnen eben sprach ( Hört , hört ! b. d.

Unabh . Soz . ) , um unter der Flagge der Arbeiter -
intcresscn die Ziele dieses Generalkommandos zu för¬
dern . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . )

Diese grüne Broschüre hat das Generatkommaudo
des 7. Armeekorps schreiben lassen , drunen lassen und
aus öffentlichen Geldern bezahlt . ( Hört , Hort ! und

Zurufe b. d. Unabh . Soz . ) — Sic trägt einen Ver -
leger ; ob er echt ist , weiß ich nicht . ( Enreute Zu -
rufe b. d. Unabh . Soz . ) — Sie haben recht ! Es

steht nur da : Druck von Johannes Falk III Söhne ,
Kunst - und . Buchdruckerei in Mainz . Dieses grüne
Hest trägt auf seiner Vorderseite einen Arbeiter , aus
seinen Hammer gestüpt , und hat den Titel : Tatsachen ,
ein Wort zum Nachdenken für den deutschen Arbeiter .
Nun , ich hoffe , die deutschen Arbeiter werden in der
Tat nachdenken , wcirn sie diese Talsachen hören , die

ich Ihnen jetzt vortragen werde .

Die Entstehung dieser Broschüre wird wie solgt
mitgeteilt : Es fand auf Veranlassung des General -
kommandos in Münster eine Zusammenkunst der so
lialdcmokratiscbcil Redakteure des Niederrheins statt .
Ein Generalmajor hielt ihnen ungefähr folgen -
den Vonrag : Wir haben Sie eingeladen , um inii

Ihnen einige wichtige Vorkommnisse der letzten Zeit
» u besprechen , damit in entsprechendem Sinne gcar -
oeitet wird . Wenn wir uns nur an Sie wenden , so
deshalb , weil die bürgerliche Presse nach dieser Rich -
tung hin sowieso mit uns Hand in Hand arbeitet .

( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Da außerdem Ihre
Blätter ausschließlich von Arbeitern gelesen werden
und Sie die Psyche der Arbeiter kennen , sind Sie
am berufensten , in der von uns gewünschten Weise
die Arbeiter zu beeinflussen . ( Hört , hört ! b. d. Un -
abh . Soz . ) Es handelt sich darum , daß in den
Kreisen oer Arbeiter eine sur die Landesverteidigung
bedenkliche Stimmung Platz gegriffen hat . Die Auf
lassung geht dahin , daß dieser Krieg nicht eher zu
Ende geht , bis die Arbeiter selbst durch Erobemng
der politischen Macht ihm ein Enoe bereiien . Besteht
die Stimmung unter den Arbeitern ? Wenn ja , dann
muß diese Stimmung bekämpft werden . Zu diesem
Zweck wird das Gencralkonnnando ein Prcssebureau
einrichten ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz ) , welches
das notwendige Material den Zeitungen zur Verjü -
gnng stellen wird . Sind Sie bereit , dieses Material
abzudrucken resp . entsprechend für die Arbeiter zu ver -
werten ? Es wurde darauf hingewiesen , daß man
ans den Reden und Aufsätzen feindlicher Staats -
männcr bestimmte Auslassungen bringen werde , die
durch geeignete Zusammenstellung für diesen Zweck
» erwendet werden könnten . ( Hört , hört ! b. d. Un -
abhängigen Soz . )

Tie Regierungssozialisten bestritten zunächst diese
Stimmung , gaben sie jedoch dann in Ncinercm Um -
fange zu . Redakteur Woldt ( Elberfeld ) von der Freien
Presse in Elberfeld , der Führer der reaierungssozia -
listischen Redaktcure , erklärte , daß es selbstverständlich
ln diesem Falke ihre Pflicht sei , dagegen zu wirken .
( Rufe : Pfui ! b. d. Unabh . Soz. ) Der Geschäfts -
nihrer Mlcnbaum (Elberfeld ) erilärte : . Es ist selbst -
verständlich unsere Pflicht , in diesem Sinne zu ar -
beiten . " . Als Ullcnbaum dann aber meinte , die Presse
müsse auch etwas mehr Freiheit haben , erklärte der
Generalmajor , an dem bisherigen Zustande könne
nichts geändert werden . ( Hört , hört ! b. d. Unabh .
Soz . ) Was sie täten , müßten sie aus Uebcrzcugung
tun . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Als daraus
hingewiesen wurde , daß die Presse das Ventil sei,
welches offcngehalicn werden müsse , damit keine Ka -
tasiropbc eintrete , erklärte der Oberst : Dagegen gibt
es noch Mittel . ( Zurufe b. d. Unabh . Söz ) - Seve -
ring ( Bielefeld ) erkläre daraufhin , das Generalkom¬
mando sollte sich nicht zuviel davon versprechen .
Wenn es darauf ankommen würde , brauchten sie gar
keine Presse . Die soziald . ' mokrntischcn Vertccter im

Reichstags in den Landtagen , - Kommunen usw . bat

( ck nur nötig , an einem Tage ihre Tätigkeit elnzu -
stellen , und die Arbeiter würde « sofort wissen , was
die Stunde geschlagen habe . Der Gcncralma or

meinte , so weit dürfe es natürlich nicht kommen .

Der Generalmajor entwarf dann noch folgenden
Plan . Alle die erwähnten Gesichtspunkte sollen in
einer Broschüre znsamnicugeiragcn werden , die in
hunderttausend Exemplaren an die Arbeiter verteilt
werden solle . Ein christlicher Arbeitersekretär hätte
sich bereit erklärt , die Broschüre zu schreiben . Auch
ein Gciocrkschastssckretär der freien Gewerkschaften
will die Broschüre durchsehen und vom gewerkschast
lichen Standpunkte Einschaltungen machen . ( Hort ,
hörtl b. d. Unabh . Soz . ) Dem Generalkommando
liege nun daran , daß von einigen sozialdemokrati -
scheu Redakteuren ebenfalls die Broschüre durchge -
sehen werde , damit sie von ihrem sozialistischen Staad -
punkte aus notwendige Aenderungcn vornehmen . Tie

endgültige Redaktion behalte stch das Generalkom¬
mando vor . ( Lachen b. d. Unabh . Soz ) Zunächst
betretenes Schweigen . Dann macht Ullcnbaum den

Zuruf : . Woldt , das kannst du doch machen ! " Woldt
erhebt stch und erklärt : „ Damit man nicht glaubt ,
daß ich keine Courage habe und nicht zu meiner

Ueberzeugung stände , erkläre ich mich bereit , jedoch
unter der Bedingung , daß die Mitarbeit nicht bekannt -

gegeben wird . " ( Hört , hört ! und Lachen b. d. Un -

abh . Soz . ) Als weitere Mitarbeiter erklärten sich die
Redakteure Markwald — Niederrheinischc Volkssttmme
Duisburg — und Mehlich ( Dortmund ) bereit . Der
Generalmajor meint dann noch , die Mitarbeit könne
chon deshalb zugesagt werden , weil aus der Bro -
chüre des Parteivorstands , die er zur Rechtfertigung
einer Politik des 4. August herausgegeben habe ,

ganze Seiten mit übernommen werden sollten . ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz . )

Es wird dann noch von den Regierungssozia -
listen darauf hingewiesen , daß hunderttausend Crem -
plare zu wenig seien . Sie schlagen eine Million
Stück vor . Man einigt sich aus eine halbe Mi lion .
Die Regicrungssozialjsten geben dann noch aus ihrer
praktischen Erfahrung Winke über die beite Art der
Verteilung , wobei z. B. die Partei und die Gcwerk -
schaften zu Hilse genommen werden könnten . M. H ,
und nun die Verteilung ! Bald darauf ist eine
Sitzung wegen der Verteilung in Dortmund am 4.
Mai 1918 . Anwesend sind als Verteeter des Gene -
ralkonunandos Oberstleutnant Gleffenich , Hauptmann
Rauscher und Rechtsanwalt Kämpscr . Vom Deutschen
Metallarbeiierverband waren ungefähr 20 Beamte ,
1 Vertreter des Hauptvorstandes und 2 Bezirksleitcr
anwesend . ( Hört , bört ! b. d. Unabh . Soz3 Bezirks -
leiter Spiegel eröffnete die Sitzung ( Heiterkeit b. d.
Unabh . Soz . ) Oberstleutnant Giesscnich : M. H. , wir

haben für Sie nun schon manches getan in Rellama
tionsverhandlunaen . Nun wünschen wir von Ihnen
auch eine Gefälligkeit . Das betrifft die Broichttre ,
und zwar deren Verbreitung . — Jäger - Düsseldors er¬
klärt stch mit dem Inhalt der Broschüre einvcrstan -
den , doch wird die Verbreitung schwierig sein ; da
sie es in Düsseldorf mit vielen Anhängern der Un -

abhängigen Sozialdemokratie zu tun haben . — Geb -
bart - Mülbcim a. N. hat gegen den Inhalt nichts .
Die Broschüre sei etwas einseitig . Es sei vielleicht
besser , wenn man fie nicht verteilt . — Tot - Godes -
berg ist im allgemeinen einverstanden , hält aber die
Sache mit dem Auslandsgelde nicht für glücklich . —

Steinhauer - Essen hält für Essen eine Verteilung der
Broschüre für ausgeschlossen , und wenn man nicht das
bißchen Vertrauen , was man noch unter den Arbei -
tern besitzt , ganz verlieren wolle , könne überhaupt
keine Rede davon sein . — Oberstleutnant Giesscnich :
Wenn aber schon Herren da sind , die sich nicht mit
dem Inhalt der Broschüre einverstanden erllären , so
muß ich schon sagen , daß diese Herren nicht auf dem
Boden der Vaterlandsverteidigung stehen , und daß
zwischen den Herren und uns das Tischtuch zerschnit -
ten ist , selbstverständlich . Wir wollten nur 100 000
drucken lassen , aber Ihre Herren von der sozialdemo -
kratischen Presse haben uns gerade gebeten , 500 000
drucken zu lassen , und nun müssen sie auch verteilt
werden . — Zernicke vom Hauptvorstand des Metall -
arbeiterverbandes : M. H. , wenn Sie stch mit den
Redakteuren verständigt haben , müssen Sie sich auch
mit uns verständigen . Wir können die Verteilung
empfehlen , aber niemand zwingen . Auch wir haben

gegen den Inhalt nichts , werden aber die Verteilung
empfehlen . ( Glocke des Präsidenten . )

Präsident : Herr Abgeordneter Dr . Herzfeld , ich
habe Sie bisher nicht unterbrochen , möchte Sie aber

doch jetzt darauf aufmerksam machen , daß diese Pole -
mik gegen eine andere Partei , nachdem sie sich mit
der Militärbehörde in derselben politischen Richtung
bewegt , doch nicht in unmittelbarem Zusammenhange
mit dem Gesetze steht . ( Zuruf von den Unabh . Soz . )

Abg . Dr . Herzfeld : Zernicke meint , Sie könnten

die Verteilung auch durch die Arbeitgeber erfolgen
lassen . Darauf sagte Rechtsanwalt Kämpfer : Sic

wissen, wenn die Arbeiter von den Arbeilgebem et¬
was bekommen , haben sie schon das größte Miß -

trauen . Wir versprechn uns den größten Erfolg .
wenn gerade von Ihnen die Verteilung ersolgt . Der

alte Bergarbeiterverband und die christlichen Gewcrk -

schaften haben schon viele Exemplare geholt .
So geht es Wetter , und nun frage ich Sie : Wenn

ein Offizier sich mit den sozialdemokratischen Redak¬
teuren und Gcwcrkschaftsbeamten in Verbindung
setzte, um an einer Broschüre mitzuarbeiten , in der
die sozialdemokratischen Friedcnszicle empfohlen wer -

den , in der gesagt wird , daß die Milltars , dag die
hinter ihnen stehenden Parteien die Polittt der Er -
oberung , die Politik des Gewalnriedens gegen Be -
zahlung betreiben — das ist der Inhalt dieser Bro -
schüre — bezüglich der Politik der Unabhängigen So -
ziatdcmokraiic . in der gesagt ist , daß es auslän -
disches Geld ist , welches die Militärs veranlaßt , ihre
Politik zu treiben , und wettn dann auf dies r Bro -
schüre , vielleicht auf der Vorderscitc , ein Ofsizi r ge¬
druckt wäre in der Mitte seines Regiments , und dkt
Ottinere sich bereit cÄärten . die Broschüre i » ihr,, ,

Regimentern zu verteilen , m. H. , wie würden Sie
einen solchen Offizier nennen ? Sic würden ihn einen
Verräter nennen ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) ,
und ich sage , diese Gewerlschastsbeamicn und diese
Redakteure , welche die Mitarbeiter und die Verteiler
dieser Schrift des Generalkommandos sind , dieser
Schrift , eingehüllt in den sozialdemokratischen Mantel
zur Täuschung der Arbeitcr . lassc , diese Redakteure und

Gcwcrkschaftsoeanitcn sind Verräter an den Jntcr . ssnr
der Arbeiter . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . Er -

regte Zurufe von den Soz . . Glocke des Präsidenten . )

Abg . Dr . Herzfeld : M. H. , Wenn die General¬
kommandos mit solchen Mitteln arbeiten , wie ich
Ihnen dargelegt habe , so » verde » Sie es nicht er -
staunlich finden , daß die folgende Ztundgevung auch
von der Zensur verboten » vordcn ist . M. H. , in

diesem entscheidenden Augenblick der Uinviloung d : r
Staaten nach außen und nach innen hat die Zentral -
leitting der Unabhängigen Sozialdemokratischen Par -
tei es für erforderlich gehalten , eine Kundgebung an
ihre Partei zu ertassen . Die Kundgebung verstößt
nicht gegen die Gesetze , sie befindet sich durchaus in -

nerhalb des Rahmens , der von der Zensur gesteckt
ist , sie bespricht die innere Politik , sie bespricht die
Kriegszielc . Diese Kundgebung war folgende :

Arbeiter , Paiteigenosscn und Parteigenossinnen !
Die Parlamente trete » binnen kurzem an der

Schwelle des jüngsten Kriegsjahres »vicdcr zusam -
meu . Die Hoffnungen , die breite Volksmassen in

sie gesetzt haben , sind gründlich zerstört worden .

Krieg , Not , Unsrciheit dauern fort . Im Westen
und Süden wird das Ringen der Mi ckione » Heere
immer erbitterter . Täglich

"
sinken neue Opfer in

das Massengrab . Jin Osten hat das Schwert des
Eroberers den Friedenszustand crzivungen , der eine
Unsuimne von Groll verursacht und neue Konflikts -
stofse erzengt hat . In dem Freiheitskampf der Völ -
rcr des ehemaligen Zarenreichs haben deutsche und
österreichische Bajonette zugunsten der G» gcnrcvo -
lutton Partei gcnomnicn . Der in diesen Tagen ge -
schaffcne Waffenbund Mitteleuropas »vird auch in

Zukunft die Staaten in zwei feindliche »vassenstar -
rendc Heerlager scheiden . Die zur Euisaltung aller
militärischen Machtmittel bestimmte Koalition der
einen Seite wird auf der andern Seite eine gleiche
Koalition zur Folge haben . Tie Gefahr droht , daß
der kommende Frieden nur eine l »rzc Wauenruhe

wird , daß nach einer Atempause die imperialistischen
Gewalten erneut um die Herrschaft der Welt kämp -
fen werden . Solange das internationale Prolela -
riat nickt mit aller Energie Front nincht gegen die

Versechtcr einer eroberungstusterncn Geivaltpoiittk ,
ist an einen allgemeinen , dauernden Völkersricdcn
nicht zu denken .

Der Gewaltpolitik nach außen entspricht die
Reaktion im Innern . Schtvercr denn ie lastet der

eiserne Druck des Belagerungszustandes auf dem

deutschen Volle . Am härtesten hat ihn unsere Par -
tei , die Unabhängige Sozialdemokratie , haben ihn
die zu ihr haltenden Arbeiter zu spüren . Mcbr
denn je sind das freie Wort und die freie Schrift
geknebelt , ist die politische Betätigung der Arbeiter -

klasse gefesselt . Alle Zwangsmittel der Militördik -
tatur werden gegen diejenigen in Antvendung ge -
bracht , die in ihrer Ueberzangungstrcue an » intcr -
nationalen Sozialismus festhaltcu .

Bei diesem reaktionären Zustande kann leine
Rede davon sein , daß durch das Preußische Abge -
ordnetcnhaus das gleiche Wahlrecht eingeführt »vird .
Die Mehrheitspartcicn des Preußischen Abgeord -
« etenhauses als politische Sachwalter der besitzenden
und herrschenden Klassen stemmen sich »nit aller
Kraft gegen jede auch noch so kümmerliche Ertvci -
terung der Volksrechie . Die Gesetzentwürfe der
Regierung , die schon daraus zugeschnitten sind , das
freie und gleiche Wahlrecht der Arbeiterklasse zu
verkrüppeln , die Reaktion » md den Regicrungsabso -
luttsmus zu verstärken , genügen ihnen noch nicht .
Das Dreiklassenwahlrecht »vollen sie ersetzen durch
ein Bildung und Besitz begünstigendes Mehrstinr -
menrecht . Die Regierung offenbarte ihre » vahre
Gesinnung , als sie von jedem » virksamen Mittel
Abstand nahm , auch nur das verkrüppelte gleiche
Wahlrecht gegen den Willen der arbeiterfeindlichen
Mehrheit des Abgeord » » etcnhauscs durchzusetzen .

Gegen die unvcrhülltcn Klassenintcressen der
agrarischen und kapttaliftischen Reaktimr mllß das
Proletariat mit aller Energie seine eigenen Klassen -
interessen verfechten . Sein Kainps gegen die Rcak -
tion i »n Innern ist zugleich ein Kampf für einen
dauernden Bölkerfricden ; denn die Volksfeinde im

gnnern sind auch gleichzeitig die Vcrkünder der
ewaltpolitik nach außen .

Arbeiter ! Parteigenossen und Parteigenossinnen !

Ihr habt von den Regierungen und den Par -
lamenten nur dann etwas zu erwarten , wenn ihr

gelbst �
eure Meinung mit aller Kraft zur Geltung

Während das feierlich versprochene Recht schnöde
vorenthalten »vird , werdet ihr zu einer Verschlechte -
rung der ohnehin schon mehr als dürftigen Lebens -
Haltung gezwungen . Vom 16 . Juni an soll die
geringe Brottation noch mehr gekürzt werden .
Schon sind die Agrarier rührig am Werke , auch
noch die gegenwärtig ungeheuere Teuerung zum
eigenen Vorteil zu verschärfen . Der Gewaltfriedcn
im Osten hat dem deutschen Volke nicht das so oft
verheißene Brot gebracht . Die Versprechungen aus
Besserung der Ernährung , die der Eroberungszug
durch Rumänien , der Abschluß des Russenfriedens
und vor allem der viclge »üh » nte B otsriedcn mit
der Ukraine bringen sollte , haben sich nicht erfüllt .

( Fortsetzung in der 2. Beilage . )
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2 . KeUage zu Ur . Udes „ WitteUmtgsblattes �

( Fortsetzung aus der 1. Beilage . )

Die Methoden des Gewaltfriedcns haben ebenso
sehr auf dem wirtschastlichcn wie auf dem politi -
schen Gebiete versagt . Die Ereignisse haben sehr
schnell auch den Blinden darüber ausgetlart , wie
recht die Unabhängige Sozialdemokrat . sche Partei
handelte , als sie , getreu den Grundsätzen des In -
ternationalen Sozialismus , gegen jene Friedens -
Verträge stimmte , die gegen das Selbstbestimmungs -
recht der Böller auf das gröblichste verfwtzcn . Mit
allen bürgerlichen Parteien haben die Regierungs -
sozialisten dem Ukrainesrieden zugestimmt und da -
durch wie durch ihre ganze Kricgspolmk sich zum
Mitschuldigen der imperialistischen Gewaltpolhil ge¬
macht . Sie sind damit auch Schrittniacher der Real -
tion im Innern und tragen somit die Vecantwor -
tung sür die immer schlechter werdende Enuhrung .

Arbeiterl Parteigenossen und Parteigenossinnen !

Geißelt die reaktionäre Politik der Regie -
rung und der bürgerlichen Parteien ! Protestiert ,
wo es nur irgend geht , in öffentlichen Bersamm -
hingen gegen die politische Entrechtung ! Rüttelt die

Gleichgültigen und Swmpsen auf ! Sch - rst die poli -
tische Erkenntnis und stärkt die Entschlossenheit in
unfern Organisationen ! Macht Front gegen die

Verschlechterung der Lebenshaltung ! Klärt in Ver -
sammlungen und in klcinrn Kreisen über die Ur -

isachen der Browerkürznng und über die Wurzeln
der Kriegsnöte des Volkes auf ! Unterstützt mit
aller Kraft den Kamps , den die Fraktionen der
Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei in den

Parlamenten führen für Frieden , Freiheit und Brot !
Arbeiter ! Parteigenossen und Parteigenossinnen !

Fort mit allem Kleinmut , aller Verzagtheit
und Verdrossenheit ! Rüsten wir das Proletariat
für die unabwendbaren Kämpfe um eine bessere
Zukunft . Halten wir in Treue zu den Grundsätzen
und Forderungen des internationalen Sozialismus !

Berlin , den 27 . Mai 1918 .

Die Parteileitung der Unabh . Soz . Partei Deutschlands .
M. H. , auch diese Kundmachung konnte nicht in

die Oeffentlichkeit kommen , die Zensur hatte sie ver -
boten . Unter diesen Umständen werden Sie es nicht
wunderbar finden , wenn wir behaupten , daß alles

geschieht , um unsere Interessen niederzuhalten . Unser
Blatt in Hof , die Oberfränkische Volkszeiiung , hatte
nur einen einzigen Redakteur . Dieser einzige Redak -
teur wurde eingezogen . Die Geschästslcitung des
Blattes bat das Generalkommando , den Mann zu -
rüchzustelleu ; sie könne nicht annehmen , daß es in der

Absicht des stellvertretenden Generalkommandos liege ,
durch die absolut unhaltbare Situation der Redaktion
das Erscheinen der Zeitung in Frage zu stellen . Sie

hoffe deshalb , daß ihrem Antrag stattgegeben werde .

Kurz kam die Erwiderung , daß der Antrag — es

handelt sich um den Redakteur Max Blumtritt — ab -

gelehnt wird . Selbst ein Gesuch der Geschästsleitung .
diesen Redakteur auch nur aus 14 Tage zu beur -

landen , um inzwischen die Geschiafte zu erledigen , bis
ein anderer Redakteur eingestellt werden könne , wurde

abgewiesen .
Dir Herausgab « einer tägliche « Zeitung in Berlin

ist uns bis heute trotz wiederholter Anträge ver -

sagt . In Berlin ist bekanntlich unter der Arbeiter -

schast der allergrößte TeU aus feiten der Unabhän -

Sigcn
Sozialdemokratie . Eine tägliche Zeitung der

lnabhängigen Sozialdemokratie würde sofort einen

Stamm von Abonnenten haben , der wahrscheinlich

größer wäre als der der meisten politischen Blätter
Berlins . Uns wird die Zetmng versagt . Aber wie
uns gestern hier vom Kollegen Gothein gesagt wor

den ist , bekoimnt die Deutsche Tageszeitung mehr Pa -
pier zugewiesen als die andern , und ein Schmutzblatt
— der Herr Kollege Gothein nannte es so . ich wist

seinen Namen nicht nennen — darf in diesem Kriege
neu erscheinen . Aber die Unabhängige Sozialdemo

kratie in Berlin darf kein tägliches Blatt heraus -

geben . Draußen stehen Hunderttausende der Anhän -

ger der Unabhängigen Sozialdemokratie . Ihnen wicd

gesagt , daß sie für Freiheit und Recht kämpfen , und

drinnen kann ihre Parteileitung nicht einmal eine

Kundgebung veröffentlichen , und in Berlin selbst nicht

einmal eine tägliche Zeitung herausgeben .
Die Unabhängige Sozialdemokratie hat bekannt -

lich wie in Berlin so auch in den meisten übrigen
Städten durch Mißbrauch von Treu und Glauben ,

durch juristische Kniffe , durch den Belagerungszustand
ihre Presse durch die Regierungssozialisten Wegge -
nommen bekommen . Sie haben sie sich angeeignet .

� Nirgendwo war es möglich , eine neue Pr sie >u

gründen . Man will systematisch die Unabhängige
Sozialdemokratie als die einzige crnsthaste Kilm >selin

gegen diesen Zustand , unter dem wir leben , nieder -

halte » Dce sozialdemokratische Partei darf umge -

kehrt überall , wo es ihr nicht gelungen ist , sich un¬

sere Zeitungen anzueignen , eine neue tagliche Zeitung
herausgeben . Da ist es auch nicht zu verwundern ,
daß man den größten Teil unsrer Presse unter Vor -

zcnsur gestellt hat . Die . Leipziger Volkszeiiung ' , ein

täglich erscheinendes großes poil ' . ischcs - blatt , stand

seit dem 26 . Januar unter Vorzensur . Das Blatt

hat versäsiedeuc Eingaben darüber an das Oberkom -

mando gegeben . Uebcr die Zustände dieser Vorzen -

sur sagt die Eingabe :

Außer den wirtschaftlichen Schäden , _
die das

Blatl dadurch erleidet , daß die Vorzensur durch

die kürzere Zeit , dio sie zur Fertigstellung des

Blattes erlaubt , eine Vermehrung des Personals

bedingt , wurde auch diese Vorzensur in einer Weise

gchandhabt , d: ! es schwierig machte , das Blatt

übcrbaiipt herauszubringen . Ter Zensor erklarte

am 3. April , daß er Manuskripte nur bis 1U Uhr

- n ' oeacnnäbme und länaere Aussätze am selben Vor -

mittag überhaupt nicht prüfen könne , da er um
11 Uhr zum Vortrag erscheinen müsse . Auf Vor -
stellung wurde die Zeit an drei Tagen bis 10 %
Uhr verlängert . War der Zensor von Leipzig ab -
wcsend , so blieben wichtige Mitteilungen und Auf -
sätze liegen . Fast täglich kämen wichtige Nach -
richten und Aussätze nicht am selben Tage zurück ,
so daß die Zeitung gegenüber den andern Tages -
zeitungen in erheblichen Nachteil kam . Häufig mußte
sie in verringertem Umfang erscheinen . Zuweilen
war es kaum möglich , den beschränkten Raum mit
zensienem Material zu füllen . Es ist klar , daß
dies der Weg war , die Zeitung zu ruinieren . LVas
die Handhabung der Zensur selbst betrifft , so ist
von ihrer Beschränkung auf unmittelbare milit «-
tärische Angelegenheiten keine Rede . Der Zensor
verhindert die kritische Besprechung inner - und
außerpolitischer Ereignisse , die mit der Kriegfüh -
rung nicht das mindeste zu tun haben , er greift zu
Ungunsten der von der Leipz . Volkszeiwng ver -
tretenen Partei in die Auseinandersetzung mit an -
dern politischen Richtungen ein , er verhindert den
Nachdruck von Aniteln , die in andern Blättern er -
scheinen konnten , er gibt Anweisungen über Lange
und Form der Veröffentlichungen , er untersagt Fett¬
druck , er erteilt strafende Belehrungen über den in
der Leipziger Vollszeitung herrschenden Geist , er
unterdrückt Kritiken an Erscheinungen des Kriegs -
Wuchers , er nimmt Streichungen von harmlosen
Worten und Satzwendungen vor und verändert da
mit oft den Sinn der Artikel .

Am 24 . April wurde die Borzensur der Leipz .
Volkszeitung vorläufig aufgehoben . Die Aufhebungs -
Verfügung verweist ausdrücklich darauf , daß bei Strafe
des Verbots der Zeitung die Redaltton sich an die
Auslegung der Zensurbestimmungen zu halten habe ,
wie sie sie während der Zeit der Vorzensur kennen
gelernt , daß also die Art der Zensur , wie sie in der
letzten Periode der Vorzensur geübt wurde , von der
Redaktion als Sclbstzensur zu üben sei .

Demgegenüber hat die Leipziger Vollszeitung
Beschwerde beim Obcrmilitärbesehlshaber eingelegt .
Heute , m. H. , ist die Leipziger Vollszeitung wieder
unler Vorzensur gestellt worden ( Hört , hört ! b. d.
Unabh . Soz ) In Brest - Litowsk hieß es : es gibt
keine Vorzensur . Aber fast die gesamte Presse der
Unabhängigen Sozialdemokratie steht unter Vorz - nsur .

Nun hat sich gestern der Herr Kollege Bauer
darüber bellagt , daß die Zensur in die Erörterungen
zwischen der Unabhängigen sozialdemokraiiiichcn Par -
tci und der sozialdemokralischcn Partei eingreife , zu¬
gunsten der sozialdemokraiischen Partei S - ellung
nehme und ihr damit einen Bärendienst lesile . Ja ,
Herr Abg . Bauer — ich sehe zu meinem Bedauern ,
er ist augenblicklich nicht da — , ich glaube , die Zen
sur will Ihnen dabei überhaupt keinen Dienst leisten
sie wlll sich einen Dienst leisten , sie will Ihre An -
hängerschast hinter der Militärgewalt hal en , sie will
alles das aus den Zeittmgen sernhaltcn , was zeigen
könnte , welchen Standpunkt Sie gegenüber den sozhl
demokratischen Grundsätzen einnehmen . Diese Zen . ur
gegenüber den Erörterungen zwischen den beiden Pr . r
teien ist nach den Zensurvorschristcn durchaus nicht
zulässig . Es ist nach meiner Kenntnis ausdrücklich
festgestellt , daß diese Erörterungen zwischen den Par
leicn nicht unter die Zensur fallen . ( Sehr richtig !
b. d. Unabh . Soz . ) Ueber diese Zcnsur einige Mit -
teilungen zu machen , halte ich auch sür angebracht .

Während des Wahllampscs in Niederbarnim war
eine Polemik zwischen der Leipziger Vollszeitung
und dem Vorwärts . Die Leipziger Vollszeitung
hatte geschrieben :

Wenn sich deutsche Bajonette gegen finnlän -
dische , ukrainische , lettische , polnische usw . Sozia -
listen richten , so träqt der deutsche Rcgierungssozia
lismus sein volles Maß Mitschuld an diesem Kreuz -
zuge der europäischen Reaktion gegen den Sozialis
mus . Und wenn im Westen nach einem furcht
baren Aderlaß ein ähttlicher Gewalt ' rieden wie im

Osten erstrebt wird — man muß sich schon blind
und taub stellen , um solche Absichten nicht zu mer
kcn — , so kann sich die deutsche Arbeiterschaft , das
deutsche Volk mit beim Regierungssoziahsmus da¬
für bedanken , daß es in den kommenden Friedens -
zahren neben den Kriegsschulden gewaltige Rüstungs -
lasten , neue Kriegsgefahren und Erschwerungen des

Warenaustausches und der Weltwirtschaft in den

Kauf nehmen mutz .

Meine Herren die Zensur erlaubt diese Ausfüh -
rungen nicht , sie werden gestrichen . Die Leipziger
Vollszeitung hatte bei Erörterung der Bewilligung
der Kriegskredile gesagt , das Ja der sozialdemokra -
tischen Partei bedeutet praktisch die Unterwerfung unter

den Machtspruch des Militarismus , bedeutet den kiim -
merlichcn und erbärmlichen Verzicht aus jede inter -

nationale Politik . Gestrichen , m. H. I
Aber der Erfolg ? — so sagt die Redaktion der

Leipziger Vollszeitung —

Wir geben ' zu , die Politik der Unabhängigen
hat den allgemeinen Frieden bisher nicht Herbeizu -
führen vermocht , hat auch nicht verhindern gekonnt ,
vaß im Osten FriedenZschlüffe bollzogcn werden ,
die von dem sozialdemokratischen Ideal so weit

entfernt sind , wie der Himmel von der Erde . Ist
jedoch Herr Stampfer überzeugt , daß dem genau so
wäre , wenn seine Freunde ebenfalls die Kredite

abgelehnt und auch im übrigen eine folgerichttge
oppositionelle Polilik gelricbcn hätten ? Bor e . llem

aber , wo sind die Erfolge der Negicrungssozialisten ?
Wo ist der Stempel, - den sie ihrer Zeit aufgedruckt
haben ?

Gestrichen , m. H I Das geht so weiter , ich brauche
das nicht vorzutragen .

M. H. , in Braunschwcig ist bekanntlich das Blatt
der Unabhängigen Sozialdemokratie ihr auch vo «
der sozialdemokratischen Partei entrissen worden . Di «
Unabhängige Sozialdemokratie in Braunschweig wollte
jüngst cineit Wcrbezettcl für ihre Ausgabe des Hall « -
schen Volksblattes herausgeben . Der Werbczettet
wurde eingereicht die Antwort kam :

Die Drucklegung und Verbreitung des anlie -
gcnden Flugblattes wird durch Generattommando »
Verfügung vom 15 . 3. 13 verboten .

Der Bolksfreund in Braunschweig , da ? Blatt
der Sozialdemokratie , gab dagegen ein Werbeflug -
blatt heraus mit den stärksten Bezchimpfungen der Un -
abhängigen Sozialdemokratie , es wurde gratis ver -
breitet , die Genehmigung wurde erteilt . Eine Erwi -
dcrung , die die Braunschweiger Ausgabe des Halle -
schen Volksblattes schreiben wollte , wurde von der
Zensur verboten . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . S» z . )

Hier ist davon gesprochen worden , daß der Zen -
sor sich nicht als Vorgesetzter des Redakteur » geben
möchte . Der Braunschweiger Redakteur ivanbee sich
wegen all dieser Dinge an das stetlvertt . General -
kommando des 10 . Armeekorps . Er erhielt solgende
Antwort :

Zum Schreiben vom 26 . Juli 1917 .
Die Verhängung der Vorzensur ist lediglich

durch Ihren sortgesetzten gehässigen und verhetzen -
den Ton veranlaßt .

Für die . Folgen ' , auf die Sie in Ihrem
Schreiben glauben hinweisen zu müssen , werden die
zur Verantwortung gezogen werden , die Sie durch
Ihr fortgesetztes Hetzen verursachen .

Der Vorwurf der Langsamtett bei Ausübung
der Vorzensur wird als unbegründet zurückgewiesep

Von feiten des Generauomviandos .
Der Chef des Stabes .

Meine Herren , das ist der Ton , in dem mit de »
Redakteuren der Unabhängigen Sozialdemotratte ver
handelt wird .

Ich will nicht daraus eingehen , wie die Zensur
gehandhabt wurde während des Wahlkampses
l n Zwickau . Hier habe ich ein Wahlstuadtatt der
Unabhängigen Sozialdemokratie : Was witl die Un -
abhängige Sozialdemokratie ? Dasjenige , was die Un -
abhängige Sozialdemokratie will , ist eins » , ge -
strichen , so daß dieses Flugblatt auch keine Jbee von
dem gibt , was die Unaohüngtge Sozialdemokratie
will , sondern man glauben mnß , es sei ein Flug
blatt der Abhängigen Sozialdemotraie .

M. H. , die Zensur kümmert sich sogar darum ,
daß man die Veröffentlichung ber Mitgliederbeiträge
zensuriert . Sie ist zuweilen auch witzig . Die Quit -
tung unseres Parteisekretärs Rüssel lautet :

Leipzig , Aprilquittung , Ucbirschuß , 2. Quartal . —
Es kommen dann die verschiedenen MUgkuderbci -

träge . Dann heißt es :
Ueberschuß 2. Quartal Mitgliederbettrag S 91 . 22,95

. S . M. ' ist gestrichen . ( Hört , hört ! und Lachen
links . )

M. H. , aber eine ernstere Tatsache . Es werden
auch veröffentlicht die freiwilligen Beirrage , weiche die

Unabhängige Sozialdemokratte

für die Familien der Opfer des Kriegszustandes und
Velagerungszustaudes

sammelt . Nach einer Versstgung des Ober komman¬
dierenden in den Marken dürfen auch diese Beiträge
nicht mehr öffentlich quittiert werben . Der Zweck
ist offenbar der , daß niemand mehr auf diese Samm -

iungen ausmerksarn wird und diese Sauimtuugcit In -

jolgedessen versiegen und Gelber für die « amtl . en
dieser Opfer nicht mehr eingehen . Wie es darum

aussieht , das kann ich Ihnen nicht besser darlegen ,
als indem ' ich Ihnen einen Abschnitt vo » Me aus
einem Briefe , den ein Matrose geschrieben h » , als

er sich aus dem Wege zum Zuchthaus befand iufotge
des bekannten Urteils in Wirhelmshaben . Dich er Ma¬

trose schreibt :

�Jch trete angesichts meines Abtransports cm
Sie niit folgender Bitte heran : Da ich der etnztge
Ernährer meiner armen Familie auch bis jetzt alS
Soldat war und mit meiner Löhnung sie urtterftützte ,
nun aber durch das verhängnisvolle Urleil aus ei «

Jahrzehnt hinaus meine Lieben nicht mehr ern hrcn
kann , so bitte ich Sie , vielleicht aus Parteimittcln ,
um eine Unterstützung meiner Angehörigen . Seien
Sie überzeugt , nie würde ich eine solche Bitte an
Sie richten , wenn ich nicht gezwungen würde , infolge
dieser barbarischen Strafe , meine arme Mutter vor
Elend und Uniergang zu retten . Ich gehe Vertrauens .
voll ins Zuchthaus , und will da gleich meinen an -
dern Genossen und Kameraden hungern und schmach
ten , wenn ich nur das Bewußtsein mit Mir nehm «
kann , für meine Angehörigen hat man dennoch etwa . '
Miileid übrig . Indem ich hoffe , daß Sie meiner .
Wunsche hoffentlich nach eingehender Prüfung »ach
kommen werden und auch sür uns Zuchtyiinel - r , die
wir für die Sache unsrer Ucberzeugnng gefallen sind ,
ein Erbarmen und Gedenken kennen , zeichne ich m>
Parteigruß . .

M. H- ! Das sind die Leute , die im ZitchThaus
sitzen , und deren arme Familien sind die enigar , fü -
die diese Saminlungeu gewünscht werden . Tie MM. '
tärzensur fühlt ' sich veranlaßt , die Veröffentlichungen
auch dieser Sammlungen zu streichen ( Hort , lxrt
links . ) Ich hoffe , daß die Parteigenossen im La . tdc
nicht nachlassen lvcrdcn , für dkffes wirklich fitillch
Werk der Sorge sür die Familien dieser f r ihr
Ueberzcugung gefallenen Leute weiterhin nach Kraft - «.

zu sammeln . ( Sehr gut ! links . )

M. H- ! In di . ' ser Frage des Belageruagszi .

standcs , der Zensur und des Vereins - und VerHinm

lungsrechts ist es ja unmöglich , auf alleZ einzugey - r
Mein Kollege Haase wird ja nach weiter über di . st
Dinge sprechen : ich möchte nur das eine sagen : als



Jrlt in den STtlcg eintraten , da btefi c5 : Ich kenne
keine Parteien mehr , ich kenne nur noch Deutsche !
( Lachen b. d. Unabh . ©oj . ) Jetzt hieße c5 besser
Ich kenne nur noch Alldeutsche ! lTehr gut ! b. d

Unabh . Soz . ) und ich kenne eine ParH , tvclch « in
allen Beziehungen außerhalb des Gesetzes gestclli
wird : die Unabhängige Sozialdemokratie , ( ©ehr rich�
tig ! b. d. Unabh . Soz . ) M- H- , Wir haben das

Sozialistengesetz durchgemacht , und wenn auch die Be�

drückungcn und die Verfolgungen , die Rechtlosigkeit ,
die wir jetzt durchmachen , zehnfach und hundertfach
größer sind als alles das , was unsre Partei damals

durchgemacht hat — denn wir sind dt : Partei , welche
damals unter dem Sozialistengesetz gekäinpft hat ! —

so werden diese Bedrückungen und Verfolgungen uns

doch nicht niederzwingen . ( Lebhafte Zustimmung b.
d. Unabh . Soz . ) Uns gehört die Zukunft . Ihr
hemmt uns , doch Ihr zwiitgt uns nicht ! ( Lebhaftes
Bravo ! b. d. Unabh . Soz . )

Abg . Werner - Gießen ( Deutsche Fraktion ) : Die
letzten Wahlen haben belviesen , daß das Volk von
den Unabhängigen Sozialdemokraten nichts wissen
will . ( Lachen b. d. Unabh . Soz . ) Der Alldensiche
Verband ist Herrn Gothein dankbar für die Reklame ,
die er für ihn gemacht hat . Die Pafv . ervmeilung
ist eine ungerechte .

Abg . Pospiech ( Pole ) protestiert gegen die Untcr
drückung der polnischen Vereinstätigkeit .

Abg . Meckfeld ( Soz . ) : Zunächst einige Worte
zu den Angriffen des Abg . Herzfeld . Zu der tton
fercnz des 7. Armeekorps waren auch Unabhängige
geladen , haben sich aber ausgeschwiegen . Das Proto¬
koll war lediglich ein ManschettcnerzeugniS interessier
ter Freunde der Unabhängigen . Unsere Redakteure ,
die daran teilgenommen haben , haben in der Oessent
lichkeit die Behauptungen der unabhängigen Presse
über dieie Konferenz als Verleumdung bezeichnet
Eine Erwiderung ist daraus nickt erfolgt . ( Hört ,
hört ! b. d. Soz . ) . Jener Gewerlschastler , der enlärt
hat : Wenn wir die Broschüre verteilen , verliercn wii
das letzte bißchen Vertrauen bei den Arbeiter » ! war
ein unabhängig Organiiicrtcr . — Die Art , wie die
Regierung unsre Forderung , die Gcneralkonnnandoe
einer Zivilgewalt zu »interstellcn , ablehnt , verrät
wenig politischen Geist . Einen besonderen Kanips
gcgcii die Zensur hat die Mülhäuser Volkszeitung
durchzukämpfen . Die Bevormundung geht soweit
daß der Zeitung verboten wird , schweizerische Blätt r
einzuführen . Das erinnert an das Verbot der Wie¬
ner Arbeiterzeitung , die nicht einmal hier im Hause
von den Reichstagsabgeordneten gelesen werden darf
Die Volksstinime Mannheim wurde wegen eines Ar
tikels über die Ostsragcn auf drei Tage verboten , der
in vielen anderen Zeitungen anstandslos erschienen
war . Wie die Vorzensur gehandhabt wird , beweiji
das Beispiel , daß unser Kölner Parteiblatt über einen
krassen Erpressungssall zweier Polizeibcamtcr »ich
eine jachgcmäßc Darstellung geben durste . Alle Ar¬
tikel des Pros . Förster sind wegen seiner Frieden -

Propaganda unter Vorzensur gestellt . Der Kancpf für
den Frieden ist den Herren vom Militär ebensowenig
genehm wie der Kampf für die Frcibcit . Die Reich
tagsmehrheit darf unter den Augen der Zensur auf
das ünstätigste bekämpft werden . Scheidemanu wird
be ' chuldigt , mit den Bolschewikt planmäßig zusammen¬
zuarbeiten . Ter Begriff des nnritarucyon �iiuitue
wird maßlos erweitert . Ein Flugblatt der Guttemp
ler gegen die Verivendnng von Gerste zur Bierberci
tnug wurde verboten . Der Belageruitgszustand ist
ungesetzlich . Er ist nur zulässig für Gebiete , die un -
mittelvar vom Feinde bedroht sind , käme also nicht
für ganz Teilijchland , sondern nur für einen kleinen
Test Elsaß - Lothringens in Frage . Für die Zensur
gi . t das Wort : „ Werst das Scheusal in die Wolfs -
schluchi ! " ( Lebhafter Beifall b. d. Regierungssoz )

Abg . Dr . MüNcr - Meinigcn ( Vp . ) : Man schömi
sich wirllich bald , im Reichstage über di ' se Dinge
noch zu sprechen . ( Sehr wahr ! ) Die meiste » Kom
mandicrendcn Generäle pfeifen aus die Gesetze , di
wir kirr beschließen . ( Sehr wahr ! ) Die Statistik des
Generals v. Wriesberg �ist keinen Schuß Pulver lvcrt
Was ' . oll der Vergleich zwischen der famosen Vater -
landspartei und der Riesenbewegung der deutsche »
Gewerstchaslen . ( Sehr gut ! links ) Mit den milttä -
rischcn Interessen haben 992 der Zensurschikanen über -
daupt nichts zu tun . ( Sehr richtig ! links ) Was uns
so kränkt , ist der Mißbrauch der militärischen Gewalt
zu einseitig konservativen Zwecken . ( Lebvaf c Zuftim
mung links . ) Die Liberale Korrespondenz hat einen
Brief veröffentlicht , aus dem klar hervorgeht , daß dic
Konservativen die ganze Geschichte mit der Vater -
landspartei nur ins Werk gesetzt babcn , um nachher
bessere Wahlert zu erzielen Daraus wurde aegcn sie
vorgegangen wegen Verrats militärischer Interessen .
( Stürmisches Hört , hört ! links . ) — Ter Zensor wütet
wirklich oft wie der Stier im Porzellanladen . So
wurde das Angebot von Zahnzement verboten . Der
Zensor verdiente , daß ihm die Zähne mit Mauer -
zement plombiert würden ( Heiterkeit . )

Staatssekretär Wallraf : Ich habe dic Zensur
durchaus nicht gelobt , wie Herr Gothein sagte , son -
der » sie nur als Kriegsnotwendigkeit bezeichnet . Tie
pazifistische Literatur geht gewiß aus von idealem
Streben . Aber sie kann jetzt nicht in Massen ver -
breitet werden , wo der Kricgswille der Feinde uns

zu äußerster Krastanstrcngung verpflichtet . Die vom
Abg . Müller - Mciningcn angcsührten Fälle werden ae
prüft werden . Ich würde aber wünschen , daß wir
einen Weg der Verständigung finden , denn diese Zcn -
surdebatten sind der Rcicholeitung gewiß nicht er -
wünscht .

Oberst v. d. Bergh legt dar , daß Beschwerden
über Militärbesehlsbaber , z. B. Generalkommandos ,
dem Obcrmilitürbefeblsbabcr durch dciz Militürbefehls
Haber vorgelegt werden müssen .

Abg . Haase ( . Unabh. Soz . )

M. H. . von einer ZXcihe von Rednern ist dic unbe¬

streitbare Tatjache festgestellt worden , daß das Interesse
an den Zenfurdeüatten immer mehr und mehr abflaut ,

und es ist sogar mit Recht von dem Herrn Abg . Dr .
Müller ( Mcin ' ngen ) erklärt worden , daß sich allmählich
eine Stimmung der Hoffnungslosigkeit eingestellt habe .

n der Tat ist es so. Aber wenn der Herr Abg . Dr .
tüller ( Meiningen ) heute wiederum einen energischen

Appell an die Regierung gerichtet hat und von ihr eine

Abhilfe erwartet , so täuscht er sich. Sein entschiedener
Ausruf : „ So darf es nicht weitergehen " , ist heute nicht
zum ersten Male in diesem Hause ertönt , sondern schon
mehrfach vorher . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) Es
ist so weitergegangen wie bisher . Wie die Fülle des

Materials , das in diesen Tagen von den verschiedensten
Rednern in diesem Hause vorgetragen worden ist , be -

weist , sind die Zustände auf dem Gebiete des Belage -
rungsgesetzes nicht besser , sondern immer und immer
schlechter geworden . ( Zustimmung b. d. Unabh . Soz . )

M. H. , es offenbart sich darin die ganze Ohnmacht
des Reichstages . Die Mißachtung , die die Regierung
den Forderungen und Wünschen des Reichstages ent -

gegenbringt , wird bestehen bleiben , solange der Reichstag
nicht von seinen eigenen Machtmitteln Gebrauch macht .
Richt das Vertrauen auf die Regierung , sondern die An -

wendung dieser Machtmittel des Reichstages allein kann

dazu führen , daß wir aus den unwürdigen Zuständen
herauskommen . ( Zust . b. d. Unabh . Soz . ) Der Herr
Abg . Dr . Müller ( Meiningen ) glaubt eine Besserung
herbeiführen zu können , wenn die militärische Zensur
allein bestehen bleibt , dagegen die politische Zensur auf -
gehoben wird . M. H. , die Regierung betont ja wieder -
holt , daß wir gar keine politische Zensur haben . Wie
Sie auch immer den Antrag formulieren mögen , daß die
politische Zensur aufgehoben werden solle , immer wird
die Regierung eine Handhabe finden , unter dem Deck -
mantcl des militärischen Interesses , das durch Erörte -

rungsn in Versammlungen und in Zeitungen berührt
werde , einzuschreiten . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . )

M. H. , es gibt nur ein einziges Mittel . Das ist die

Beseitigung des Belagerungszustandes .
Es ist nicht richtig , daß meine Fraktion etwa ihren An -

trag , den sie bisher immer gestellt hat , aufgegeben habe .
Sie hält an ihrem Standpunkt fest und wünscht nach wie

oor , daß dieser Belagerungszustand beseiUgt wird . Sie
hat allecdings die Erfahrung machen müssen , daß es in
diesem Hause unmöglich ist , für ihre Auffassung eine
Mehrheit zu erlangen . Das wird sie aber nicht hindern ,
bei jeder Gelegenheit , wo es ihr möglich ist , immer
wiederum ihren Standpunkt zu vertreten . ( Zust . b. d.

Unabh . Soz . )
M. H. . der Herr Staatssekretär Wallras hat die

Zensur zu rechtfertigen gesucht , indem er aus eine Reihe
von Artikeln in der Rheinischen Zeitung hinwies . Ja ,
wir haben uns verwundert gefragt , was denn diese Ar -
iikel beweisen . Wenn der Herr Staatssekretär schon gegen
solche Ausfassungen mit der Zensur einschreiten will , dann
wird er lediglich damit beweisen , daß er viel reaktionärer
ist , als allgemein angenommen wird . Der Herr Staats -
ekretär regt sich darüber auf , daß in der Rheinischen

Zeitung von der Versklavung der Arbeiterklasse gesprocyen
worden ist , und er fragle : Worin zeigt sich denn diese
Versklavung ? Er braucht nur einen einzigen Arbeiter
herauszugreifen und er wird erfahren , daß noch niemals
äie Arbeiter unter einem solchen Druck gestanden haben
wie gegenwärtig . Das Hilfsdienstgesetz ist eine Fessel , dic
die Aroeiter kaum ertragen können . Es ist aber bekannt ,
daß gerade dann , wenn die Arbeiter sich regen , wenn sie
sich betätigen wollen — und ich werde dafür nachher noch
ein umfangreiches Material beibringen — ihnen die
Möglichkeit genommen wird , daß ihre Versammlungen
verboten werden , daß die Zeitungen zensuriert werden ,
in denen sie ihre » Beschwerden Ausdruck geben . Dein
Herrn Staatssekretär ist auch bekannt , daß die Schutz -
bestimmungen der Arbeiter , der Frauen und Kinder seit
Beginn des Krieges beseitigt sind , und daß das Ver -
Zangen , endlich wieder einmal den Frauen und Kindern
den Schutz angedeihen zu lasten , bisher auf taube Ohren
gestoßen ist . Dem Herrn Staatssekretär ist bekannt , daß
Mausende von Arbeitern lediglich , weil sie die Forderun -
gen ihrer Klassen vertraten , aus den Fabriken , in denen
sie arbeiteten , fei es weil sie für militäruntaugllch erklärt
waren , sei es , weil sie als besonders qualifizierte Ar -
beiter vou ihren Unternehmern reklamiert waren , heraus -
gerissen und auch als militäruntauglich ins Heer gesteckt
worden sind . Dem Herrn Staatssekretär muß bekannt
sein , daß nach dem letzten Streik Hunderte und Hunderte
zum Teil

verkrüppelte Leute in den Militärrcck gesteckt
worden sind und daß über sie Listen geführt werden mit
den bekannten B 18. Wer unter dem Signum V 18 steht ,
weiß , daß er es beim Militär , mag er untauglich sein
oder nicht , nicht gut hat . Er ist von vornherein verfemt .
Wenn da eine Zeitung , und zwar ein so maßvolles Blatt
wie die Rheinische Zeitung , von Versklavung der Ar -
beitcrklasse spricht , so hat sie wahrlich guten Grund dazu
gehabt .

Der Herr Staatssekretär hat darauf hingewiesen , daß
auch in anderen Ländern die Zensur bestehe . Ganz ge -
wiß , seitdem der Krieg und die Kriegspolitik in den
anderen Ländern , seitdem der Imperialismus sich breiter
als vorher gemacht , sind auch da die bürgerlichen Frei -
heiten zu Schaden gekommen . Das wissen wir und haben
wir oft genug hervorgehoben , und unsere Freunde in
anderen Ländern haben sich nicht gescheut , ebenfalls An -
griffe gegen die Regierungen deswegen zu richten . Aber
ick möchte doch betonen , daß mit Recht sogar der Herr
Abg . Meerfeld hat hervorheben müssen , daß er und seine
Mitredakteure glücklich wären , wenn die Zensur , von
England zu schweigen , in Deutschland auch nur so gehand -
habt würde , wie in Frankreich . Das kommt sogar aus
dem Munde des Abg . Meerfeld . Der Herr Staats -
sekretär meinte , daß auch die

Bolschewiki eine Zensur eingeführt

hätten . Das ist unrichtig . Der Herr Staatssekretär las ,
um vor den Bolschewiki graulich zu machen , eine Stelle
aus einem Artikel der Leipziger Volkszcitung vor . Er hat
vielleicht das Original nicht zur jöaud gehabt , sondern
nur einen Ausschnitt : denn ich erwarte van seiner Lo�a -
lität , daß , wenn er das Original hat , er nicht an der I

Stelle Halt machen wird , an der er Halt gemacht hd ;

sondern daß er dann die nächsten entscheidenden Sätze
vorliest . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) In diese »
Artikel wird nämlich ausgeführt , daß die Bolschewiki die

Freiheit der Presse nicht darin begreisen , daß die Kapt »
taiisten und Reichen die Druckereien an sich nehmen un�
weil sie Besitzer der Druckereien sind , nunmehr allein die

öffentliche Meinung beherrschen , sondern daß die Bot -

schewiki - Regierung es als ihre Ausgabe betrachtet h < d
wie die übrigen Produktionsmittel zu verstaatlichen , s «
auch die Druckereien in Staatsbesitz überzuführen und st «
allen Parteien zur Verfügung zu stellen , damit sämtlich «
Meinungen zum Ausdruck kommen können , insoesonde «
auch die Meinungen derjenigen Volksschichten , welch «
bisher in Rußland unterdrückt und geknechtet waren .

( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Das sieht doch etwa »

ganz anders aus .

Ich wende mich zunächst zu einem Gegenstand , da

bisher in der Debatte zu kurz gekommen ist und der dt «

besondere Aufmerksamkeit dieses Hauses und der Regt « »

rung verdient . Der Herr Abg . Dr . Müller ( Meininge » !
hat einen Fall erwähnt , indem ein Brief des Reichs «
tagsbüros an einen Grafen von Plessen von einer me«tz >

lenburgischen untergeordneten Behörde geöffnet worde »

ist . Ja , m. H. , das ist aber nicht ein vereinzelter Fal�
das ist die allgemeine Praxis . ( Sehr richtig ! b. fc.

Unabh . Soz . ) Wenn die Praxis so ausgeübt wird , da |
die öffnende Behörde wenigstens noch kenntlich macht ,
daß fte den Brief geöffnet hat , wenn insbesondere dt «

Behörde den Stempelaufdruck ' , militärisch oder amtlich
kontrolliert und geöffnet — , dann ist das wenigstens noch
eine anständige Art . Ab ? r daneben besteht bei uns d »

geheime Briefzensur , das schwarze Kabinett

( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) , und das ist allerding »
eine Art der Beaufsichtigung , die nicht nur , wie ich gleich
nachweisen werde , gesetzwidrig und verfassungswidrig ,
sondern auch so skandalös ist , daß jeder anständige Mensch�
auch jeder anständige Mensch in der Regierung sich vo »
diesen Praktiken abwenden müßte . ( Sehr richtig ! b.
Unabh . Soz . ) Es ist unrichtig , wie der Herr Abg . D« .
Müller ( Meiningen ) anzunehmen scheint , daß nur untev »
geordnete Beamte diese Methoden anwenden . Reim
nein , ganz offiziell kommen sie zur Anwendung . Ich
könnte ein großes Material vorlegen , Die Briefe werde »
meist unter Wasserdampf geöffnet und wieder verschlösse »
und kommen dann vier bis sechs Tage später an de »
Adressaten . Vielfach ist der Brief so schlecht wieder zu »
sammengeklebt , daß , wer etwas von den Dingen versteh�
sofort sehen kann , daß der Brief von anderen vorh «
geöffnei worden ist . Vielfach hat der Wasserdampf auch
den Druck der Innenseite des Kuverts gelöst und bei «
Zusammenkleben ist infolgedessen der Druck auf de »
Innenseite abgelöst . Wer also argwöhnt , daß ein Brief
geöffnet werden könnte , der kann an diesen sichere »
Zeichen sehen , daß er sich nicht täuscht .

Es gibt Herren in diesem Hanse , und zwar nicht
nur Mitglieder metner Partei oder der anderen sozial »
demokratischen Partei , deren Briefe , wie mir aus zuver »
lässigster Quelle bekannt geworden ist , in diesem geheime »
Kabinett geöffnet worden sind , ohne daß sie bis heut «
eine Ahnung davon haben . ( Hört , hört ! b. d. Uiiabbe
Soz . ) Es handelt sich dabei vielfach , da man ' dem Brie } «
äußerlich nicht ansehen kann , welchen Inhalt er hat , um
einen familiären , intimen Inhalt : bei der Oeffnung und
Durchlesung dieser Briese werden dann hämische , un »
passende Glossen über diesen intimen Teil der Briefe ,
die vielfach zwischen Mann und Frau gewechselt werden ,
gemacht . (Hört, hört ! b. d. Unabh . Soz . )

Wie ist es nun mit dem

Belagerungszustand ?

Wir haben uns hier oft genug darüber ausgelassen . So «
lange das Belagcrungszustandsgesetz besteht mit seine «
Machtfülle , die es den Generalen einräumt , muß ma »
sagen : alles , was auf diesem Boden geschieht , ist zwar
vielfach ungeheuerlich , aber ist wenigstens noch mit eine »
Schein von Recht bekleidet , weil es sich eben auf ein
Gesetz stützt. Diese Praxis aber — und zwar sowohl die
öffentliche wie die geheime Briefkontrolle — ist gegen die
Verfassung , und ich werde mir erlauben . Ihnen den strik -
ten juristischen Nachweis dafür zu erbringen . Es ist
das nicht nur meine Auffassung , sondern die Auffassung
aller Juristen , die sich mit dieser Frage beschäftigt haben .
In der preußischen Verfassung ist die Beschlagnahme a »
» wci Stellen geregelt , in Artikel iZ und in Artikel 8Z.
Beide Artikel — das versteht sich ja von selbst , denn der »
selbe Gegenstand wird nicht zweimal an verschiedene »
Stellen abgehandelt — beschäftigen sich mit ganz ver -
schiedcnen Fällen . Artikel 6 enthält den Grundsatz , der
dort ausgesprochen ist , an der Spitze : die Wohnung ist
unverletzlich — und setzt als Ausnahme hinzu : „ Das
Eindringen in dieselbe und Haussuchungen sowie Ve -
schlagnahme von Briefen und Papieren sind nur in den
gesetzlich bestimmten Fällen und Formen gestattet . " Diese
Versassuugsbestimmung bezieht sich also nur auf die Weg -
nähme von Briefen und Papieren bei der Gclegenhert
der Durchsuchung einer Wohnung . Dagegen stellt der
Artikel 38 an die Spitze den Satz : Das Äriefgcheimnis
ist unverletzlich — , und fügt hinzu : „ Die bei strafgericht »
lichen Untersuchungen und in Kriegsfällen notwendige «
Beschränkungen sind durch Gesetzgebung festzustellen . " Das
Reichspostgesetz und die Reichstelegraphengesetze lasse »
Ausnahmen in der Unverletzlichkeit des Äriefgehcimnisses
ebenfalls nur bei strafgerichtlichcn Untersuchungen sowi «
in Konkurs - uud zivilprozessualischen Fällen ' und auf
Grund gesetzlicher Bestimmungen zu . Solche gesetzli . be »
Bestimmungen sind in der Strafprozeßordnung , in der
Reichskonkursordnung und in der Zivilprozeßordnung ent «
halten . In den dort festgelegten Fällen , aber auch n o r
in diesen , ist die Verletzung des Briefgeheimnisses « mf
der Post - und Telegraphcnanstalt selbst in den dort vor -
geschriebenen Formen zuläpig . Nun glauben unkundig «
Personen , und auch ein Teil der Parlamentarier ist von
dieser Auffassung gefangen genommen , vielfach , daß durch
das Gesetz übe : den Belagerungszustand an diesem Rechts -
zustande des Artikels 33 eine AenlkerunA eingetreten sei .
Das ist jedoch nicht der Fall . Das Gesetz über den Be -
lagcrungs , zustand läfst a ' icrdings , wie Ihnen ja bekannt
ist , in L ö die Außerkrascsetzung verschiedener Artikel der



preußischen Verfassung zu , darunter auch des Artikels v
über die Verletzung des Wohnungsrcchts , nicht aber des
Artikels 33 . Der Rcchtszustand ist also der : Unverletz -
lichkeit der Wohnung ist während des Belagerungs -
zustandsgesetzes nicht gewährleistet , dagegen ist

das Briefgeheimnis gewahrt nach wie vor

gemäß Artikel 83 , der ausdrücklich suspendiert ist , dessen
Susponsion dem Belagerungszustandsgesetz entzogen ist ,
unter allen Umständen auch während des Kriegszustandes .
Das Briefgeheimnis darf deshalb nur in der vorher von
mir erwähnten , in bestimmten Gesetzen ausdrücklich fest -
gesetzten Fällen verletzt werden . Danach kann der Militär -
vesehlshaber zwar in der Wohnung auf Grund des Be -
lagerungszuftandsgesetzes eine Haussuchung vornehmen
und kann bei der Gelegenheit dort befindliche Briefe
und anderes beschlagnahmen , das Briefgeheimnis hat er
aber auf der Post so gut wie jeder andere zu respek -
tieren . Verlangt er die Herausgabe von Briefen für
das Eehcimkabinett oder die Einsicht oder nimmt er sie
selbst an sich, bevor sie zur Post kommen , so

bricht er die preußische Verfassung
und maßt sich eine Macht an , die der Gesetzgeber bei

Erlaß des wahrhaftig nicht freiheitlichen Gesetzes über
den Belagerungszustand ihm mit Vorbedacht nicht ein -

geräumt hat . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . ) Die

Postbeamten , die dem Befehle des Militärbefehlsyabers
folgen , machen sich nach unseren Gesetzen strafbar , und
der Befehlshaber ist Anstifter dieser strafbaren Hand -
lungen und ist wie sie strafbar . Ter Kriegsgerichtsrat
Sonntag in feinem Kommentar zum Belagerungszustands -
gesetz sagt deswegen auch ganz ausdrücklich : Eine Brief -
zrnsur , eine Beschlagnahme von Briefen auf der Post
darf der Militärbefehlshaber nicht verlangen . Er beruft
sich auf eine Reihe von Autoritäten , ich nenne nur den

Reichsgerichtsrat Galli . M. H. , alles das , was aus dem
Gebiete des Belagerungszustandes geschieht , ist ja so
zahlreich , daß wir wochenlang darüber reden könnten und
das Material doch nicht erschöpfen würden . Wenn der

Herr Staatssekretär einzelne Fälle herausgreift und

meint , sie seien nicht genügend fundiert , so will das
nichts besagen , selbst wenn seine Behauptung wahr wäre ,
gegenüber dem Massenmaterial . Es ist bereits hier in

diesem Hause von einem Redner Klage geführt worden
darüber , daß dieser Abgeordnete nicht die Möglichkeit
habe , vor seinen Wählern ein einziges Mal zu sprechen .
In dieser Lage ist nicht bloß er , sondern viele , ich selbst
bin darunter , und mein Fall hat noch eine ganz beson -
dere Bedeutung , wie Sie gleich sehen werden , wegen des
Verhaltens der in Betracht kommenden Behörden . Im
vorigen Jahre sollte ich vor meinen Wählern , und zwar
in einer geschlossenen Versammlung , über die Tätigkeit
des Reichstages sprechen . Der Gouverneur von Königs -
bcrg verbot die Versammlung mit der Begründung , daß
ich über Kriegsziele sprechen würde , und nach der dort
geltenden Verordnung dürfe in Versammlungen nicht
über Kriegsziele gesprochen werden . Er wußte also
besser als alle meine Freunde und als ich selbst , der ich
überhaupt noch keine Disposition gefertigt hatte , worüber

ich sprechen wollte . Ak. H. , der unabhängige sozial -
demokratische Verein in Königsberg hat , den wiederholten
Anforderungen des Generals Wrisberg folgend , Be -
schwerde beim Militärbefehlshaber eingereicht und diese
Beschwerde hat Erfolg gehabt , das Verbot dieser Ver -

fammlung ist als unbegründet erklärt . Der Gouverneur
von Königsberg teilt das dem Verein mit und erklärt ,
er habe die Polizeibehörde angewiesen , daß sie in Zu -
kunft sich nach der Auffassung des Kriegsministeriums
richte . Jetzt meine Herren , veranstaltet derselbe Verein
am 19. März wiederum eine Generalversammlung , die

sich mit Geschäftsbericht , Kassenbericht beschäftigen soll ,
und setzt außerdem einen Vortrag seines Reichstagsabge -
ordneten über den Reichstag auf die Tagesordnung . Der -

selbe Gouverneur , der aus Veranlassung des Kriegsmini -
steriums im Dezember v. I . mitgeteilt hat , es sei diese
Auffassung nicht aufrecht zu erhalten : das Pölizeipräsi -
dium sei angewiesen , anders zu verfahre » , weist nun das

Polizeipräsidium an , diese Versammlung wiederum zu ver -
bieten . Sie ist verboten worden . lHört , hört ! b. d.

Unabh . Soz . ) Erst als der Verein sich dazu verstand ,
meinen Vortrag zu streichen und lediglich die rein ge -
schäftlichen Angelegenheiten zu verhandeln , erhielt er die
Genehmigung — aber , meine Herren , das bitte ich zu
beachten — auch nur unter der Bedingung , daß keinerlei
politische Fragen erörtert würden . ( Hört , hört ! b. d.
Unabh . Soz . )

Ja , wozu besteht denn ein politischer Verein , wenn
keinerlei politische Fragen in ihm erörtert werden dürfen !
Das heißt doch einfach , den Lebenszweck dieses Vereins ,
wie auch in einer Beschwerde des Vereins an das Kriegs -
Ministerium von neuem zum Ausdruck gekommen ist , ein -
fach vernichten . Der

Skandal ist aber um so größer ,

als andere Parteien , und zwar sämtliche bürgerliche
Parteien , wie auch die der Rcgierungspolitik anhängende
sozialdemokratische Partei , in dem Eouverneurbezirk nicht
nur geschlossene Versammlungen , sondern auch öffentliche
Versammlungen haben abhalten können . Um böswilligen
Einwendungen von vornherein die Spitze abzubrechen , er -
kläre ich, wenn ich darauf hinweise , mit welchem Maße
wir besonders gemessen werden , das nicht bedeuten soll ,
daß ich die anderen Parteien in ihrer Bewegungsfreiheit
irgendwie einengen will , im Gegenteil , sie sollen von
allen Beschränkungen , auch von den Beschränkungen , denen

sie zuweilen unterworfen sind voll befreit werden . Was
ich aber fordere , das ist , daß

» ns gegenüber das gleiche Recht zur Anwendung kommt

wie allen anderen Parteien und daß man insbesondere
nicht einfach dm wo das Kriegsministerium die höchste

Instanz im Beschwerdewege , eine Anweisung gegeben hat ,
sich darüber hinwegsetzt .

Meine Herren , so in Königsberg , und wie in

Königsberg , so geht es unserer Partei fast überall .

In Berlin

sind alle öffentlichen Versammlungen der Unabhängigen
Sozialdemokratischen Partei seit mehr als Jahresfrist ver -
holen worden . Selbst wenn die Versammlungen mit den -

selben Tagesordnungen einberufen waren , mit denen
andere Parteien , auch die regierungsjozialistische Partei ,
ihre Verhandlungen abgehalten hatten , werden sie nicht :
zugelassen . Ende April wurden sogar zwei M i t . -
gliederoersammlungen des Wahlvereins , die
sich mit den neuen Steuern beschäftigen sollten�
verboten . Am 13. Mai wurden Mitgliederversammlungen
mit der Tagesordnung des Wahlvereins nicht genehmigt ,
und es wird immer angegeben : „ Aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit . " Am 4. und 14. April und am
4. Juni wurden Frauenverfammlungen , die sich mit
Fragen der Frauen beschäftigen sollten , verboten , während
bürgerlichen Frauenversammlungen gestattet wurde , zu
tagen . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Meine Herren !

Die Marxfeier in Berlin

wurde , obwohl rechtzeitig die Genehmigung ni , ,
wurde , von dem Oberkommando nach länger als eine
Woche , kurz bevor die Feier stattfinden sollte , verboten .

Lediglich auf eine Beschwerde , die bei dem Militär -
befehlshaber eingereicht wurde , ist es gelungen , im letzten
Augenblick noch die Genehmigung zu diesen Marxfeiern
zu erlangen , während die Sozialdemokratische Partei
wenige Tage vorher ihre Marxfeiern hatte abhalten
können . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Nun wurden
aber die Besucher der für uns schließlich genehmigten
Marxfeiern noch in der Weise drangsaliert , daß ste ver -
pflichtet waren , ihr Mitgliedsbuch am Eingang vorzu -
legen , um nachzuweisen , daß ste auch Mitglieder des
Vereins seien . Dabei war es nicht möglich gewesen , sie
davon zu benachrichtigen , daß sie sich legitimieren muß -
ten , und eine Legitimation durch Bekannte , die der
Polizei als geeignete Persönlichkeiten erscheinen mußten ,
wurde nicht als genügend erachtet . ( Hört , hört ! und
Zurufe b. d. Unabh . Soz . ) Meine Herren , in Branden -
bürg wurden im März zwei Versammlungen der Unab -
hängigen Partei mit der Tagesordnung :

„ Der Weltfriede " verboten .

Redner sollte der Reichstagsabgeordnete Brandes sein
In Potsdam wurde der Deutschen Vaterlandspartei am
13. Mai dieses Jahres ein Frauenabend genehmigt , der
Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei , wie ich er -
wähnte , verweigert , und zwar nach der vom Oberkom -
mando m den Marken erlassenen Bestimmung . Die Be -
stimmungen werden so oder so angewendet , je nachdem ,
ob es sich um unsere Partei oder um andere Parteien
handelt . In Hannover wurde zweimal eine öffentliche
Versammlung , die die Tagesordnung haben sollte : Friede
und Demokratie , im März verboten . In Hanau wurde
unserer Partei die angemeldete öffentliche Versammlung
mit der Tagesordnung : Friedensfragen und Deutschlands
Demokratie , mit dem Reichstagsabgeordneten Dr . Herz -
feld als Redner zwar gestattet , aber nur unter Vedin -
gungen , wenn das wortgetreue Manuskript mindestens
am fünften Tage vor Abhaltung der Versammlung vor -
gelegt , in dem elben der Burgsriede gewahrt , die Per -
sonen der Obersten Heeresleitung nicht in den politischen
Streit gezogen würden , alle Erörterungen auf dem Ge -
biet der Kriegführung vermieden würden , welche den
Willen des Volkes zum Durchhalten bis zum Siege nach -
teilig beeinflussen und den Widerstand der Feinde stärken
könnten . Weiter wurde die Bedingung gestellt , daß der
Redner das Manuskript wortgetreu vortragen müsse , eine
Diskussion dürfe nicht stattfinden : die Versammlung
würde unter Zuziehung eines Stenographen polizeilich
überwacht werden und den Weisungen der Polizeibeamten
müsse unweigerlich Folge geleistet werden . Der Einbe -
rufer müsse auch persönlich für Einhaltung sämtlicher
Bedingungen auch seitens des Redners veranttoottlich
gemacht werden , und bei Nichteinhaltung einer dieser
Bedingungen werde die Auflösung der Versammlung er -
folgen . M. H. . was ist das für eine Torheit und wie
entwürdigend ist es , von einem Redner das Manuskript
seiner Rede zu oerlangen . Heute , wo die Ereignisse in
raschem Fluge sich ändern , ist ja das Material , das man
fünf Tage vorher eingereicht hat , in seinem wesentlichen
Inhalt vielleicht schon veraltet . Jedenfalls würde es
einen sonderbaren Eindruck machen , wenn der Redner
diejenigen Ereignisse , die sich nach Einreichung des
Manuskripts abgespielt haben und die vielleicht von größ¬
ter Wirkung für die Interessen des Volkes find , gar
nicht berührte ! Was ist das für eine Bedingung , daß
der Einberufer auch dafür verantwortlich fein soll , daß
der Redner sich an die Vorschriften halte , die ihm die
Bolizei auferlegt habe ! Wie soll das möglich fein ? Das
ist lediglich ein Vorwand , den man sucht , um die Ver -
lammlungen unmöglich zu machen , — und das in einem
Orte , in welchem annähernd und zur gleichen Zeit die
andere Sozialdemokratische Partei Versammlungen ab -
halten konnte .

In Erfurt wurde eine für März angemeldete Ver -
fammlung . in der der Reichstagsabgeordnete Brandes
sprechen sollte , ebenfalls nicht zugelassen , weil der Redner

nicht das wortgetreue Manuskript seiner Rede einreichte�
Bald darnach wurden vier Frauenversammlungen in den

Bezirken Arnstadt , Erfurt , Gera und Eotba oerboten ,
ebenfalls wieder , weil das wortgettcue Manuskript nicht
vorlag . In Stuttgart - Heslach wurde am 16. März eine
Mitgliederversammlung der Unabhängigen Partei mit
der Tagesordnung : Die Unabhängige Sozialdemokrattsche
Partei und der Friede , ohne Angabe von Gründen ver -
boten . Da macht sich ' s die Behörde schon bequemer , und
das ist ja auch das wichtigste , denn alle anderen Gründe
und doch reine Scheingrünve . Arn 17. März wurde eine

öffentliche Versammlung der Unabh . Sozialdem . Partei
in Stuttgart mit der Tagesordnung : Der Völker -

lriede , in der der Reichstagsabgeordnete Vogtherr sprechen
wollte , mit der Begründung verboten , daß nach der ein -

gereichten Disposition der Abgeordnete Vogtherr für einen

Frieden ohne Annexionen und ohne Kriegsentschädigung
ins Grund des Selbstbestimmungsrechtes der Völker

sprechen wollte ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) und das

nicht im Interesse einer weiteren glücklichen Fortfübrung�
des Krieges läge . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) M. 5s. ,
da hat nun der Zensor sein Herz offenbart : wer für
Annexionen eintritt , der darf reden , wer aber auch nur
soweit geht , wie selbst der neue Herr Reichskanzler nach
leinen Behauptungen gehen wollte und sich auf den Boden
der russischen Regierung , Frieden ohne Annexionen und

Entschädigung auf Grund des Selbstbestimmungsrech ! »
der Völker stellt , der wird einfach ausgeschlossen .

In demselben Bezirk wurde am 30. April eine Sa «
fammlung mit einer neuartigen Begründung verboten .
Da heißt es : „ Die Versammlung wird nicht genehmigt .
weil für die Abhaltung einer Mitgliederversammlung
tn Felbach ein Bedürfnis nicht anerkannt wird . " ( Hört .
hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Der Zensor entscheidet darüber ,
ob die politisch interessierten Männer dieses Ortes ei »
Bedürfnis haben oder nicht , und ste haben sich dem z »
fügen . In Stettin , wo bisher die überwachenden Be -
amten niemals einen Anlaß zum Einschreiten gefunden
haben , wurde am 7. April eine Versammlung , in der
der Reichstagsabgeordnete Vogtherr sprechen sollte , im
Interesse der öffentlichen Sicherheit verboten , und es ist
dort erklärt worden , daß Versammlungen , in denen aus »
wältige Redner auftreten wollten , auf eine Genehmigung
nicht zu rechnen hätten , ganz gleichgültig , was der aus «
wältige Redner spricht , er wird nicht zugelassen . In
Leipzig wurde am 22 . Februar eine Versammlung nicht
zugelassen mit der Tagesordnung : Der russische Frie -
oensvertrag . Der Vaterlandspartei wurde in demselbe «
Monat im größten Saal Leipzigs eine Versammlung ge -
stattet . In Chemnitz wurde das Polizetamt durch Ver -
fügung des stellvertretenden Generalkommandos vom
4. Februar angewiesen , alle öffentlichen und Vereinsver -
sammlungen der Unabhängigen Sozialdemokratie bis auf
weiteres wegen der Streikstimmung zu verbieten . Es
wurde aber auch eine Mitgliederversammlung mit rein
geschäftlicher Tagesordnung verboten , und dabei ist es
geblieben bis zum heutigen Tage .

Wie in Preußen , so auch in anderen Staaten . Bs -
vor ich aber zu einem anderen Staat übergehe , noch
ein Hinweis auf die Zustände tn anderen Bezirken . Zu -
nächst in Köln . Die öffentlichen Versammlungen in
Köln werden unmöglich gemacht , und zwar dadurch , daß
die Abgeordneten als Referenten nach der Reihe abge -
lehnt werden . Es war für eine öffentliche Versammlung
zunächst der Reichstagsabgeordnete Dr . Erdmann ange -
meldet . Es kam die Bestimmung : dieser Abgeordnete
darf nicht sprechen . Es wurde sofort der Landtagsabge -
ordnete Adolf Hoffmann als Redner angemeldet , auch
er fand keine Gnade . Es wurde der Reichstagsabge -
ordnete Ledebour als Redner angemeldet , auch er wurde
abgelehnt . Aber auch Vereinsversammlungen werden un -
möglich gemacht . Dort hat man die Methode , daß selbst
in der Diskussion nur Redner austreten dürfen , wenn
ste vorher dem überwachenden Polizeibeamten nicht nur
Name , Stand ' und Adresse angegeben haben , sondern
wenn der Polizeibeamte e » auch nach seinem Ermessen
für richtig hält , daß gerade dieser Redner sich an der
Debatte beteiligt . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Es
wurde dem Verein , als man nach den Gründen fragte ,
mitgeteilt , es müsse dies deshalb geschehen , weil über eine
Anzahl von Personen das Redeverbot verhängt fei ( Hört .
hört ! b. d. Unabh . Soz . ) und der überwachende Kommissar
prüfen müsse , �

ob nicht der Diskussionsredner zu diesen
Personen gehöre . Als der Verein dann mitteilte , daß
ihm nicht bekannt sei , daß irgendein Mitglied drs
Vereins unter einem Redeverbot stehe , erhielt er bis jetzt
keine Antwort . In Zeitz wird dieselbe Art der Anmel -
dung der Referenten befolgt . In Hamburg , Bremen ,
Hemelingen wurden Frauenversammlungen , die dort Frau
Äaumann abhalten wollte über dasFrauenaahlrecht , ver -
boten und zwar mit einer ganz neuarttaen Begründung ,
nämlich , weil im Hinblick auf die politischen Bestrebungen
der Rednerin zu besorgen sei , daß sie sich in einer die
öffentliche Sicherheit gefährdenden Weise zu Ausfällen
gegen die Regierung und politisch Andersdenkende hin -
reißen läßt . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Nickk
irgendeine Tatsache , sondern lediglich , weil der Polizei -
beamte glaubte , ste könnte sich hinreißen lassen zu Aus -
fällen gegen die Regierung und politisch Andersdenkende ,
war die Veranlassung zu dem Verbote . Ja , seit wann
darf man die Regierung nicht mehr scharf krttisseren
und gegen politisch Andersdenkende nicht mehr vorgehen ?
Es handelt sich hier um ein

ganz klares Ausnahmerecht gegen die sozial -
demokratische Partei

und allerdings auch gegen einen Teil da bürgerlichen
Pazifisten . Als die Pazifisten in Braunschweig b ? ad -
sichtigten , am 6. August 1917 durch den Schrlststcller
' errn v. Gerlach aus Berlin einen Vortrag über die
„ tage halten zu lassen : Was ermatten wir vom Kriege ? ,
wurde die Versammlung sowohl in Braunschweig wie
an jedem andern Orte in dem Korpsbairk verboten mit
dem Hinzufügen , daß jede öffentliche Werbetätigkeit und
Kundgebung , insbesondere die Verbreitung gedruckte ?
oder in anderer Weise vervielfältigter Mitteilungen an
Redaktionen und andere Personen außer an Mitglieder
des Vereins im Bezirk des Korps verwehtt würde .

Ueber die bürgerlichen Pazifisten und deren Propa -
ganda hat sich heute der Herr Staatssekretär in be -
achtenswerter Weise ausgesprochen . Er meinte , dasjeillge ,
was die Pazifisten veröffentlichten , ihre Literatur , cei
ja für ernste Köpfe wohl erbaulich und lehrsam , aber
gegen eine Massenverbreitung pazifistischer Literatur habe
man Bedenken , man könne sie nicht empfehlen in einer
Zeit , wo der Kriegswille aufs äußerste angespa int
werden soll . Dieses Geständnis muß festgehalten werden .
Diejenigen , die nicht für den Krieg bis zum äußer : n
eintreten , welche dem Elend ein Ende machen wollen
aus dem Bekenntnis heraus , daß der Opfer genug ge -
bracht seien und weitere Opfer stch nicht rechtferti : - en
lassen , werden als bürgerliche Pazifisten verpönt , ihre
Literatur wird unterdrückt , sie kann auch nach der Met -
nung des Herrn Staatssekretärs nicht verbreitet werden .

Meine Herren , in Nürnberg wurde am Ostersonntag
eine Landeskonferenz der Unabhängigen Sozialdemokra -
tischen Partei , in da nur Delegierte anwesend waren ,
mitten in der Debatte durch eine Anzahl Kriminal -
beamter unterbrochen , die die Personalien der Teilnehmer
feststellten , sieben von ihnen , weil sie Oesterreicher und
militärpflichtig sein sollten , auf die Polizei nahmen . Die

Polizei hielt ste während der Dauer der Konferenz in

Gewahrsam ( Hött , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) , ohoto -
graphlerte ste und nahm von ihnen Fingerabdrücke .
( Hört , hött ! b. d. Unabh . Soz . ) Das ist das scheußlichste
und skandalöseste , was wir je gehött haben , daß Teil -



« ehmcr an einer geschlossenen Konferenz nicht nur aus
die Polizei geführt werden , sondern sie wie aemeingefähr -
liche Verbrecher photographiert und von ihnen Finger -
« ddrücke nimmt . ( Zurufe . ) — Jawohl von Bayern ! Der

Ceusjische
Geist ist nach Bayern nicht nur eingedrungen ,

rdern
Bayern ist jetzt schlimmer als Preußen ,

Sie ich an dieser Stelle hervorhebe . ( Hört , hört ! b. d.

nabh . Soz . ) Die Beweise werden morgen erbracht wer -
den : denn in Bayern — das schalte ich auf Ihren Zwischen -
ruf ein — hat man gewagt , zwei Frauen , von denen
« ine in Bayern geboren und dauernd dort gelebt hat ,
» on ihren Kindern wegzureißen , die eine von ihrem
«in Jahr alten Kinde , die andere von einem Kinde im
6, Lebensjahr , sie auf die Bahn zu bringen unter Be -

» leitung von Bahnbeamten über Bayern hinaus nach Saal -
fcld in ein anderes Bundesgebiet und sie dort den Be -
Wörden zu übergeben , die nicht wußten , was sie mit diesen
» rauen machen sollten . ( Hört , hört ! und erregte Zwischen -
tufe b. d. Unabh . Soz . )

Meine Herren , die Marx - Feier in München wurde

» erboten , obwohl man dort in Nürnberg das Künstler -
»rchester , wie den Polizeibehörden bekannt war , und den

Lrbeitersängerchor zugezogen hatte , um diese Feier in

würdiger , künstlerischer Weise zu begehen . In Mann -

heim wurde eine Versammlung mit dem Herrn Abg .
Henke als Redner nicht zugelassen , wieder mit der Be -

« ründung , Henke habe nicht in Mannheim seinen Wohn -
ntz . In Baden ist durch eine Verfügung des Ministers
des Innern an die Amtsvorsteher vom 7. Mai d. I . an -

geordnet worden , daß die Versammlungen der Unab -

hängigen Sozialdemokratischen Partei sämtlich polizeilich

zu überwachen find . Diese Verfügung bezeichnet sich selbst
als eine Ausnahmevorsckrtst gegen die Unabhängige
Sozialdemokratische Partei . Nach einer Verfügung vom
IS . Juni des stellvertretenden Generalkommandos im

Kroßherzogtum , sollen die Versammlungen der Unabhän -
gigen Sozialdemokratischen Partei aufgelöst werden , so-
bald hetzerische Ausdrücke oder Redewendungen fallen .
( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Es ist ja wohl ganz
im Geiste des Herrn Generals von Wrisbera , der ja auch
das Einschreiten damit rechtfertigen wollte , daß man doch
gegen Hetzer vorgehen müsse . Er hat allerdings die Er -

kenntnis , daß dieser Begriff der Hetzer etwas weit sei ,
daß man kein sicheres Kriterium dafür habe , und wir
verbitten es uns , daß man die winzigen Rechte , die wir
noch haben , mit diesem Argument noch beseitigen will .

( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . )
M. H, ein ganz besonderes Kapitel ist die Art . wie

in Danzig die Unabhängige Sozialdemokratische Partei
drangsaliert wird . Dort waren nicht nur die öffentlichen ,
fondern auch die Vereinsversammpmgen durch eine Kom -

mandanturverfügung vom 12 . Dezember vorigen Jahres
untersagt , weil die leitenden Personen des dortrgen
Vereins keine Gewähr dafür böten , daß die von der
Militärbehörde erlassenen Anordnungen in den Versamm -
lungen beachtet werden . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . )
M. H. , dabei werden alle Versammlungen doch durch

olizeibeamte bewacht . Die Polizeibeamten haben die
ontrolle , sie können also selbst , wenn sie es wollen , dahin

wirken , daß diese Bestimmungen beachtet werden . Nein !
Es sollte lediglich ein Makel den Leitern des Vereins

angehängt werden . Am 28 . Mai 1918 ist eine Verfügung
des Kal . Polizeipräsidenten erlassen worden , dahingehend .
der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei für
Danzig Stadt und Land ist durch Beschluß der Kgl .
Kommandantur vom 18. Dezember 1917 die

Abhaltung von Versammlungen jeglicher Art

— jeglicher Art ! — ( Hört , bört ! b. d. Unabh . Soz . ) bis
auf weitere » oerboten . Also auch die einfachsten Per -
lammlungen , die sich mit dem Kagenberickt beschäftigen ,
die stch über weiter nichts als über die Bewegung des
Mitgliederstandes unterrichten wollen , sind nicht zuläsiig ,
und dem früheren Leiter des Vereins — Loos in Danzig
— ist seit vielen Monaten jede politische Betätigung .
auch die legalste , verboten . Er ist ein <8fähriger Mann ,
er wurde militärisch eingezogen und längere Zeit in
Garnison gehalten . Jetzt bei Entlassung der älteren
Jahrgänge ist er zurückgesandt worden . Er arbeitet in
einem kriegswichtigen Betriebe , aber nun wird er
dauernd bedrängt , Haussuchungen werden bei ihm abge -
halten , obwohl bei ihm nie etwas Belastendes gefunden
worden ist . Kriminalbeamte erklärten , daß er Broschüren
erhalten haben solle , und daß Besprechungen in seiner
Wohnung stattfänden . Nichts davon ist richtig . Man
droht ihm aber , daß man ihn als Hilfsdienstpflichtigen
an einen anderen� Ort , getrennt von seiner Familie , setzen
werde . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Aber nicht nur
in gewöhnlichen Zeiten handhabt man die Unterdrückung
unserer Partei , sondern auch in Wahlzeiten , und dann
stellt man das Resultat einer solchen Wahl als den un -
verfälschten Ausdruck der Volksmeinung hin . Der Herr
Staatssekretär des Innern Wallraf hat am 1. März d. I .
in einem Schreiben ausgeführt : Das Recht des Militär -
befehlshabers , während der Dauer des Belagerungs -
zustandes das Versammlungsrecht einzuschränken oder auf -
zuHeben , erstreckt sich auch aus Wahlversammlungen : es
steht daher im Ermessen der Militärbefehlshaber , unter
welchen Bedingungen solche zugelassen werden sollen .
( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) M. H. , eine schöne
Wahl , bei der der Militärbefehlshaber darüber ent -
scheidet , welcher Partei er Versammlungen gestatten will
und welcher , nicht . Und über Wahlflugblätter schreibt er
folgendes : Wahlflugblätter brauchen ferner dem Ober -
kommando zur Zensur nicht vorgelegt werden , müssen aber
alle gehässigen , den Burgfrieden und die Einheit der
Bevölkerung gefährdenden Aeußerungen vermeiden , auch
dürfen sie nicht obne Preßvermerk hergestellt oder ver -
breitet werden . " Wie diese Auffassung des Herrn Staats -
fckretärs von den Behörden beachtet wird , darüber will
ich auf dem Tische des Hauses zum Beweise einige Ur -
künden legen , aber zunächst einiges daraus vortragen .
Es sind drei

Wahlflugblätte ? aus der letzten Wahl in Zwickau .

die ja auch heute hier von einem Herrn erwähnt worden

ist . Diese Wahlflugblätter sind vom Zensor folgender -
maßen behandelt worden . Die hier roten Stellen sind
durchstrichen worden . Und was sind das nun für Stellen ?

Ich kann sie nicht all « vorlesen , aber doch einige . Aus
der Nr . 4: ,�vie Regierung macht das ganze dem Kriegs
dienstbar . " Durchgestrichen ! „ Das Volk ist während des

Krieges seiner wichtigsten Freiheiten beraubt worden . "

Durchgestrichen ! „ Die öffentliche Meinung ist zenfiert . "
Das darf man den Wähler nicht jagen . „ Das Vereins -
und Versammlungsrecht ist aufs stärkste eingeschränkt .
Das Koalitionsrecht ist den Arbeitern genommen worden .

Zu Beginn des Krieges versprach die Regierung , daß
nach Beendigung der Mobilmachung der Belagerungszustand
aufgehoben werden solle . Seitdem find vier Jahre ver -

gangen , aber noch immer herrscht der Belagerungs -
zustand . " Das darf den Wählern uicht gesagt werden .

( Zuruf b. d. Unabh . Soz . ) Aber , meine Herren , es
kommt noch viel besser . Ern Satz wie : „ Die Agrarier
erhalten für ihre Ausbeutung des darbenden Volkes noch
obendrein Liedesgaben gewährt " muß gestrichen werden .
Man darf die Agrarier nicht angreifen . �Die Erobe -

rungsziele der herrschenden Klassen peitschen die Regie -
rungen des Auslandes , die den Verlust von Teilen ihres
Landes fürchten , zur Fortsetzung des Krieges auf . " Das

ist ein Gedanke , der vernichtet werden muß : der Satz
ist gestrichen . „ Eine Gruppe von Interessenpolitikern
herrscht in Deutschland , die nach Eroberungen strebt und

dadurch den Krieg verlängert . Das darf nicht gesagt
werden : die letzten Worte find gestrichen . — „ Die Ar -

beiterschutzgesetze find während des Krieges aufgehoben
worden . " Darf nicht mitgeteilt werden .

Aber , meine Herren , nun kommt in allen drei Flug¬
blättern doch das Tollste » was man uicht für möglich
halten kann .

Ausgestrichen ist vor allen Dingen in den Aufrufen
das Wort „ Friede " . -

„ Wer für Frieden und Wohlfahrt ist , der stimmt für den

Sozialismus " heißt es ; die Worte „ Frieden und "

find gestrichen . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) „ Wer
sich zu ihr bekennt " , nämlich zur Unabhängigen Sozial -
demokratischen Partei , „ Bekennt sich zum Sozialismus , zur
Sache de « Friedens " . Die Worte „ zur Sache des Frie¬
dens " sind ausgestrichen . Die Schlußfolgerung : „ Wer für
die Unabhängige Sozialdemokratische Partei und für den

Friede « eintritt , wählt den Gewerkschaftsangeftelltcn Fritz
Heckes in Chemnitz " . Die Worte „ und für den Frieden "
sind gestrichen . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) M. H „
genau so cn den anderen Flugblättern . Es find zum
Teil noch schlimmere Dinge . Ueberall find vor allem dir
Worte gestrichen , die sich auf den Frieden beziehen . „ Wollt
ihr den Frieden , wollt ihr die sozialistische Gesellschaft ,
wollt ihr Frieden , Freiheit und Brot für euch und eure
Kinder , so könnt ihr eure Stimme am 1Z. Mai nur geben
dem Kandidaten der Unabhängigen SoziaiKemokratischcn
Partei " . Die Wort « „ Frieden und Brot " find gestrichen
worden .

Im letzten Flugblatt genau so ! In der Wendung
„ Frieden , Freiheit und Wohlfahrt aller " ist das Wort

frieden " gesttichen .
Ueber Frieden darf nicht gesprochen werden .

Das Volk muß hineingepeitscht « erden in neue Blut -
bäder . Es soll ihm der Gedanke gar nicht kommen , daß
es eine Partei gibt , die ernstlich und ehrlich au de « Ende

dieses Gemetzels , an dem Frieden arbeitet .

Meine Herren , in allerneuester Zeit macht sich nun

noch eine neue Art von Zensur bemerkbar , und ich mache
die Regierung darauf aufmerksam . Ich werde bei geeig -
neter Gelegenheit noch auf diesen Gegenstand zurück -
kommen . In Berlin ist im Kriegsministerium die Zen -
ttalstelle , wie mir berichtet worden ist , eingerichtet war -
den zur

Konttolle der Briefe der Gefangenen .

Es soll festgestellt werden , welche politischen Ansichten die

Gefangenen haben , und wenn dann eine Liste aufgestellt
ist . mit dem Vermerk , welcher Anschauung der einzelne
ist , dann können wir von vornherein wissen , was er in

Zukunft zu erwarten hat .

Ich habe vor mir die Abschrift einet ' Verfügung des

stellverttetenden Generalkommandos von Altona vom
16. Mai 1918 , die den Schleier noch etwas mehr lüftet .
Ich lese nur die wichtigsten Stellen vor , welche mit dem

Thema zusammenhängen . Hier heißt es : . . Die Entente ,
besonders England und Amerika , arbeitet systematisch an
der Verhetzung der in ihrer Hand befindlichen deutschen
Kriegsgefangenen mit dem Ziele der Zerstörung jeder
monarchischen vaterländischen Gesinnung und setzt dieses
Verfahren auch während der Jnternierung im neutralen
Auslande fort . Es wird angeordnet . 1. das Hineintragen
revolutionärer und unpatriotischer Gedanken in die deut -

schen Familien und in das Heimatheer muß verhindert
werden . " — also auch in die deutschen Familien . — „ Für
die zu den Ersatztruppenteilen zurückkehrenden Kriegs -

gefangenen hat vaterländischer Unterricht im verstärkten

Maße stattzufinden , und zwar nicht nur für die aus

russischer Kriegsgefangenschaft " — da wird Bezug genom -
men auf eine andere geheime Verfügung mit Akten -

zeichen — „ sondern alle zurückkehrende Kriegsgefangene .

besonders auch die von der Austauschstation Konstanz
kommenden . " Und wie sieht dieser Unterricht aus ? . . Als

Gegenstände dieses Unterrichtes kommen in Betracht :

Vaterländische Geschickte : Darstellung der Kriegsgeschichte
in Heer und Flotte : Verdienste unseres Kaiserhauses und

der betreffenden Fürstenhäuser um das Wohl des deut -

schen Volkes : ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Vorteile

unserer Staatsverfassung : Nachteile der staatlichen Ein -

richtungen unserer jetzigen und früheren Feinde : allge -
meine soziale Fürsorge durch das Deutsche Reich : Ver -

sorgung der Kriegsteilnehmer und Kriegsbeschädigten :
Kriegswirtschaft . "

�ch weiß nicht , ob bei dem Punkte , der sich mit den
Vorteilen unserer Staatsverfassung und den Nachteilen
der Staateeinrichtungen unserer Feinde beschäftigt , etwa
auch dargelegt werden soll , wie herrlich doch in Preußen
es mit dem Wahlrecht bestellt ist und wie sehr die ande -
ren Nationen uns um dieses herrliche Wahlrecht beneiden
können .

Was nun die politisch Unzuverlässigen zu gewärtigen
haben , ersehen Sie aus folgender Bestimmung des ge¬
heimen Erlasses :

„Politisch unzuverlussine Personen bedürfen bcfvnders
/ scharfer Beauksickttauna . "

( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Alle die , die nicht mill «

taristisch , monarchistisch , die nicht so denken , wie unsere
Militärs denken , die ja alle nach der Reihe , ioweit fie
in hohen Stellen find , für den Imperialismus , die Reak -
tion in jeder Form eintreten , gelten ja als politisch

unzuverlässig und diese politisch unzuverlässigen Per -
onen bedürfen besonders scharfer Beaufsichtigung . Sie
ind zunächst von den übrigen Angehörigen der Truppen
ernzuhallen , werden abgesondert von ihren Kameraden ,

mit denen sie alle die Leiden erduldet haben ( Hört ,
hört ! b. d. Unabh . Soz . ) , und es heißt : „ Weiter sind
Vorkehrungen zu treffen , daß sie nicht andere Personen
verhetzen oder aufteizen . Vor der Entlassung sind die

zustünoigen Polizeibehörden �u benachrichtigen . " Also auch
dann , wenn die Anhänger einer anderen Anschauung als
der ihrigen , wenn die Anhänger der Demokratie und des

Sozialismus , vielleicht auch nur die Anhänger liberaler

Auffassungen zurückkehren nach der Heimat als Bürger ,
dann werden sie vorher der Polizeibehörde als unzuver -
lässige Personen denunziert und unter Polizeiaufsicht
gestellt . ( Hört , hört ! b. d. Unabh . Soz . ) Das ist der

Dank , meine Herren , für alles , was diese Männer er -

tragen und erduldet haben . ( Glocke des Präsidenten . )

M. H. , wer etwa glaubt , daß durch Reden und feien
es die schönsten Reden , die Regierung in eine andere

Richtung gebracht werden könnte , rrtt sich . Die Erfahrungen

diese » fast vier Jahre sollten doch alle darüber aufilären .
Rein , nachdem durch alle Parteien mit Ausnahme meiner

Partei der Imperialismus geschürt worden ist , glaubt
der Imperialismus sich das leisten zu können . Die An -

Hänger des Imperialismus , die den vaterländischen
Unterricht mit Zustimmung aller anderen Patteien an
der Front eingerichtet haben , sind so sehr in ihrem Macht -
bewußtsein bestärtt worden , daß fie nunmehr glauben ,
stch alles herausnehmen zu können . ( Zurufe b. d. Unabh .

SozZ und dieser Vorgang , der sich im Bezirke des
7. Armeekorps abgespielt hat , verdient doch eine andere

Betrachtung , als fie der Abg . Meerfeld ihm hat ange -
deihen lassen . Um was handelt es sich hier ? Ein General -

kommando , das zu den berüchtigsten gehört , das oft genug
nicht nur von meiner Partei , sondern auch von anderen

Parteien in diesem Hause wegen seiner Unterdrückungs -
maßregeln , wegen Verletzung von Gesetz und Recht ange - ,
griffen worden ist , gibt eine

Broschüre zur Beeinflussung der Arbeiter

heraus mit allgemeinen Reichsmitteln . Konnte denn
ein Mensch , der von diesem Plan erfahren hat , auch nur
einen Augenblick im Zweifel darüber fein , in welchem
Geiste diese Broschüre verfaßt werden sollte . ( Sehr richtig !
bei den Soz . ) Man kannte den Kommandierenden

General , man wußte , daß er einer der schlimmsten Scharf -
macher ist , daß er ein Kriegstreiber und Imperialist
schlimmster Sorte ist , und wenn sich dann ein Arbeiter
einem solchen Manne zur Verfügung stellt , um an einem
Werke diejer Art mitzuarbeiten , dann ist der schärfste
Tadel noch viel zu gering . ( Lebh . Zustimmung b. d.

Unabh . Soz . ) Ich kenne kaum ein Wort , auch kein par -
lamentarisches Wort , das scharf genug ist , um diese Hand -
lung zu brandmarken . ( Sehr richtig ! b. d. Unabh . Soz . )

M. H. , wir wehren uns dagegen an dieser Stelle
und in diesem Zusammenhang , daß amtliche Mittel ver -
wand ? werden , um unter trügerischer Masle Arbeittr

für die Ziele der Kriegführung einzusaugen , derjenigen
Kriegführung , die wir verurteilen müssen , weil sie uns
bisher nicht zum Segen gereicht , sondern immer mehr
und mehr in das Verderben hineingebracht hat . Es
wäre ebenso leicht , Feuer mit Wasser zu vereinigen , wie
die Zensur in Einklang bringen zu wollen mit der Frei -
heit des Volkes . ( Sshr richtig b. d. Unabh . Soz . ) Rein ,
m. H. , die winzigen Freiheiten , die wir uns in hartem
Kampfe errungen hatten , fie sind uns durch die Militär -
dittntur geraubt » ordeu , und wir haben nicht die Hoff -
nung , daß sie uns durch Reden im Reichstage wieder
eing « « « mt werden . Rein , wenn das Volk nicht selbst
in »oller Erkenntnis dieser Sachlage und unter Abweu -
dung gerade der im siebenten Armeekorpsbezirk geübten
Methode stch aufrafft und endlich seinen Willen bekundet ,
wird eine Aenderung nicht erreicht . ( Lebh . Zustimmung
b. d. Unabh . Soz . ) Das Volk muß eingreifen . Der
Reichstag hat versagt und wird weiter versagen . ( Lebh .
Beifall b. d. Unabh . Soz . )

General von Wriesberg : Den vaterländischen Unter -
richt über die aus Rußland zurückkehrenden Kriegs -
gefangenen hält die Militärverwaltung für ihre Pflicht ,
nachdem die Leute vier Jahre lang von der Entente
beeinflußt worden sind .

Damit schließt die Debatte .

Abg . Spiegel ( Soz. , persönlich ) weist die Bchaup -
tunaen des Abg . Herzfeld über die Konferenz im
7. Armeekorps als gleichzeitige Verdächtigungen zurück .
Die an der Konferenz teilnehmenden Gewerkschaft ?-
beamten haben sich frei und offen über die Broschüre
ausgesprochen . Ich erwarte , daß der Abg . Herzfeld den
unerhörten Vorwurf des Verrats ehrenwerten Männern
gegenüber nicht aufrechterhält .

( Unabh . Soz . ) : Ich habe nicht behaup -
tet . daß Eewerkfchaftsbeamte an der Broschüre mitge -
arbeitet haben , sondern daß Redakteure sich da -
zu bereit erklärt hätten .

Die Anträge der Kommission zn den Fragen der
Zensur und des Belagerungszustandes werden ange -
nommen .

Auf Antrag des Abg . Hausmann ( Vp . ) wird der im
Beginn der Sitzung angekündigte Antrag auf Abänderung
der Geschäftsordnung in der Frage der Vizeprästdeiiten
noch auf die Tagesordnung gesetzt und ohne Debatte an
die Eeschäftsordnungskommission verwiesen .

Hierauf vertagt sich das Haus auf Freitag . 1 Uhr .
( Kleine Anfragen . Besprechung der Fragen der Schutz -
hast . )

Schluß 7- / . Uhr .

Berantw . Nedaktcur : C. Leid ? ÜZerlegcr A. HoffmaunZ
beide Verlin O. 27 , Schicklcrstraße 6.

Trurl : Maurer � Tinimick . Berlin . KövcnickerStr . 36 - 23 .
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